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K urzn i ederschri ft 

über die Sitzung der Ratsversammlung 

am 17. Februar 1977 

Beginn: 15.20 Uhr Ende: 19.46 Uhr 

Si tzungsunterbrechung: 17.15 Uhr bis 17.35 Uhr (Pause) 
18.35 Uhr bis 18.50 Uhr 

Vors i tzender: 

1. Schriftführer: 
--------------
2. Schriftführer: --------------

Anwesend: ---------

Stadtpräsident Sau erb a u m 
Stellv. Stadtpräsident M ü I I e r 

(bis Punkt 14) 
(ab Punkt 15) 

frau Ratsherrin L a n g e 

Frau Ratsherrin Hof e r 

Stadträte: 

Ratsherren: 

Diekelmann, Hagelstein, HochheilJl, Johanning, 
Kuster, Möller, Müller, Ohmsen, Rösser, Wurbs, 
Zimmer 

Balzersen, Bergien, Engelmann, Gallinat, 
Günther, Hänsler, Heilig, Dr. Hermann, Frau 
Hofer, Ipsen, Jungjohann, Kähler, Küster, 
Lange, Frau Lange, Leest, Leps, Lippe, Lorenz, 
Lüth, Nykamp, Petersen, Plath, Rapsch, 

• 

I 

,I 

I 

Dr. Reimers, Schmidt-Brodersen, Schöning, I 
Schunck, Schulz, Frau Sievers, 5pi-ckh-off, 
Stegemann, Stein, St~~..t, Steputat, Tschorn, 

Es fehlen entschuldigt: -------------------

Außerdem sind anwesend: ----------------------

Frau Witt 

Ratsherren Spickhoff und Steinert 

Oberbürgermeister Bantzer, Bürgermeister Barow, 
Stadtbaurat Barteis, Stadtschulrat Dr. Lohmann, 
Stadtrat Lütgens, Stadtrat Dr .Moll, St6d+rEt+~ 

Mitglieder der Ortsbeiräte 

./. 

I 



?-~-~~~~~]l_~~:~:~T!~~~~_~~_!~~:~~~~~~~ 
S ta d t prä s i den t gibt die Tagesordnung und die bisher vorliegenden Änderungen bekannt. 
In einer Zusammenstellung wurden nachgereicht: 

Ein Dringlichkeitsantrag der SPD-Fraktion, betr. Erlaß einer Baumschutzverordnung. 

Die Dringlichkeit fand nicht die Mehrheit des Hauses, so daß dieser Antrag heute nicht 
beraten wird. 

?-~-~~~~~i31 - Bürgerfragestunde -
Eine Bürgeranfrage, betr. Erschließung des Geländes B. -Plan 373 Brüggerfelde. 

~_~~~~~.?]: - Kleine Anfragen -

a) Drucksache 63 - betr. Erweiterung des St. Elisabeth-Krankenhauses 

b) Drucksache 64 - Herausgabe der Broschüre "aus der Schule - in die Schule 11 

?-~_~unkt 14): - Kreisentwicklungsplan Kiel 1977/1981 --------
weiteres ergänzendes Material. 

?~_~unkt 16): - Umbau der Fischhalle am Wall zu einem Museum ---------
ebenfalls ergänzendes Material. 

ergänzendes Material. 

Auf den Tisch gelegt wurden: 

~_~unkt 5 d) - eine Geschäftliche Mitteilung des Sportamtes, betr. Förderung von allgemeinen 
-------Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung. 

?-~_ Punkt 9): - ABM-Maßnahmen--------
ein Änderungsantrag der F. D. P. -Fraktion. 

Hierbei führt Stadtrat Hag eis t ein aus, daß es sich nicht um einen Änderungs­
antrag handelt, sondern er im Namen der F.D.P.-Fraktion den Antrag stellt, diesen 
Antrag als selbständigen Punkt auf die Tagesordnung, und zwar nach Punkt 9 -
ABM-Maßnahmen - zu setzen. 

S t a d t prä s i den t führt aus, daß es sich somit dann um einen Dringlichkeits­
antrag handelt, für dessen Anerkennung eine Zweidrittelmehrheit erforderlich ist. 

Widerspruch gegen die Dringlichkeit wird nicht erhoben. Damit wird dieser Antrag 
als Punkt 9 a der Tagesordnung behandelt. 

?~-~~~~~]!l: - Wahl des Vorsitzenden des Umlegungsausschusses -

ein Namensvorschlag der SPD-Fraktion 

Zu 



I 

~~-~~I2~~J~J:. - 19. Ordentliche Hauptversammlung des Deutschen Städtetages 1977 -

ein Namensvorschlag der SPD-Fraktion und die Namensvorschläge der 

CDU-Fraktion. 

Die zu Punkt 20) angekündigte Tischvorlage wurde nicht vorgelegt. Die Änderungs­
wünsch~-;~~J;;;on Stadtrat Lütgens bei der Beratung des Tagesordnungspunktes 

vorgetragen. 

Weitere Änderungswünsche liegen nicht vor. 

Widerspruch gegen die Tagesordnung wird nicht erhoben. Damit ist sie in dieser Form 

genehmigt. 

en 
~~_Punkt 2) - Genehmigung der Niederschriften über die Sitzung der Ratsversammlung -----------------------------------------------------------------------

_c:~_~1_~~~P..~~~~:!:.JJ7~_~I2~_a~_~~:.J.9!'~.9!_1_~~ 

Beide Niederschriften haben im Büro des Stadtpräsidenten zur Einsicht ausgelegen. 
Widerspruch wurde nicht erhoben. Damit sind beide Niederschriften genehmigt. 

?~ Punkt 3) - Bürgerfragestunde --------------------------
Herr Heinz Bol I man n begründet seine Bürgeranfrage, betr. Erschließung des 
Geländes Bebauungsplan 373 Brüggerfelde. 

Stadtbaurat Bar tel s beantwortet die Anfrage im Namen des Magistrats. 

- Kenntnis genommen - ( Si ehe nächste Sei te ) 

?~_~~I2~~jl_:.Q:~c..h_'!.f~~i.9~.:_~i~~~i~~~e:~_<!~s_~~c:<!tp!~~i~.:!'~:~_ 

Es liegen keine Geschäftlichen Mitteilungen vor. 

I 
i 

I 



Heinz Boll mann 

Herrn 

Stadtpräsident Sauerpaum 

Rathaus 

2300 K i e I 1 

Zu Punkt 23 a der Tagesordnung (Magistrat) 
Zu Punkt 3 a der Tagesordnung (Ratsversammlung) 
~~~~--~~--~~~~~~~ 

2300 Kiel 14, den 8. Febr. 1977 
Danziger Str. 63 . 

.§.e tr .. : m.irgerfrage s t Jnr. e in der RFI ,; svers 'nmlung 

hier: Erschließung de s Geländes Bebauungspl an 373 Bruggerfelde 

Sehr geehrter Herr Stadtpr äs idert! 

Seit 1970 . bin ich EigentOmer des Grunds t Oc ks Bebauungsplan 373, 

Parzelle 272/10 und seit dieser ZGit wart e ich auch auf die Er­

sC hließung. Während der vergan gene n Jahre habe ich mehrmali g so­

wohl mit der Stadt Kiel als auch mit der Kiele r Wohnun gs bau gesell­

schaft korrespondiert. Soweit Oberhaupt etwas Konkretes geantwor­

tet wurde, hat immer die eine Seite die andere als maßgeblich fOr 

den Beginn der Erschließung vorg eschoben . Erst in letzter Zeit hat 

ma n festgestellt, daß man sich no c h mit verschiedenen Anliegern 

wegen der Abgabe von GrundstOcksf t ächen e i nigen muß. 

Meine Frage lautet: Inwiewei t kawI die Stadt Kiel mir h2l fen, 

Zu einem m~glich st baldigen Baubeginn zu kommen. 

Ich möchte diese Frage in der BOrgerfraqes tunde der Ratsversamm­

lung vortragen. An folgenden Terminen kann ich erscheine n: 

Donnerstag, den 17. Februar 1977 ab 16.30 Uh r 

Donners tag, den 17 . M::;rz 1977 ab 17.30 Uhr. 

FOr ei r e Nachricht und weitere In~orma tionen Ober die BOrgGrfrage­

stunde w~ re ich dankbar. 

Mit freu ndlichem Gru ß 

( Siehe vorhergehende Seite) 
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Zu Punkt 
50 der Tagesordnung 

Hauptamt Kiel, den 21. Januar 1977 

Geschäftliche Mitteilung 

für den Magistrat und die Ratsversammlung 

~tr.: Verwaltungsstellen in Kieler Ortsteilen 
- hier: Sprechstunden bei HDW und MaK 

Die Ratsversammlung hat in ihrer Sitzung am 10. 6. 1976 eine Redu­
zierung des Verwaltungsangebotes in den Außenbereichen, in denen 
Verwaltungsstellen unterhalten werden, beschlossen. 

Im Rahmen der Beschlußfassung wurde der Ratsversammlung in der 
Begründung zu der ihr vorliegenden Vorlage auch Kenntnis gegeben 
von dem Verfahren, das der Magistrat zur Ausgestaltung dieser 
Sprechstunden als vorläufige Lösung durch Beschluß festgelegt hatte. 
Darin war u. a. ausgeführt: 

"d) In den Ortsteilen Friedrichsort und Neumühlen­
Dietrichsdorf soll versuchsweise eine Sprech­
stunde bei den Betrieben MaK und Howaldtswerke 
_ Deutsche Werft AG Hamburg und Kiel einge­
führt werden. " 

Die Verwaltung hat .die Firmen MaK und Howaldtswerke .. Deutsche 
Werft AG Hambürg .und Kiel über den Beschluß der Rats..: " 
versammlung und ihren Wunsch zur Einführung von Sprechstunden 
in den beiden Bet:deben unterrichtet. Gleichzeitig wurden die' 'Firmen 
um ihr Einverständnis zur Durchführung der Sprechstunden gebeten. 

Mit der Betriebsleitung der MaK ist zwischenzeitlich Einigung dahin­
gehend erzielt worden, daß an jedem Montag eine 1 1/4stündige Sprech­
stunde in einem Raum des Betriebes abgehalten wird (12.00 Uhr bis 
13.15 Uhr ). Die Verwaltung wird über die Auslastung dieser Sprech­
stunde im Rahmen des ihr von der Ratsversammlung aufgegebenen 
Auftrages nach Ablauf eines Jahres berichten. 
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Die Howaldtswerke - Deutsche Werft AG haben nach mehrfachen Ver .. 
handlungen mit Schreiben vom 12. 1. 1977 folgendes mitgeteilt: 

IIIn der Zwischenzeit haben wir eingehend über Ihren 
Wunsch nach Einrichtung einer Sprechstunde des Haupt­
amtes in unserem Werk Dietrichsdorf nachgedacht. 

Wir haben diese Frage am 12. 01. 1977 auch mit unse rem 
Betriebsrat, Herrn Lorenz, ausführlich besprochen. 

Leider müssen wir Ihnen heute mitteilen, daß wir aus 
organisatorischen Gründen von Ihrem Angebot Abstand 
nehmen möchten. 11 

Damit wird bei HDW keine Sprechstunde durchgeführt werden können. 

Der Magistrat hat in seiner Sitzung am 9.2.1977 von dieser Geschäftlichen 
Mitteilung Kenntnis genommen. 

/ 

Kenntnis genommen 
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Zu Punkt ~ d~ Tagesordnung 

Hauptamt Kiel, den 31. Januar 1977 

Geschäftliche Mitteilung 

für den Magistrat und die Ratsversammlung 

Be~ Spätsprechstunden 

Aufgrund verschiedener Anregungen aus Kreisen der Bevölkerung waren 
bereits 1968 einmal versuchsweise Spätsprechstunden im Einwohnermelde­
amt eingeführt worden. Danach war jeweils am Donnerstag in der Zeit 
Von 15.00 Uhr bis 18.30 Uhr eine Spätsprechstunde vorwiegend für Berufs­
tätige geöffnet. Da sich herausstellte, daß die Spätsprechstunden dann doch 
nicht überwiegend von Berufstätigen genutzt, sondern von Personen in An­
SPruch genommen wurdffi, die auch zu den üblichen Sprechzeiten hätten 
kommen können, sah sich der Personalrat zur Mitzeichnung einer Verfügung 
über die Fortsetzung der Spätsprechstunden über den Versuchszeitraum 
hinaus nicht in der Lage. Die Spätsprechstunde wurde dahe r wieder aufge­
hoben . 

Seitdem haben wir wiederum zahlreiche Eingaben und Anregungen von 
Bürgern erhalten, in denen der Wunsch geäußert worden ist, insbesondere 
Berufstätigen die Möglichkeit zu gebeE, ihre Anliegen in Spätsprechstunden 
nach Ablauf ihrer normalen Arbeitszeit regeln zu können. 

, 

Die Frage der Einführung von Spätsprechstunden ist danach erneut mit dem 
Pe rsonalrat und den in der Hauptsache betroffenen Ämtern 

Einwohne rm eldeamt, 

Stadtsteueramt - für die Lohnsteuerkartenstelle - und 

Versicherungsamt 

besprochen worden. 

Alle 3 Ämter sind einverstanden, daß - zunächst für eine Probezeit -
eine Spätsprechstunde eingeführt wird, damit der tatsächliche Bedarf 
getestet verden kann. Im Einvernehmen mit dem Personalrat ist daher 
ab 3. ~. 1977 eine Spätsprechstunde an jedem Donnerstag von 16.00 Uhr 
bis 18.00 Uhr für die Ämter Einwohnermeldeamt, Stadtsteueramt - Lohn­
steuerkartenstelle - und Versicherungsamt eingeführt worden. Dafür fällt 
dann die an jedem Donnerstag bisher vorgesehene Nachmittagssprechstunde 
allerdings fort. Dje Spätsprechstunde soH zunächst für eine Probezeit von 
3 Monaten gelten. Rechtzeitig vor Ablauf dieser Probezeit werden die Ämter 
ihre Erfahrungsberichte abgeben, so daß zum 1. 5. 1977 abschließend 
darüber entschieden werden kann, ob aufgrund des Bedarfes der Bürger 
weiterhin an einer Spätsprechstunde festgehalten werden soll . 
Der Magistrat hat in seiner Sitzung am 9.2. 1977 von dieser Geschäftlichen Mit-
te ilu ng Kenntn is genommen. Ban t zer 

Kenntnis genommen 

; 

, 

i 

i 



Zu Punkt 5 c der Tagesordnung 

Presseamt Kiel .. de~Febr. 1977 

- Auslandsbeziehungen / 
Bevölkerungskontakte -

Geschäftliche Mitteilung 

für den Magistrat und die Rats ve r s ammlu'ng 

~etr.: Städtefreundschaftliche Begegnun gspr og ramme mit 
Tallinn und Gdingen 

Berichterstatter : Stadtrat Johanning 

A "F " reunds chaftsfahrt 

Das Dezernat fü r Aus l andsbeziehungen und Bevölkerungskontakte veran­

staltet vom 17. bis 24 . Se ptember 1977 e ine "Freundschaftsfahrt" mit 

dem finnischen Kre uzfah r t en schiff "MS Ilmatar" n a ch TallinnjUdSSR 

und GdyniajVR Polen . 

Die Reederei Finska Angfartygs AG Helsink i vertreten durch das Finska 

Schiffahrtskontor GmbH in Kiel sowie die staa tlichen Touristikorganisa­

tionen "Intourist" in der Sowjetunion un d "O r bis" in der Volks republik 

Polen übernehm en d ie organisatorische und techni s che Abwicklung des 

touristischen P rogramms . 

Den Verkauf und di e Bu chungen der Reise wjcke ln die K ieler Reisebüros 

Fahrenkrog und Ha pag-Lloyd ab. 

Als offi zielle Vertretcl' der Stadt Kiel sind a uf Beschluß des Ausschusses , , 

für Kieler Woche und Städtefreundschaften vom 4. 2. 77 folgende Mit­

glieder von Ratsversammlung und Magistra t vorgesehen : 

Stadtpräsident 
Oberbürgermeister 
je ein Vertreter der Fraktionen 
Vorsitzender des Ausschus ses und 
der Dezernent für Aus landsbeziehun gen und Bevölkerungskontakte. 

- 2 -
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B Tallinn 

1. Beteiligung der Stadt Tallinn an der Kieler Woche (1979) 

Die Entsendung einer FolkloregruppE' zur Kieler Woche 1979 wird in 

Erwägung gezogen. 

2. Kieler Ausstellung in Tallinn (1977) 

Geplant ist eine Kieler Kunstausstellung aus dem Bestand und unter 

Federführung der Kunsthalle zu Kiel im Herbst 1977. Die Ausstelltlß 

soll "Deutsche Malerei und Druckgraphik von 1850 - 1975 zeigen. 

3. Austausch von Informationsmatprial 

Auf der Grundlage der KSZE-Beschlüsse von Helsinki werden die 

Städte Kiel und Tallinn rege mäßig Informahonsmaterial austauscheß 

4. Kontakte zwischen Schulen 

Von seiten der Stadt Tallinn werden Kontakte mit der deutschspracbi, 

42. Oberschule empfohlen. 

5. Austausch von Expertengruppen 

A ls " Zukunftsperspektive" ist an eine1 Austausch von ExpertengrupP 

gedacht (z. B. Umweltschutz 3 Verl{:ehrsplannng). 

C Gdingen 

1. Besuch von polnischen Pädagogen jn Kiel (1977) 

Geplant ist ein Kiel- ~esuch von ::;ieben Lehrern aus Gdingen (es wit 

sich ' m wesentlichen um Geschichts- und Geographie- Lehrer handeln)' 

Als Termin ist die Zeit nach d '111 ] O • .Juni in Aussicht genommen ",0 

da dann die Sommerferien in Polen begonnen haben. 

2 . Austausch von Sportlern 

Ein Austausch von Sportlern wird aucl-J. von polnische r Seite grunds§.t 

lieh begrüßt. Be i der Auswahl der Mannschaften sollte jeweils auf eV 

möglichst annähernde Qualität geachtet werden, 

- 3 -



r 

bi, 

pP 

- 3 -

Die ersten Kon tak te zwischen' Repräsentanten von Sportverbänden und 

- vereinen sollen zur Kieler Woche 1977 aufgenommen werden. 

3. Austausch von Expertengruppen 

Beide Seiten sind an einem Austauschprogramm von Expertengruppen 

interessiert (Gdingen vor allem an Fragen des Umweltschutzes). Die 

Stadt Gdingen wird in Kürze einen Programmvorschlag unterbreiten. 

4. Bete iligung an der Kieler Woche (1977/78) 

Eine Delegation d e r Stadt wird die Festwoche in Kiel besu chen (1977). 

Die Stadt Gdynia beabsic,htigt" sich mit einer Fotoausstellung in Kiel 

anläßlich der Kieler Woche 1977 zu präsentieren. 

Die Stadt Gdingen würde es ferner gern sehen~ wenn sie zur Kieler 

Woche 1978 mit einer Folklore-Gruppe vertreten wäre. 

5. Ausstellung "Kiel stellt sich vorn 

Es ist geplant" d ie Ausstellung "Kiel stellt sich vor" im Frühjahr 1978 

in Gdingen zu zeigen. 

6. Besuch der "Edward DemJ:xMrski" in Kiel 

In Gdingen ist die "Edwa rd Derrlx:>wski" stationiert" eine schwimmende 

allgemeinbildende Schule der Handelsschiffahrt mit rund 200 Schülern. 

Die Vertreter von Gdingen und Kiel sind sich e inig" daß ein Besuch in 

Kiel möglichst bald angestrebt werden sollte. 

Der Magistrat haI' in seiner Sitzung am 9. 2. 1977 von dieser Geschäftl ichen 

Mitteilung Kenntnis genommen. 

/
1""~? . .•• _; , 

c:: L . L-. ___ 

oh an ning t 
Kenntnis genommen 



Zu Punkt 1 e der Tagesordnung (Magistrat) 

Zu Punkt 5 d der Tagesordnung (Ral'SVersammlung) 
Sport amt . Kiel. den 15. Febr. 1977 

Betr . - .. -

.. Geschäftliche Mitteilu~-=._ 

Förderung von allgemeinen Maßnahmen 
zur Arbeitsbeschaffung gern. ~ 91 ff 
des Arbeitsfr.rderungsgesetzes (AFG) ... ABM ... 

Dm Arbeitsgelegenheiten für arbeitslose Arbeitnehmer zu schaffen, 
besteht die Möglichkeit. ArbeitS'lo s e im Rahmen der Förderung von 
allgemeinen lVIaßnahmen zur Arbeitsbeschaffung zu beschäftigen. 

Voraussetzung für die Förde rung ist u. a., daß die Arbeiten ohne die 
Förderung nicht in demselben Umfange oder erst zu einem späteren 

___ Z.:itpunkt durchgeführt würden und den jeweiligen Erfordermsspn des 
Arbeitsmarktes Rechnung tragen. Die Arbelten m üssen außerdem im 
öffentlichen Inter ess e liegen; d. h. das Ergebnis der Maßnahme muß 
unmittelbar oder mittelbar der Allgeme1nrelt r1i.enen. 

Nach vorheriger Erörterung beim Arbeitsamt Kiel hat das Sportamt 
das Personalamt mit Schreiben vom 27.1.1977 gebeten. beim Arbeits ... 
amt Kiel Antrag zur Einstellung von 20 Arbeitskräften 1m Rahmen der 
F örderung von allgemeinen Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung für 
die Grundüberholung und Herrichtung von allen Sportplätzen einschließlich 
der Anpflanzungen sowie einer Generalüberholung des Sommerbades 
Katzheide. des gesamten Strandgebi.etes Falckenste1n und Schilksee zu 

. stellen • 

AUßerdem steht die Übe r holung der Grü.nanlagen im Freizeit .. und Leistungs­
zentrum Schilksee an. 

Die Einstellung der 20 Arbeitskräfte soll für di.e Zeit vom 15.3 .... 15. 10.77 
erfolgen. 

Der Antrag auf Förderung dieser Maßnahmen ist vom Personalamt am 
8.2.1977 eim Arbeitsamt Kiel gestellt worden. 

Soweit bisher zu erfahren war , wird sich der Verwaltungsausschuß des 
Arbeitsar t~ s mit di es em Antrag Anfang bi:,., lVIitte März 1977 befassen. 

- 2 -
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Für die Gesamtmaßnahme sind vom 'Personalamt Gesamtkosten in 
Höhe von 252.000 DM errechnet worden. Von dieser Summe hat die 
Stadt Kiel 10 % = 25.200 DM zu tragen, während vom Arbeitsamt 
die Restsumme in Höhe von 226.800 DM übernommen wird. 

Um Kenntnisnahme wird gebeten. 

Diekelmann 

Kenntnis genommen 



Außer den vier schriftlich vorliegenden Geschäftl ichen Mittei lungen wird von 
Stadtrat K u s t e r Uber die Probleme der Schneebeseiti gung berichtet. 
Dabei bittet er um mehr Verständnis fUr die Mitarbeiter des Stadtreinigungs- und 
Fuhramtes. 
Er fUhrt aus, daß die Straßen im Stadtgebiet in Rangfolgen eingetei It worden sind 
und zunächst die wichtigsten Straßen gereinigt werden, die vom Personennahverkehr 
und Kraftfahrzeugverkehr stark benutzt werden. Eine lautgewordene Kritik an der 
Säuberung der Straßen wies er zurUck. 

Er kUndigt abschließend fUr die April-Sitzung einen ausfuhrlichen Bericht an. 

- Kenntnis genommen -



Zu Punkt 24 a der Tagesordnung (Magistrat) 
Zu Punkt 6 ader Taßesordnung (Ratsversammlung) 
==~~~-----------

SPD-Ratsherrenfrak t ion 
Stadtrat Claus Möll er 
Stadtrat Holger Ipsen 

Kiel, den 14 . 2.1977 

Drucksache 63 

Wir :f ragen den Magistrat: 

1. ~:nd dem Magistrat die Pläne zur Erweiterung des St.-Elisabeth­
~'ankenhauses um 40 auf 100 Betten bekannt? 

2. Hat der Magistrat an dieser Planung mitgewirkt oder ist diese 
~USschliesslich zwischen dem Träger des Krankenb.auses und der 
andesregierung abgestimmt? 

3. ~ie . beurteilt der Magistrat den Standort im Blick auf Umwelt­
ee~nträchtigungen? 

4. Ist durch die bereits im Frühjahr d.J. beginnende Erweiterung 
~es Elisabeth-Krankenhauses eine Beeinträch~igung der Pläne zum 
~eubau des Städtischen Krankenhauses zu befurchten? 

5. Ist 
der 
:für 

dem Magistrat die neueste Bau- und Finanzierungsplanung 
Landesregierung für Krankenhäuser in Schleswig-Holstein 
den Berei ch der Stadt Kiel bekannt? 

;8e.o-r··· 
~undUllg: 

:Einer ' . 
Veröffentlichung der KN vom 2.2.77 haben wir entnommen, 

d.ass . t I\:t- m~ Baubeginn im Frühjahr d.J. die Erweiterung des Elisabeth- -. 
. ankenhauses am Königsweg vorgesehen ist. Diese Nachricht hat uns 
lnSo:fern überrascht, als nach der 1974 veröffentlichten Krankenhaus­
Planung des Landes eine Erweiterung des Elisabeth-Krankenhauses 
niCht E VOrgesehen war. Eine neue Kr~~kenhausplanung ist unseres 
:t'aChtens bislang jedoch noch nicht veröffentlicht . 

Die R h eduZierung der Betten für den Neubau des Städtischen Kranken-
aUses um 126 und die Hinaus schiebung des Baubeginns auf 1980 

hatten 'Wir im Hinblick auf die uns vom Staatssekre tär im Sozial­
~inisterium genannten Finanzierungsgründe sowie wegen des nach 
Sei 

ner AUffas8ung verringert en Bedarfs an Krankenhausbetten hin-
genOInmen. Ane:esichts dieser Sachlage muss uns naturgemäss die Ent­
sChe'd 
äb~ l Ullg zugunsten des Elisabeth-Krankenhauses verwundern • 
.... ,-,~sehen davon sind wir auch der Auffassung, das s der verkehrs­
.... ·e . 
~ lChe Königsweg keineswegs der ideale Standort für eine neues 

anke""1.. . t ... .L.L.l.au.s 1. s J. 

l!'.a. R , . . 
gez. Claus Möller 
gez. Holger Ipsen 

b. L-tI, 



Ratsherr I p sen begründet die Anfrage. 

Stadtrat L ü t gen s beantwortet die Anfrage im Namen des Magistrats . 

Stadtrat M ö I I er beantragt namens der SPD-F rakti on Aussprache . 

Es schließt sich eine Aussprache an. 

- Kenntnis genommen -



CDU-Ratsherrenfraktion 
Ratsherr Rainer Tschorn 

Zu Punkt 6 b der Tagesordnung (Ratsversammlung) 
~--------------------~~------~ 
Zu Punkt 24 all der Tagesordnung (Magistrat) 

Kiel, den 14. Febr. 1977 

Drucksache 64 

Be tr ' _ " Pkt. 6 der Tages ordnung - Kleine Anfragen -

Ich bi tte , folgende 

Kleine Anfrage 

aUf dl.' e T d d .. h t R t 1 _ flges or nung er nac s en a 'sversarnm 11' nr 
7.U setzen: 

Ich fr age den Magistrat: 

1. Welche Kosten sind der stadt Kiel durch di~ Herausgabe 
der Bro schüre " aus der Schule - in die Schule" durc h das 
Schulamt entstanden, und zwar im einzelnen welche Dru ck-, 
Material- und Personalkosten? 

2 . 

3. 

B e 

Aus welchem Haushaltstitel wurden diese Ausgaben gedeckt? 

Sieht der Magistrat in dieser Aktion des Schuldezernenten 
einen Verstoß gegen den ßeschluß der Ratsversammlung vom 
9. Dezember 1976, eine Informationsschrift für Schu.lab­
~Hnger nicht zu genehmigen? 

WF1S gedenJd, der Magistrat zu unternehmen, dami tin Zukunft 
siche rgestellt ist , daß sich Magistratsmitglie der an Haus ­
ha1t sbesch1üsse der natsvers ~ mmlung ha1ten~ 

gründung 

Die Schu1verwaltung hatte zu den Haushal t sberat<lngen Ilir 
das Jahr 1977 einen Titel "Informi'ltion für Schu1abgiHlger fl 

rni t ' d ' el.nem Ansatz von DM 5 .000, -- vorgeschlagen. Dies l. s t von 
er Hatsversammlung ,,,egen der gesp -annten IIausha1 tslage als 

~eue freiwiJ 1ige Maßnal me abgelehnt "orde>n. Trotzdem hat c'ler 
AChU1c'leze r nent entgegen die s em Beschluß die Broschüre in 
lUftrag ge ~eben ~nd sie in e iner Pre As ekonferenz am 9. Febr . 

97 7 der Kieler Offentlichkeit vorge s tellt. 

~ b erb U r ger m eis t er beantwortet 
le Anfrage im Namen des Magistrats. 

Stadtrat H h h • b ° c e I m eantragt namens der CDU-Fraktion Aussprache . 

Es schließt sich eine Aussprache an . 

- Kenntnis genommen -



Zu Punkt 7) - Große Anfragen - Fragestunde ----------------------------------------

Es liegen keine Anfragen vor. 



Zu Punkt 8 der Tagesordnung 

F. D. P . -Fraktion Kiel, den 9.2.1977 

Betr . 
~ 

Drucksache 43 

Förderung aus dem Konjunktur-Sonderprogramm 

Ratsherr Jungjohann 

~ Die Ratsversammlung möge beschließen: 

Der Magistrat wird beauftragt, umgehend eine Auf­

stellung der für eine Förderung aus dem Konjunktur­

Sonderprogramnl geeigneten Maßnahmen vorzulegen, um 

eine gründliche Planung und eine rechtzeitige Vor­

bereitung zu gewährleisten. 

Die Aufstellung muß Angaben über den Kostenrahmen 

und den Stand der planerischen Vorbereitungen ent­

halten. 

~ 
Die E 
p" rfahrung früherer Sonderprogramme hat gezeigt, daß die 

Orderung geeigneter Projekte einen Mindeststand an planeri­
sCher V orbereitung voraussetzt. Der Hangel an Vorbereitung 
hat ' 

~n zahlreichen Fällen dazu geführt, . daß Planungen übers 
~nie 

gebrochen und die Prioritäten nicht gründlich ausdis-
kUt, 

~ert Wurden. Die in solchen Fällen prakt-izierte Vergabe 
"on schi" usselfertigen Leistungen an Generalunternehmer kann 
nUr ' 

. ~n Ausnahmefällen zu akzeptablen Ergebnissen führen. Es 
S~nd d abei weder Planungsalternativen möglich, noch ist ein 
aUS re , 

~chender Wettbewerb, an dem sich mittelständische Fir-
men b 

eteiligen können, gewährleistet. 

Beschlull; NC.(~l i ~ ntI"s.g 
- einstimmig -



Zu Punkt 9. der Tagesordnung 

SPD-Rat sherrenfrakti on Kiel, 9. Februar 1977 
Dru cksache 44 

!:_!!_!_E_§:_ß 

!etr.: ASN-Maßnahmen 

Der Magistrat wird gebeten, im Einvernehmen mit der Arbeits­

verwaltung zu prüfen , 
1. ob im Rahmen der von der Arbeitsverwaltung durchgeführten 

AJ311-Maßnahmen im Bereich der Stadt Kiel in nachfolgenden 
AUfgabengebieten Arbeitslose eingestellt werden können, 

1.1 e Unterhaltung lmd Kontrolle der Kinderspielplätze 
1.2. Herrichtung und Ausbau des Zeltplatzes Falckenstein 

1.3. Verstärkung der Erziehungsberatung 
1.4. Verbesserung des Ahgebotes in den Kindertagesheimen/ 

Heimen der offenen Tür 
1.5. Jugendheime 
1.6. Verbessertes Angebot auf den Abenteuerspielplätzen 

2. ~elche Finanzierungsmöglichkeiten er für ABM-Maßnahmen 
Sieht und welche Deckungsvorschläge er aus dem derzeitigen 

Haushalt vorschlagen kann. 

~egründung : 
D" le Antragsteller vertreten die Auffassung, dass die Teilnahme 
s " eltens der Stadt Kiel an den ABM-Maßnahmen der Arbeitsverwaltung 
ein Wichtiger Schritt zur Entla~g der angespannten Arbeits­
marktlage sein kann. Ihnen ist bekannt, dass das .Arbeitsamt 
Kiel z.Z. etwa 40 bis 50 arbeitslos gemeldete Sozialarbeiter 
und etwa 120 Erzieher registriert hato Aus diesen arbeitslos 
Gemeldeten könnten für städtische Aufgaben geeignete Kräfte 

ausgesucht werden. 
Denkbar wäre z.B. bei Prüfungspunkt 1.1 
ZUSätZlich 30 arbeitslosen Jugendlichen 

l' 
Anlei ter ( analog" lu'bei tstherapie in Hof 

die Beschäftigung 
und 4 Handwerke,rn 
Hammer) • 

von 
als 

Zu 1.2: Neben Planungs-, Herrichtungs- und Bepflanzungsarbeiten 
könnte hier eine Gruppe von ca. 10 arbeitsloser Jugendlicher 
Unter Anleitung eines Handwerkers das Betreuerhaus bauen. 

Zu 1.3: Zum Abbau der 5 - ü-monatischen W~rtelisten in der Er­
Ziehungsberatung könnten 3 zusätzliche Sozialarbeiter beschäftigt 

Werden . Einen ähnlichen Weg ist bereits das Diakonische Werk 

Rendsburg gegangen. 



- 2 -

Zu 1.4: Zur qualitativen Verbesserung der pädagogischen 
Arbeit (Verminderung der Gruppenstßrke, Elternarbeit, Vor­
bereitungszeiten) könnten in ca. 25 Einrichtungen ent­
sprechend den räumlichen Möglichkeiten 7.usätzlich 25 Er­
zieher beschäftigt werden. Die verbesserte pädagogische 
Betreuung bereits im Kleinkindalter stellt einen Beitrag 
zur Vorbereitung auf die späteren Einstiegschancen in die 
Arbeitswelt dar. 

Zu 1.5: Durch den Einsatz von zusätzlichen 8 Sozialpädagogen 
in den Jugendheimen könnte das Angebot in den Jugendheimen 
und damit auch die Freizeitbetreuung der teileise arbeitsloee~ 
Jugendlichen erheblich venbessert werden. Insbesondere die 
Aufgaben, die im Zusammenhang mit der Arbei tslosgkeit von 
Jugendlichen auftreten (z.B. Hilfe bei Behördengängen, Be­
werbungen, Aufbau der Arbeitsmotivation usw.), könnten hier­
durch in Angriff genommen werden. 

Zu 1.6: Durch den Einsatz vonf2 Sozialpädagogen bzw. Erzieher 
könnte das Betreuungsangbot auf den Abenteuerspielplätzen 
erheblich verbessert werden. Hierdurch wäre es insbesondere 
möglich, den Zerstörungen und Beschädigungen besser vor­
zubeugen. 

Nach Kenntnis der Antragsteller gelten folgende Grundsätze 
für die Einrichtung von ABM-Maßnahmen: 
a) ABM-Maßnahmen dürfen nicht für gesetZliche Pflichtaufgabe~ 

angesetzt werden. 
b) Die Maßnahme muss im öffentlichen Interesse liegen. 
c) Das Projekt muss zusätzlich zu den bisher wahrgenommenen ' 

Aufgaben eingerichtet werden (Grundsatz der Zusätzlichkeit 

d) Die zu beschäftigenden Kräfte müssen bei der Arbeitsverw8~ 
arbei tslos gemeldet sein. , 

e) Ein ABM-Projekt kann bis zu einer Dauer von 1 Jahr einge Se 

werden. Unter Umständen ist ein Anschlussprojekt möglich. 
f) Es besteht keine Verpflichtung zur Weiterbeschäftigung det 

ABM-~':räfte • Dauerarbeitsplätze müssen nicht unbedingt ge-­
schaffen werden. 

g) Zur Ermittlung des Förderungsbetrages werden von der Arbe{1 
verwaltung die Lohnsummen für das geplante Projekt ermi t 
Hinzu gerechnet wird das Gebrauchsmaterial für das Pro j e}<:~. 
Von der so ermi ttel ten Gesamtsumme übernimmt die Arbeit ErV·

e, 

wa~tung bis zu 90 %. 



Zu Punkt 9) - ABM-Maßnahmen 

Zu diesem Tagesordnungspunkt wurde von der F. D. P. -Fraktion ein Änderungsantrag 

auf den Tisch gelegt 0 

Bei der Beratung der Tagesordnung beantragte Stadtrat Hag eis t ein, diesen 
Antrag nicht als Änderungsantrag zu behandeln, sondern als selbständigen Antrag auf 
die Tagesordnung zu setzen, und zwar nach Punkt 9. 

Somit liegt als Punkt 9 nur der Änderungsantrag der SPD-Fraktion zur Beratung vor. 

!eschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit - ohne Gegenstimmen 

bei 2 Enthaltungen. 



Zu Punkt 15 der Tagesordnung (Magistrat) 
Zu Punkt 9 der Tagesordnung (Ratsversammlung) 

F.D.P.-Fraktion 
Kiel, den 16. Februar 1977 

Zur Dru cksache 44 

Ä N DER U N G SAN T RAG 

zu TOP 9 - DRS 44 

Betr . ~ Programm gegen die Jugendarbeitslosigkeit 

BE· 
~ Ratsherr Plath 

~ Der Magistrat wird beauftragt, sich mit allen infrage 

kommenden behördlichen und privaten Stellen in Verbin- . 

dung zu setzen, um nachstehende Punkte zu prüfen und zu 

beantworten: 

1. Ist es möglich, im Rahmen von AB-Maßnahme n im Be­

reich de r Stadt Kiel in nachfolgenden Aufgabengebie~ 

ten Arbeitslose einzustellen: 

1.1. Unterhaltung und Kont r olle der Kinderspielplätze, 

1.2. Herrichtung und Ausbau des Zeltplatzes Falcken­

stein, 

1.3. Verstärkung der Erziehungsberatung, 

1 . 4. Ve rbesserung des Angebotes in den Kindertageshei­

men / Heimen der Offenen Tür, 

1 . 5. Jugendheime, 

1. 6 . verbessertes Angebot auf den Abenteuerspielplätz e n? 

2. Es ist ein Programm zur Bekämpfung der Jugendarbeitslo­

s igkeit mit dem Schwerpunkt sozialpädagogischer Einwir­

kung zu entwickeln. 

3. Das 
- 2 -



- 2 -

3. Das Programm ist nach Maßgabe folgender Eckwerte zu 

gestalten: 

3.1. sozialpädagogische Maßnahmen 

- Motivationsbarrieren gegen Arbeit und Beruf ab~ 

bauen, 

- Zugang zum Berufsleben und Arbeitsmarkt erleicP' 

tern, 

- Ursachen d e r Jugendarbeitslosigkeit verdeutli­

chen. Eingehen auf die konjunkturelle SituatioP' 

Entwicklung der Produktionsstrukturen, 

Aufhellung der Berufsbildungs- und Arbeitsmarkt' 

politik, 

- Labilität und Resignation überwinden, 

- Konflikte überbrücken, 

- psychologisch soziale Störungen beseitigen, 

- Verwahr losung verh i ndern, 

- Abhalten von der Alkohol- und Droge nszene, 

- Entwicklung von Lebensvorstellunge n. Verdeutli~ 

chung der Begriffe Familie, Freundschaft, Gruppe 

Freizeit, Beruf, 

- Entwicklung politischer Interessen, 

- Beziehunge n zur Rechtsordnung h e rstellen , z. B· 

anhand der Begriffe Arbe i tsv e rtrag , Lohn, Sozial 

abgaben, Ve rsicherungen, 

- freizeitpä dagog ische Ma ßnahmen dur ch f ühre n, 

3.2. allgemeinbildende Maßnahmen 

- die bestehenden Möglichkeiten im schulischen Bi,r 

dungsbereich, vor allem ~ie Forderung nach eine~ 
zehnten allgemeinbildenden Schuljahr für Haupt' 

schüler, bleiben unberührt, 

- beson~ 
_ 3 
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_ besondere Bedürfnisse erkennen und behandeln, 

- Stütz- und Förderkurse einrichten, um vorhandene 

Defizite im schulischen und allgemeinen Bildungs­

bereich aufzuarbeiten, 

- Ergebnisse der individuellE" Bildungsmaßnahmen be­

werten, um die Jugendliche- i n bestehende Weiter­

bildungsmaßnahmen überleite n zu können, 

3.3. berufsvorbereitende Maßnahmen 

- die Zuständigkeit der Arbeitsverwaltung ist gegeben. 

Deshalb ist das Programm mit dem AA ab zusprechen, 

von diesem organisatorisch zu tragen und im Rahmen 

der für diesen Zweck zur Verfügung gestellten Mit­

tel mitzufinanzieren, 

- für die in Aussicht genommene Zielgruppe sollen ge­

eignete Plätze im Rahmen der berufsvorbereitenden 

Maßnahmen in städtischen Eigenbetrieben und in Be­

trieben, an denen die Stadt beteiligt ist, wie auch 

bei Kieler Firmen bereitgestellt werden. Mit dem AA 

ist abzustimmen, ob und auf welcher Grundlage die 

Plätze ausgenutzt werden können. 

4. Die Lehrgänge sollen je 25 Angehörige umfassen und ca. ein 

Jahr dauern, wobei im Einzelfall variabel verfahren werden 

kann. Am Ende müssen die Jugendlichen so weit gefördert sein, 

daß sie im sozialen Umfeld die erforderliche Selbständigkeit 

und Mündigkeit besitzen und in d en normalen Prozeß der Berufs­

ausbildung oder beruflichen Tätigkeit eingegliedert werden 

können. 

5 0' . 1e Personal- und Sachkosten sind getrennt nach 

- sozialpädagogischen Maßnahmen, 
1 

- allgemeinQildenden Maßnahmen, 

- berufsvorbereitenden Maßnahmen 

zu ermitteln. 

6. Welche 

- 4 -
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6. Die Finanzierungsmöglichkeiten dieses Programms sind aufzuzeigef 

Be gründung: 

Neben den vom AA seit Jahren durchgeführten Lehrgängen zur Berufs; 

findung und -Vorbereitung sowie den schulischen Bildungsrnaßnahmen 

verschiedenster Art muß die Stadt Anstrengungen unternpl\me n, um d~ 

drückenden Jugendarbeitslosigkeit in Kiel wirksam zu begegnen. Wä~ 

rend die Bemühungen sich bisher überwiegend auf bildungs- und arb~ 

politische Grundlagen stützten, wird für die Jugendlichen, die sid 

diesen Möglichkeiten verschlossen haben, ein besonderes sozialpädt 

gogisches Angebot gemacht. Ziel muß es sein, die resignierten und 

demotivierten Jugendlichen und ihre Eltern für die Entgegennahme 

von sozialpädagogischen Motivationshilfen zu interessieren und da; 

mit den Ubergang in arbeits- bzw. bildungsfördernde Maßnahmen ZU 

erleichtern. Es gilt, vorhandene soziale Defizi t e zu erkennen, ZU 
, 

behandeln und auszugleichen, um die Jugendlichen einerseits für do' 

Berufsleben zu qualifizieren, andererseits soziale s Fehlverhalten 

wie ~lkohol- und Drogenmißbrauch, Straffälligkeit etc. zu vermeid~ 

Kiel, den 16. Feb. 1977 gez. Volker Plath 

i. A'~(i ~ 

Beschluß siehe nächste Seite. 



ger 
Zu Punkt 9 a) : 
--------------

Dieser Antrag wurde als Änderungsantrag zu Punkt 9 auf den Tisch gelegt. 

Bei der Beratung der Tagesordnung beantragte jedoch Stadtrat Hag eis t ein, 
diesen Antrag nicht als Änderungsantrag zu Punkt 9 zu behandeln, sondern ihn als 
selbständigen Antrag auf die Tagesordnung zu setzen, und zwar als Punkt 9 a. 

Damit handelt es sich um einen Dringlichkeitsantrag. 

Die Dringlichkeit wurde mit Zweidrittelmehrheit anerkannt. 

Vor der Abstimmung weist S t a d t prä s i den t noch bec darauf hin, daß im 
Einvernehmen mit Herrn Hagelstein über diesen Antrag - ohne 1 _ des Antrages -
?bgestimmt wird, da dieser Punkt mit dem Antrag der SPD-Fraktion - siehe Punkt 9 -
Identisch ist. 

~schluß - ohne 1. des Antrages - : 

Na c h A n t rag - ohne Gegenstimmen bei einigen Enthaltungen. 



Der M . p Og Istrat 
Zu Punkt 

10 der Tagesordnung 

e~sonalausschuß 
ersonalamt 

Drucksache 27 

Kiel, den lt , Januar 1977 

~ifft" ~ Bestellung eines Prüfers des Rechnungsprüfungsamtes 

3er' 
~chterstatter: Stadtrat Quade , 

~ Amtsrat Hans vliedeck wird nach § 115 Abs, 2 der Gemeinde­
ordnung für Schleswi €s - I-lol ste i n als Prüfe r des Rechnungs­
prüiungsamtes bec;tellt. 

- Endgl11 tiger Becchhlß durc; ', die Re,tsversammlung -

De,zrÜndunr;: 

Durch baua _B:.sch~~ß der Ratsvers C:TLi:~1.ung am 21'" Oktober. 1976 wurde der Stadt-
bCJ.ua.~tmu.nn Ju~gen Tams alf~ F~i.l:t8r abljeruie::-, lll!l elne Aufgabe ':'m Tie1.'-

nt - Abtellung Stad'r,entwLlsserun c: - zu ubernehrnen. 

PUr " sehe Ci..le fre~, g ewordene ~'-)telle i~t ür: r A.m~srat Ean~ v:iedeck vorge-
tätin , der olsher als 2. Werklel~er der lla~ en- unQ Verkehrsbetriebe 

g V18.r. 

J)' 
1e Personall'en ' s lnd: 

Hc:nR "/' 
p.. '-' 1 1 edeck , geboren &IG. 7, fiärz 1920 , 
ilutsrat ( l'lf l' b' . " 'n ' f 'b " d '\ Se' ' "ase :llnen aUln~, el'll eUr und ',d.e" aUl ne;enl eur gra. I 

R 
lt dem 22 . September 1947 bei der Stadt Ki el 

ech " 
nUngsprüfungsamt vom 1. Mai 1953 bis 31 . f1ai 1965 

~~ege:aUfnahme der 'Tätigkeit im Rechnungsprüfungsemt mit den 
ezelüber 1976 

l?rUf ' . . 
~ Tiefbauwesen, :Cinzel!.) l Eine 7-9 
Der 
26. ~echnungsprü~ungSA.uSSChuJ3 hot dem Antreg in seiner ,~itzun0 am 

ovelaber 1976 zugestimmt. 
Der p 
Antr ers?nalaus chuß hat in seiner Sitzung am 24. Januar 1..977 dem 
Q ae elnstimmig zugestimmt. Der Magistra t hat dem Antrag in seiner Sitzung 

rn 9. 2. 1977 ebe nfall s zugestimmt. ~ 

ü. u ade 
Stadtrat 

!!,eschluß: Nach Antrag 
- eins timmig -



Zu Punkt 
11 

der Tagesordnung 

et· 
1stisches Amt Kiel, den 3. Febro 1977 

Drucksa che 45 

Betr • W 
~ ahl von zwei neuen stellvertretenden Beisitzern 

für den Gemeindewahlausschuß 

Ber' 
~chterstatter: Oberbürgermeister 
Antra 
~ Als stellvertretende Beisitzer für den Gemeindewahlausschuß 

werden gewählt: 
!. a m e: 

1. Herr Gerhard Baganz 
2. Herr Johannes Hahnkamm 

Anschrift: 

Holtenauer Str. 345, 2300 Kiel 
Wo lperdingstro 16, 2300 Kiel 1 

- Endgültiger Beschluß durch die Ratsversammlung -

Begründung 
Die R 

atsversammlung hat in ihrer Sitzung am 20. Januar 1977 je 
Sechs Beisitzer und stellvertretende Beisj.tzer für den Gemeinde­
WBhlausSChuß zur Gemeindewahl 1978 gewählto Aus dem Kreise der 
stellvertretenden Beisitzer haben Frau Ingrid Comberg - gewählt 
aUf V 

orschlag der CDU - und Herr Stefan Hoppe-Seyler - gewählt 
aUf V 

orschlag der FoD.Po - jetzt zu erkennen gegeben, daß sie 
:ur Gemeindewahl selbst kandidieren möchten. Gemäß § 44 Abs. 1 
e~S Gemeinde_ und Kreiswahlgesetzes dürfen jedoch Wahlbewerber 
1nem Wahlorgan nicht angehören. Für die vorzunehmende Ersatz­

Wahl 
B wurden von der CDU Herr Gerhard Baganz und von der F.D.P. 

err JOhannes Hahnkamm vorgeschlageno 
Die w· · 

ahlbarkeitsvoraussetzungen für Beisitzer im Gemeindewahl-
aUl'ls h . 

~ C uß sind bei beiden Personen gegebeno 

B 



Zu Punkt 12 der Tagesordnung 

Der Mag istrat 
Stadtplanungsamt 

Drucksache 

Kiel, den 2. Februar 1977 

34 

~ Wahl des Vorsitzenden des Umlegungsausschusses 

~E.~ Stadtbaurat BarteIs 

~rag: Zum Vorsitzenden des Umlegungdausschusses 
wird Herr RH Lippe ,zu seinem Vertreter 
Herr ~~~t . 
Rolf T h u m m, Kappeiner Str. 8, 2300 Kiel 1, gewählt. 
- Endgültiger Beschluß durch die Ratsversammlung -

Beg r ü n dun g 

~e~etzliche Grundlage für die Bildung des Umlegungsaus­
i~ usses sind die §s 46 und 155 des Bundesbaugesetzes 
zu der Fassung vom 18.8.1976 und die Vierte Verordnung 
'TOr Durchführung des Bundesbaugesetzes Uber die Bildung 
un~ Umlegungsausschüssen und das Vorve~fa~ren in Umlegungs-

Grenzregelungsangelegenheiten vom 30. 3.1961. 

:~ch § 2 Abs. 1 der vorgenannten Vierten Verordnung be­
s eh~ der Umlegungsausschuß aus fünf Mitgliedern ein­
F~~~~eßlich des Vorsitzenden. Der Vorsitzende muß die 

19keit zum Richteramt nach dem Gerichtsverfassungs­
~eshetz oder zum höheren Verwaltungsdienst nach den landes­
Vec tlichen Vorschriften haben. Gemäß § 3 der Vierten 
dero rdnung wählt die Gemeindevertretung die Mitglieder 
aes Umlegungsausschusses. Entsprechend § 4 Abs. 4 der 
aauPt~atzung der Stadt Kiel i.d.F. vom 26.8.1975 muß 
nU~h der Vorsitzende des Um~egungsau~schusses ~on der 
Aa sversammlung aus dem Kre~s der st~mmberecht~gten 
ni~hChußmi tglieder gewählt werden. Dies ist bisher noch 
De Mt gesc,.lehen. rL~ 
s. ragistrat hat sich mit dem Antrag in seiner lJ 

Itzung am 9.2. 1977 befaßt. 

(Dr. Moll) 
Stadtrat 



Zu Punkt 13 der Tagesordnung 

Amt für Entwicklungsplanung Kiel, den 3.Februar 1977 

Drucksache 46 

~. 1. Änderung des Re g :iDnalbezirksplans "Verbandsplan 
Kieler Umländ 1 96 8 - 85" 

Be . ~terstatter: Oberbür~ermei s ter 

~ag : Die Stadt Kiel stimmt dem "Entwur f der 
1. Änderung des Verbandsplanes Kiel e r Umland 
1968-8 5 (Re g jonalbezirksplan)" zu. 

End gültige Beschlußfassun~ durch die 
Ratsversammlun l!- . 

Begründung : 

Der Verbandsplan Kieler Umland (Amtsbi. Schl.-H. 1971 S. 303) 7Uß an den " Re g :imalplan für den Planunf sra um 111 bis 19 85 " 
~mtsbl. Schl .-H. 1975 S. 69) und an die veränderten Ent­

W1Ckiungstendenzen im Nahbereich des Oberzentrurns Kiel 
~ngepaßt werden. Der Verband Kie l er Umland hat diese 1. 
Anderung des Verbandsplanes erarb e itet und nach Beschluß 
de . r Verbandsversammlung vom 26. Oktober 1976 der Lande s-
~lanungSbehÖrde vorgelegt, die nach § 7 Abs. 2 des Land es­
f~anunp:sgesetzes (GVOBl. Schl.-H. 1971 S. 152 und 1974 S. 128 ) 

Ur die Feststellung von Raumordnung splänen zust ä ndig ist. 

Gem äß § 7 Abs. 1 des Landesplanung s gesetzes sind die Kreise 
~nd kreisfreien Städte bei der Au fstellu ng zu beteiligen; 
1m Rahmen dieses Beteiligungsverfahrens ist die Stadt Kiel 
ietzt zu~ Stellung nahme a~fgefordert w~rden, übe~ die gem ~ß 
~.2 8 Buchstabe w der Gemelndeordnung fur Schleswl g -Holsteln 

1e Ratsversammlunr, zu entscheiden hat. 

~er Auss c huß für Entwicklungspla nun R hat den Entwurf zur 
erbands planänderung schon am 1. Mä rz 1976 ohne ~nderungs ­
~orSchl äge zur Kenntnis genomme n. Die Kieler Vertreter in 
der Verbandsversam~lung des Verbandes Kiele r Umland haben 
il: r Planänderung am 26. Oktober 197 6 zu p;estimmt. Inhaltliche 

. ;lders prüche pe genüber de w Entwur f z um Kreisentwic k lun ~ s pla n 
d977 bis 19 8 1 bestehe n nicht. Der beantragte Beschluß kann 

arum als Formsache an ges e hen werden. 

- 2 -
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Die Verwaltung verzichtet aus Kosteng ründen darauf, di e ser 
Vorla g e den Entwurf zur Planänderung noch einmal beizufügen; 
er kann im Amt für Entwicklun f, splanung und während der 
Sitzung eing esehen werden. 

I 
Beschluß: Nach Antrag ~ 

- einstimmis·-

,I 

i 



Zu Punkt 14 der Tagesordnung 

Amt fu"r Entwicklungsplanung Kiel, den 7. Januar 1977 

Neue Drucksache 375 

Betr . -... .. Kreisentwicklungsplan Kiel 1977 - 1981 

~ntrag: 

Oberbürgermeister 

, 
Dem Entwurf zum Kreisentwicklungsplan Kiel 1977 - 1981 
wir.d zugestimmt. 

-, EndgültiGe Beschlußfas~: ung durch die Ratsversammlung -

Begründung : 

D-er Kreisentwickluncsplan (KEP) 1977 - 1981 soll gemäß §§ 11 ff. 

des Landespl anungSGesetzes vom 15. April 1971 (GVOBl. Schl.-H. 

S. 152) die langfrültigen Haulllol'dnungspläne des Lande;:; - hier 

Vor allem den Hegiunalplan 111 und den Hegionalbezirksplan Kieler 

Umland - durch mi ttclfri~ti~e Planaussa~en ergJnzen und konkreti­

~ieren. Er bilde ; diH Grundlage für die eiLenen Fachplanungen 
der "t u,adt. 

Der VorgeleGte Entwurf ist aus dem KEP 1974 - 1978 weiterent­

WiCkelt worden. Dabei wurden vor allem berücksichtigt 

- die inzwischen erheblich verflnderten 1"endenzr.n der Bevölkerungs-
entwicklung , 

- der stark eingeengte Investitionsspielraum der Stadt Kiel, 

- konzepti onelle Änderungen bei verschiedenen Fa chplanungen. 

Eine wes entliche Grundlage für die Diskussion über die Weiter­

entWicklung des KEJ-' sollte der im Dezember 1975 vorgelegte 
"13 . erlcht zur Stadtentwicklung" sein. 

Der KEP 77 - 81 sollte eneer als sein Vorlä ufer a uf die tat­

sJchlichen mittelfristigen Handluncsmöglichkeiten der Stadt 

abgestellt sein. Daraus ergab sich eine enge Koppelung mit der 

FortSChre ibung des nittelfristigen Investitionsprogramms (MIP) 

in sachlicher, ab'er auch in verfahrensmäßiger Hinsicht. 

Der Ausschuß für EntVlicklungsplarymg hat dem Antrag am 

6. Januar 1977 ZUGestirnmt.( / 



Hierzu liegen als Beratungsmaterial vor: 

Die neue Drucksache 375, 
weiteres Ergänzungsmaterial dazu 
sowie der Entwurf des Kreisentwicklungsplanes Kiel 1977/1981, Stand 15. 1276, 
sowie der Teil B dazu. 

Nach dem ausführlichen kommunalpolitischen Bericht des Oberbürgermeisters schließt 
sich eine Aussprache an, an der sich Vertreter aller Fraktionen beteiligen. 

Stadtrat Hoc h h e i m kündigt zunächst mehrere Änderungsanträge der CDU-Frakti: 
zum Kreisentwicklungsplan an. Nach längerer Aussprache beantragt Stadtrat Z i rT1 rT1 

namens der CDU-Fraktion Sitzungsunterbrechung, die von 18.35 bis 18.50 Uhr dauert, 

Nach Wiedereröffnung der Sitzung erklärt Stadtrat Z i m m e r für die CDU-FraktiOn, 

daß der Verlauf der Diskussion deutlich gemacht habe, daß die beiden anderen Frak' 
tionen nicht bereit sind, Änderungen zuzustimmen. Die CDU-Fraktion werde deshal~ 
auch keinen Änderungsantrag stellen. Sie wird aber insbesondere wegen der Vorstel' 
lungen für den Schul- und Kulturbereich den Kreisentwicklungsplan ablehnen. 

Da bei diesem Sachstand eine weitere Diskussion erfolglos ist, bittet er um sofortige 
Abstimmung. 

Beschluß: Nac h Antrag - mit Mehrheit -
\ 



eßt 

I~ 

e 

~gänzung zum Kreisentwicklungsplan 

Die folgenden beiden Absätze sind bei der 'vorliegenden Text­

fassung vom 15. De zember 1976 versehentlich weggelassen worden. 

Sie sind auf S. 115 im Anschluß an Abs. 2 anzufügen: 

Die Vel'pflichtung zu möglichst wi.rts chaftlichem und sparsamem 

Einsatz der öffentlichen Mittel verbietet es, Freizeitmöglich­

keiten ausschließlich auf spe ziellen Flächen und in speziell 

zu ~reizeitzwecken errichteten Gebäuden anzubieten. Es muß 

stattdessen von Fall zu Fall geprüft werde~, ob und wie 

vorhandene Einrichtunsen, die an sich anderen Zielsetzungen 

dienen (Universität, Schulen, V0rwaltu~gsgebäude, öffentliche 

Plätze etc.), für die Freizeitbelange der Bevölkerung genutzt 

Werden können. Bei Neubauvorhaben sind nach Möglichkeit von 

vornherein entsprechende Vorkehrungen zu treffpn (z. B. Abschließ­

barkeit Von Gebäudeteilen, die nicht öffentlich zug~nglich 
Sein SOllen). 

'. 

Zahlreiche Möglichkeiten der Doppelnutzung werden jetzt bereit s 
Wah:t>genommen: 

S 
PO:t>tvereine nut zen Sporteinrichtungen und Umkleidemöglichkeiten 

in SChulen, Schulklassen benut:Gcn Vereinseinrichtungen, 

SPortvereine und andere Vereine nutzen die Angebote und 
E" . 

ln:t>ichtungen des JUGend- und des Schulamtes, kulturelle 

Einrichtungen werd0n von bDreerschaftlichen Vereinen mitbenutzt. 

Um Doppelnutzunc;e n in noch gröI~erera Umfange wahrnehmen zu 

können, mUßten die teilwei~e bestehenden organisatorischen 

Und technischen Probleme (z. B. Gebliudereinicung, Versicherungs­

SChutz ) .in Zusaml:len<lrbeit der betreffenden Ämter und 'e r Vereine 
Und C''''" ." d I~uPl1erunccn selost wer en . 
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Kreisentwicklungsplan Kiel 1977 - 1981 
Änderung zur Tex tfassung vom 15. 12. 1976 
a ufgrund der Sitzung de s Ausschusses für Entwicklungsplanung am 6. 1. 1977 

Seite Absatz Zeile Änderung 

46 1. (A) 1. Satz J.;i e Gesamtzah l der Arbeitsp lätze muß ausGebaut und ihre Qualität "/Je i ter 
gesteigert werden. 

50 2. (A) - Die Forderungen nach Schutz der Umwelt Ir,üssen schon bei der Planung 
von Industr"ie- und dewe r becebieten beachtet \-lerden. 

61 3 ... Satz Dar:it das Kraftwerk Kiel - Ost auch auf dem Seevleg Kohle beziehen kc:-nn , J. • 

wird die Stadt Kiel die p lanungs rechtlichen Voraussetzungen für elne 
neue Kai-Anlace schaffen , die ... 

62 2 8 Anfügen: 11 SOlti ie Abfertigungsanlagen fl 

94 3 ( A) 10 Anfügen : ":;euiJauten sind so zu pla~len, daß sie bei nachlas sendem Bedarf 
auch anderweitig genutzt vierden könne n" 

107 1 3 Häuser ersetzen durch: "Wohnungen ll 

107 4 1 Das langfristige Ziel, das -- Wohnlager .... 
131 2 - Nach Absatz 2 \vird (im Rahmen Teil A) als neuer Absa.tz eingefügt: 

liDer RettungSdienst ist weiter zu verbessern. " 
131 4 - Anfügen: liDer Ret tungsdiens t soll durch de n Einsatz eines Notarztwagens 

verstärkt werden, sobald die da zu erforderlichen Vorunter-
suchungen abgeschlossen sind. 11 

-



Amt für Entwicklungsplanung Kiel, den 14. Februar 1977 

Zur neuen Drucksache 375 

Zu Punkt 14 der Tagesordnung 

~erial zum Kreisentwicklungsplan 1977-1981 

Erg"" 
( anzend zum (schon im Januar verschickten) Entwurf 
Stand 15.12.1976) liegt folgendes Material vor: 

1) Änderungen aufgrund der Sitzung des Ausschusses für 
Entwicklungsplanung am 6.1.1977 (schon zur Rats­
Sitzung am 20.1.1977 verschickt). 

2) Änderungen aufgrund der Magistratsberatung am 19.1.1977 
So " w~e kleinere Korrekturen infolge zwischenzeitlicher 
Überprüfungen. 

3) s 
tellungnahmen des Kreises Rendsburg-Eckernförde und der 

4) 

Industrie_ und Handelskammer zu Kiel. 

~stellungen 
WUnsche der Ortsbeiräte, vorgetragen in der gemeinsamen 
Besprechung mit dem Oberbürgermeister am 10.2.1977. 



Amt; fiir .E:nt;wicldung'3p~anung Kie~, den 10. Februar 1977 

Kreisentwicklungsplan Kiel 1977-1981 (Fassung vom 15.12.1976/ 

Änderungen auf'grund der Magistratsberatung am 19.1.1977 ("11" sowie kleinere 
Korre turen inf'olge zwischenzeitlicher Überpriifungen "Kif) 

Seite/Abs./Zeile 
bzw.Gliederr-Nr. 
20/ 1/ 6 
28/ 1/ 4 

34/ Tab./ 2 
40/ 3/ Ziff.1 

40/ 2/ 
54 a 

4.3 
(neu) 

u. 2 

Änderun 
ersetze 
ersetze 
ersetze 
ersetze 

"Bilanzwesens" durch "Bildungswesens" 
"Einfamilienhaus" durch "Einfamilienhausbaus" 
"Haushaltsgri.inden" durch "Haushaltsgri.indungen" 
Text der-Ziffern 1) u. 2) durch: 

1)- Verbesserung der sozialen und technischen Infra-
struktur, 

(K) 

(K) 

(K) 

2)- Verbesserung der Frei- unQ Spielflächensituation (K) 
einrahmen: von "Die Vorbereitung •• • • " bis "Bevölkerungsauslese tl (K) 
nach Seite 54 einfügen: 
5.4 Fremdenverkehr (M) 

Der Fremdenverkehr als wichtiger Wirtschaftsfaktor des 
Kieler Raumes ist bei vielen Fachplanungen, vor allem 
solchen für Verkehrs- und Freizeiteinrichtungen, zu be­
rücksichtigen. 

, 

Kiel ist zwar kein so ausgeprägter Urlaubs ort wie viele 
kleine Städte und Gemeinden an der Ostseeküste. Nur der 
Stadtteil Schilksee mit rd. 100.000 Übernachtungen (~76) 
weist einen Urlaubsfremdenverkehr im üblichen Sinne auf. 
Die Großstadt Kiel mit ihrem vielseitigen Waren- und 
Leistungsangebot ergänzt vielmehr die eigentlichen Fremden­
verkehrsgemeinden und erhöht damit die Attraktivität de s 
Gesamtraumes für Urlauber aus dem Binnenland. 

- 2 -



Seite/Abs./Zeile 
bzvl. Glieder,-Nr. 

59/ 3/ 
101 

102/ 1/ 
102/ 1/ 

4 

5 
Letzte 

- 2 -

Daneben ist ·Kiel wie andere Großstädte Übernachtungsort 
für den allgemeinen privaten und geschäftlichen Reisever-
kehr. Dieser Teil des Fremdenverkehrs, darunter vor allem 
der Kongreß- und der sogenannte Städtetourismus, soll be-, 
sonders gefördert werden, damit die Beherbergungskapazi-
täten in K~el vor allem außerhalb der Urlaubszeit noch 
besser ausgelastet werden. 1975 waren die 2.500 Betten der 
53 Beherbergungsbetriebe im Durchschnitt zu 41 % belegt. 
Investitionen, die ausschließlich dem Fremdenver$ehr dienen, 
sind mittelfristig nicht vorgesehen. Fremdenverkebrsfördernd 
v/erden sich aber viele andere Vorhaben auswirken, die die Be­
deutung Kiels als Zentrum einer ausgeprägten Urlaubsregion ver­
stärken und Kiel als Ziel des Städte- und Kongreßtourismus 
attraktiver machen. 
Die Voraussetzungen für Kongresse und Tagungen werden insbe­
sondere durch den Ausbau der Ostseehalle entscheidend ver­
bessert (Teil B Nr. 10.1), die später noch durch eine privat­
\'Jirtschaftlich zu finanzierende Tiefgarage unter dem Vorplatz 
ergänzt \<[erden soll:. 
streiche "Ausführungsvorschlag zum" 
zusätzlicher Absatz am Seitenende: 
"Gezielte Hilfen sind weiterhin notwendig bei der Einglie­
derung von Spätaussiedlern aus den osteuropäischen Ländern 
und von Zuvlanderern aus der DDR, zum Beispiel durch Zuwei­
sung geeigtleter familiengerechter Wohnungen sO'IJlie durch Ver­
mittlung von Familienpatenschaften." 
ersetze "Ausbau" durch"Bau" 
ersetze "Pflegeheimplätze" durch "Pflegeplätze" 

(K) 

(M) 

(M) 

(M) 

- 3 -



Seite/Abs ./Zei le 
bZt'f. fJl i eder;- Nr. 

102/ 2/ 7 
104/ 1/ 2 

105/ vorl. Abs. 

Tab. 5 .1.10 a 

Tab .7.2 . 27 

Tab. 7 .2.30 

Tab . 8 . 1 

- 3 -

j.inderun 

anfügen " S • 30 f." 
ersetze "375.000 DM" durch "8~5.000 DM" 
anfügen "Zunächst \vird angestrebt, möglichst umfassende Informationen 
über die Zahl der Behinderten und über ihre besonderen Protleme und Be­
dürfnisse zu gevlirmen." 
nach 5.1.10 einfügen: 

"5.1.10 AU$bau ZW fl 73- I 
Straßen- - SOf: 
zug Eisen­
b 8lmdamm/ 
Wall 

Ausbau 
des irmer­
städtischen 
Straßen­
netzes 
7.5 3/2 · 

einsetzen-: i n Spalte Planungsbereich IIRO 5" 
"11 Durchführung "75-7711 

a)6.130 
b) 730 

Im Planungszeit­
raum Neubau der 
Fußgängerbrucke 
am NDR-Funkhaus 
als Teilmaßnahme fl 

"" Kosten - 'la) 460 11 

streiche in Spalte Vorhaben: "Druckror~lei tungen" 
einsetzen in Spalte Bemerkungen: "Im Planungszeitraum Neubau 

einer Druckrohrleitung als 
Teilmaßnahme" 

umstellen: wird neu zu: "9.4 Städtebauliche Enb'licklungs-
maßnahme 

Kiel-Wellsee ••• Entwicklung eines neuen 
Stadtteils . . . . . . . . . . 
Vordringlich zur Verbes­
serung der regionalen 
Wirtschafts- und Beschäf-

(K) 

(M) 

(lVI) 

(K) 

(K) 

(K) 

tigtenstruktur 6.3" (K ) 

- 4 -



SeitejAbs.jZeile 
bZl'l. GliederrNr. 

Tab. 9.3.02 

'- 4 -

Änderun 

umstellen: wird neu zu 5.1.10 b (K) 



Amt; f ü r Errtrvic1dungsp:Lanung K.1.eL, aen 

Seite /Abs./Zeile 
bzw.Glieder . - Nr. 

Tab. 5.1.15 

Tab. 10.2.03 

119/5. Abs. 

ICreisel1"tr"vick 7 ungsplan Kiel 1977-1981 (Fassung v. 15.12.76) 

T'fünsche der Ortsbeiräte , vorgetragen am 10.2.77 

Orts beirat 

Suchsdorf 

Suchsdorf 

f.1ettenhof 

W·unsch 

Wegen der Gefährdung Suchsdorfer Bürger im 
Teilbereich des nicht ausgebauten Viehdammes 
und zur Entlastung der B 76 sollte mit dem 
2. Bauabschnitt doch bereits 1978 begonnen 
werden. 
Wegen des schlechten Zustandes des Feuervlehr­
gerätehauses und seiner näheren Umgebung wird 
es für erforderlich gehalten, den vorgesehenen 
Neubau do ch bereits für 1979/1980 vorzusehen. 
Herr Perrey hält diese Aussage für stark über­
zogen, von Park- oder Liegeflächen könne nicht 
die Rede sein; er empfiehlt, entweder den Ab­
satz zu streichen oder entsprechende Maßnahmen 
tatsächlich durchzuführen. 
(Vorschlag der Verwal ttL.'1.g: "die Parkflächen" 
ersetzen durch "das Gebiettl) 



Kreis Rendsburg - Eckernfärde 
- Der Kreisausschuß -

Amt fOr Wirtschaft 
Abt : und Fremdenverkehr 

Az : VI I I a 80/005 
(Aktenzeichen im Antwortsehr. bitte angeben) 

!KreiS R --:I 
~Sburg-Eckernförde ' 2370 Aendsbur9 , Po~t1a~ I 

l 

An den 
Megi strat 
- Amt f" p ur 
ostfach 

2300 Kiel 

der Stadt Kiel 
Entwicklungsplanung -

2370 Rendsburg, den 11. Januar 1977 
Berliner Straße 

Fernruf 0 43 31 / 20 21 
Durchwahl 043 31 / 202 260 

Konlen der l(re. skaS5p.: 
Spar-und leih- K:ls~f< Rendsburg , Klo 1830: Bll 214 500 00 
Kre.s-und Sladlsparkasse ECkernforde, Klo. 144 006: Bll 210 520 90 
landeszentralbank , KlO. 214 017 00; Bll 214 000 00 
Poslscheckllonlo: Hamburg . Klo 164 12 - 207 . Bll 200 1(lO 20 

Fi /Ha 

,.- . 

, .. ,.. '. , .. .. 

f ~~ , • .. 

""" -
1j 

Bet 
~ Stellungnahme zu dem Entwurf des Entwicklungsplanes der 

Stadt Kie l - 1. Fortschreib ung 1977 - 1981 -

~ Dort. Sc hreiben vom 2. Dezember 1976 

DeI' K ' 
re lsausschuß des Kreises Rendsburg-Eckernförde hat sich zwi-

SChenze itlich mit dem Entwurf des Entwicklungsplanes der Stadt 
Kiel 

- 1 . Fortschreibung 1977 - 1981 - befaßt und festges tellt# 
deß s ' . 
B eltens des Kreises Rendsburg-Eckernförde im Grundsatz keine 
edenk en gegen diesen Plan erhoben werden . 

Es ' 
fh W1I'd jedoch angeregt . fOr die unter Gliederungs-NI'. 5.104 aufge-

Uh I'te Maßnahme "Ausbau BAB Kreuzung Kiel-West, Tr§ger: Bundes-

HI'~PUbli k" die Dringli chkei tsstufe I festzulegen. 
1" ' "slchtll' ch ( h' k ' der Maßnahmen 7.211 Verlegung des Sc dpfwer es bel 

BÜl k) 
b~ und 7.2.40 (Ausbau der Kopperpahler Au von der Stadtgrenze 

1s Ohlshausen straße) s ollt e eine rechtzeitige Abstimmung der Pla­
nung en "'1' t ", dem Kreis Rendsburg-Eckernförde sichergestellt werden. 
AUße I'd . K' em erwartet der Kreis Rendsburg-Eckernförde von d~r Stadt 
lel d ß 't K' .. t t , • a d8 r Generalverkehrsplan gesondert ml dem reIS eror er 

Wll'd. 



INDUSTRIE- UND HANDELSK AM MER ZU K I E L 

BUCH·NR, Dr.Fr/De 2300 KIEL, DEN 1 7. Januar 1977 
LORENTZENDAMM 24 

An den Magistrat 
der Stadt Kiel 
RathQus 

2300 Kiel 1 

POSTANSCHRIFT : 2300 KIEL, POSTFAC H 2640 

FERNSPRECHER : (0431) 51351 
FERNSCHREIBER: KIEL 02 99864 

r-?0~()\i~;:--::=-=~iTE~.L!E~GRA~MM'ADRESSE IHAKA 
~, ·~, ' ··.i\ D T I.r I Ti' 

I~ · .:. , 1":' • 1.. A....I '-I 

~, _ .. ,_~~~.tw c2!~ '.-,; -:- ~ ,' -:: :; 1: ~r. 
.. _~ .. '~ ': .: _ ,1 8. J ,1977-;;;'1. . 

-· --"~-L--L·:- ~-l.·l·l 
Betr.: Kreisentwicklungsplan Kiel 1977 - 1981 
~zug: Dortiges Schreiben vom 15. Dez. 1976 

Sehr geehrte Herren, 

~unijchst danken wir fUr die Uberlassung des Entwurfs vor der Behand­
.ung in der Ratsversammlung und damit fUr die Gelegenheit, bereits 
~~ diesem Stadium ,des Verfahrens zu den Plönen Stellung zu nehmen. 
Zl: können uns angesichts der Fulle des Materials und der KUrze der 
be~t.allerdinos nur schwerpunktmäßig äußern und beschränken ~ns da-
el 1m wesentlichen auf kritische Punkte. 

~er VOrliegende Entwurf ist geprägt von der Erkenntnis der letzten 
ahre, daß die Enbticklung de,r Bevölkerungs- wie der Finanzkraft 

~:heblich gedämpfter gesehen werden muß als noch vor wenigen Jahren. 
lese realistische Einschätzung begrUBen wir ausdrUcklich. 

Im . elnzelnen bemerken Wlr zu dem Entwurf des Kreisentwicklungspla-
"es (KEP) folgendes: 

- Wir wUrden es begrUßen, wenn der wichtige Faktor Wirtschaft be­
reits in die ersten Zielbestimmungen der Entwicklungsplanung aus­
drUcklich aufgenommen werden wurde. (Se 1) 

- Die wirtschaftliche Bedeutung des Schwerpunktes Kiel, die im Ubri­
gen nicht nur mit der "BrUckenfunktion" zwischen Mitteleuropa und 
dem Ostseeraum begrUndet werden kann, sondern au~h aus sich selbst 
heraus gegeben ist, sollte durch konkrete Herausstellung betont 
Werden o Ein Teilbereich der Funktionsfähigkeit'Kiels wäre danach 
u. E. seine Bedeutung als "vielseitiger Industrie-, Handels- und 
Dienstleistungsschwerpunkt". (S. 4) 

AlJSl(lJ1owr 
PRTEILT: 

BA NK.K ONTEN' IJ H JTS 11 13 BANK AK TIENGESELLSCHAFT Fil iAl E KIEL KIEl KTO ·NR, 04/40180 BLZ 21070020 
VERELAN DESBANK SC fl LESW IO· /lO LSl EIN GIROZENTRAl E ' KIEL, KTO,NR, 52nl1915 Il L72105OO00 

. INS· LIND wr'STBANK AKTI I NGP. LLLSCHAFT FILI ALE KIEL KIEL, KTO,·NR, 90/350009 BLZ 210301 90 
l'OSTSC, ILCKKONTO, llAMBURG 11517-200 BLZ 200 10020 
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- Das Bekenntnis zur Zusammenarbeit der kommunalen Verwaltungen ) 
Uber die Gemeindegrenzen hinaus begrUßen wir ausdrUcklieh. (5. 6 

- Zentrale Freizeitangebote in der Innenstadt k~nnen deren Wert 
sicherlich steigern. Dies gilt auch fUr zeitnahe Formen wie etw~ 
Kommunikationszentren. \-Jenn allerdings, wie im Fall der "Pumpe', 
durch die Ausweisung und Errichtung einer derartigen Einrichtung 
die wirtschaftliche Entwicklung ~er Innenstadt beruhrt werden 
kann, müssen ,·fir ßedenken anmelden .. \-!ir haben uns zum Thema "por~1 
haus oder Pumpe" gegenUber der Verwaltung bereits im April und , 
genUbcr den Fraktionen im November vergangenen Jahres ein~cutig 
getluBert. Der bei baulichen Vorhaben gesetzlich vorgeschriebene 
Stellplatzna~hweis in der Altstadt kann u .. E. langfristig nur 

" durch die Errichtung einer Parkhausanlage im Bereich der "Pumpe 
ermöglicht werden. 
Eine ernsthafte Behinderung der wirtschaftlichen Entwicklung der 
City durch Freizeitp.inrichtungen wtlre eine groteske KonsequenZ­
Kommunikotionseinrichtungen allein halten einen Stadtkern nicht 
am Leben. (5. 1'-) 

_ Der weitere Wohnungsbau sollte nicht allein auf die sinnvolle 
Nutzung kommunnler Einrichtun~en abgestellt werden, sondern aUs' 
drUckl ich auch die Anfor~erungen der oewerblichen Wirtschaft b~ 
rUcksichti~cn. (5. 14) 

_ Das Konzept, in tlureren Stadtteilen ~ffentliche und private Ve~ 
woltungsbetriebe anzusiedeln, setzt u. E. eine ·in vielen eere i~ 
ehen erhe~liche Verbesserung des Angebots im Öffentlichen Per~ 
sonennahverkehr voraus. Lancesarbeitsamt und Mercatorhaus sind 
im Ubrigen Ansätze zu diesem Konzept. (5. 15) 

_ Bei Straßenplanungen in Freiräumen ist auf eine sorgfältige Ab~r 
pung zwischen VerkehrsbedUrfnis und Freizei tansprUchen zu ac hte~1 
Die BerUcksichtigun~ der letzteren darf nicht de facto zu eine! 
wei tgehenrlen Verhinderung von not\-/endigen Straßenbaumaßnahmen 
fuh ren und damit neben anderem ~ie wirtschaftliche Entwicklung 
beeinträchtigen. (S. 19) 

_ Das unter Zi ff. 3 qenannte Ziel der Stac.ltsanierung soll te "~s;.rt 
lung störender Gew~rbebetriebe" heißen, um eindeutig klarzuste\~ 
da8 nicht eine Abwonderung, sondern eine Ansiedlung auf ErsatZf 

ehen gewollt ist. (5. 34) 

_ Bei de~ Sicherung und Verbesserung des Arbeitsplatzangebotes i S~ 
sicher nicht daran gedacht, diese vorrangig durch NeuansiedlU"g~ 
zu erreichen. Daher sollte klar zum Ausd ruck kommen, daß bei Ne 
ansied lungen solch~ vorrangig sind, "die •••••• vermindern". (SI 

r 
_ Auch private Unternehmensentscheidungen berUcksichtigen weitgeh~ 

die am Gemeinwohl orientierten Ziele der Kommunalpolitik. Es fe 



~I 

- 3 -

allerdings in diesen F~llen weitgehend die Dispositionsmöglich­
keiten der Gemeinden. In diesem Sinne sollte u. E. die Aussage 
berichtigt werden. (5. 39) 

- Die siedlungs- und verkehrsgeographischen Voraussetzungen in 
Wellsee als optimal zu bezeichnen, erscheint uns etwas Ubertrie­
ben. (5. 44) 

- Hinsichtlich des KEP zur Verkehrspolitik der Stadt verweisen wir 
vor allem auf unsere Stellungnahme zu den GVP- Untersuchungen. 
(s. 47) 

- Bei der Zielsetzung, die Verkehrsanteile des Öffentlicrlen Perso­
nennahverkehrs zu erhöhcn p erwarten wir eine realistische Ein­
schätzun" der Möglichkeiten . (S. 48) 

- Wenn der KEP von einr· r ,[f.;! :hränkung der Dauerparkmöglichkeiten 
fUr Berufst~tige in der I ~nenstadt spricht, steht er damit in 
einem flewissen Widerspruch zu den Vorstellungen im Gutachten 
zum GVP, wo von einer ~~l,ebllng die Rede ist. Eine Anpas~ung 
des GVP-Gutachtens an d Oll KEP wUrden wir insoweit begrUßen. (5. 49) 

- Die bedauerliche TatsacLe, daß mangels ausreichender Komplemen­
tärmittel nicht elle ve=f Ugbaren Bundesmittel fUr den gemeind­
lichen Straßenbau genutzt werden können, sollte in einem KEP 
nicht nur hinoeno~men werden. Vielmehr sollte als Ziel der Ent­
"licklungsplanung herausgestell t . . ~rden, möglichst weitgehend 
die angebotenen Mittel zu nutzen. (5. 50) 

- Zur See- und Hafenpolitik verweisen wir auf unsere Stellungnahme 
zum Gutachten des Instituts fUr Weltwirtschaft uber die Entwick­
lungsperspektiven des Seeverkehrs fUr die deutschen Ostseehäfen, 
die wir im Dezember 1975 gegenUber der Verwaltung abgegeben ha­
ben. (5. 52) 

- Auch wir sehen ein Bedurfnis fUr einen Linienflugverkehr noch SU­
den und ~!esten und sind gemeinsam mit Land und Stadt bemuht, die 
Einrichtung von Regionalflugverbindungen zu erreichen. (5. 53) 

- Der Abschnitt Bildung und Kultur (S. 54 ff) findet insbesondere 
unter dem Aspekt der beruflichen Bildung unser groBes Interesse. 
Wir geben diesem Bereich in unserer Stellungnahme daher etwas 
größeren Raum und äußern uns wie folgt: 

1. Schwerpunkte der kommunalen Schulentwicklungsplanung sind die 
EinfUhrung des 10. Schuljahres on Hauptschulen sowie des Be­
rufsgrundbildungsjahres. Beide Vorhaben gleichzeitig reali­
sieren zu woll~n, ist in absehbarer Zeit aufgrund der finan­
ziellen Rahmen bedingungen nicht möglich. Daher sollte ein 
10. Schuljahr unbedingt als Berufsgrundbildungsjahr angelegt 
werden . 

- 4. -
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Im Hinblick auf vorUbergehend wachsende SchulentlaßjahrgHnge 
mUssen auch die Kapaz;i tHten berufsbildender Vollzeitschulen 
zeitweise erweitert werden. Daraus jedoch eine schulische 
Alternative zum dual~n System entwickeln zu wollen, ist angr 

sichts seiner BewHhrung und der nach wie vor groBen zahlen­
mHßigen Bedeutung dieses Systems abzulehnen, abgesehen davon, 
daß sich ein entsprechendes schulisches Ausbildungsangebot 
finanziell nicht realisie~en ließe. 

2. Bereits in unserer Stellungnahme zum Entwurf de~ Kieler Sch~ 
entwidaungsplans fUr die Sekundarstufe 11 haben wir gegen 
die weitgehende Integration allgemeinbildender und berufsbil~ 
dender Schulen, insbesondere wenn es um die curriculare Vet~ 
zahnung der Bildungsinhalte geht, Bedenken geäußert. Eine 1 

solche Integration mUßte nHmlich notwendigerweise zu einer E" 
spezialisierung der Ausbildung fuhren. Die berufliche Bildung 
kann aber ihren Aufgaben nur dann gerecht werden, wenn sie 
selbständige und gleichwertige Säule im Bildungssystem ist or 

bleibt. 

3. Bei der Forderung nach einer stärkeren Theoretisierung der ~ 
ruflichen Bildung sollte auf Jeden Fall berUcksichtigt werd~ 
daß diese nach Dauer und Umfang unterschiedlich fUr die ein~ 
zeInen Berufsfelder und Berufe angelegt sein muß. 

I 

4. Der Gedanke einer breit angelegten Grundausbildung zur Verb~ 
rung der horizontalen Mobilität wird von der Kammer ausdrUC~ 
befUrwortet. 

'I 
5. Hinsichtlich des einseitigen Lehrstellenangebots und der dd~ 

möglicherweise entstehenden teilweisen Fehllenkung bei der ~ 
bildung ist zu bedenken, daß bei dem dualen Ausbildungssyste 

das Angebot an Ausbildungsplätzen selbstverständlich von det 
Wirtschaftsstruktur der Region abhHngig ist. Es werden dohe~ 
nur solche AusbildungsplHtze in diesem Raum angeboten, fur 
in der Regel ein Bedarf an Fachkräften besteht. Die Herstel~~ 
lung eines regional gleichmäßigen Angebots an Ausbildungspl~ 
wäre nur bei einer außerbetrieblichen Ausbildung möglich. A, 
sehen davon, daß eine ·vom Betrieb losgelöste Fachausbildun9'J 
Effekt her verfehlt ist, finden derart ausgebildete Jugendl~ 
in ihrer Region keine entsprechenden ArbeitsplHtze. Sie wut 
abwandern oder arbeitslos werden und damit vor allem solche j 
Ge biete weiter schwächen, deren Wirtschaftsstruktur sehr we~' 
differenziert ist. 

~, 

6. Nicht unwidersprochen kann auch die Behauptung bleiben, doß~ 
Angebot an betrieblichen Ausbildungsplätzen seit einigen Jd~~ 
zurUckgeht. Die Gesamtzahl der registrierten Ausbildungsve! ~ 
nisse kann nämlich nicht die maßgebliche Gräße zur Beurteilv' 
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der Aus bil dungskapazittlt sein. Diese kann nur von der Zahl 
der jtlhrlich neu eingestellten Auszubildenden bestimmt wer­
den. Auf dieser Grundlage beruht auch die VorausschHt-ung 
der bis 1985 jtlhrlich ben~tigten betrieblichen Ausbildungs­
plijtze, wie sie u. a. eine Arbeitsgruppe der Bund-LHnder­
Kommission fUr Bildungsplanung und auch das Institut fUr 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesanstalt fUr Ar­
beit angestellt hat. 
Sinkt die Zahl der insgesamt bestehenden Ausbildungspltltze, 
bedeutet dies noch keine Verrin~erung des Ausbildungsplatz­
angebots . Der RUckganq der Gesamtzahl ergibt ~i~h vielmehr 
aus der Tatsache, daß der "Durchlauf " der Jugendlichen durch 
das System der betriebl ichen Ausbildung zu einem erhebl i chen 
und steigenrlen Ant eil die bisherige Durchschnittsdauer von 
drei Jahren unt erschreitet. G~und dofUr sind z. B. VerkUrzun­
gen der Ausbildungszeit aufgrund § 29 BaiG, vorzeitige Zu­
lassungen zur AbschlußprOfung und die Zunahme der Berufe mit 
zweijHhriger Ausbildungszeit. 
So ist auch die Zahl der Jugendlichen, die in der Bundesrepu­
blik Deutschland i nsgesamt im dualen System ausgebildet wer­
den~ in den l et zten Jahren konstant geblieben. Sie betrug 

1970 1.270.17.0 
1971 1.273.078 
1972 1.302.751 
1973 1.330 .. 801 
1974 1.330.768. 

ZurUckgegangen ist viel mehr di e Zahl der den Arbeits~mter n 
iemeldet~~ AusbildungsplHtze. Diese i st jedoch ni cht mit der 
Gesamtzahl der AusbildungsplHtze identisch, da bekannt l ich 
nur 60 bis 65 % aller AusbildungsplHtze der Arbeitsve rwal­
tung gemeldet werden. 

- Auf unsere allein st andort bezogenen Bedenken gegen das Kommuni­
kat ionszent rum nPumpe" haben ,,,ir oben bereits hingewiesen. (S. 77) 

- Die Zielsetzung, einen Anschluß- und Benutzungszwang fUr die Fern­
wHrmeversorgung einzufUhren, muß dah i n modifiziert werden, daß 
der Zwang nicht fUr Gewerbebetriebe gelten kann, da er hier auf 
technische Sch'lierigkeiten oder zu unwirtschaftlichen Ergebnissen 
(z . B. eigene WHrmeversorgung) fuhren kann. (S. 111) 

Hir hoffen, daß unsere Anmerkungen und Anregungen in die weiteren 
Berat ungen des Krei sentwicklungsplanes eingehen werden . 

Mit freundlichen GrUße 

o 
(Erster Syndikus) 

Handelskammer zu Kiel 

Dr. Fri~ 
(Geschtlftsfuhrer) 



Zu Punkt 15 der Tagesordnung 

Hau pt amt Kiel, den 8. Februar 1977 

Drucksache 47 

~treff : 19 . ordentliche Hauptversammlung des Deutschen Städtetages 1977 

~richterstatter: Oberbürgermeister 

~rag: Für die 19 . ordentliche Hauptversammlung des Deutschen 
Städtetages vom 4. Mai (abends) bis 6. Mai 1977 in Stuttgart 
werden gewählt: 

a) als stimmberechtigte Abgeordnete: 

1. Oberbürgermeister Günther Bantzer 

2 . ?!~d.tp~ä.si. ~e.n~ .E.c~~<;J~d. ? .a. l! .e. ~ ~ .a. ~ .":1 .. - CDU 

3 . . S.t~~t~~t. ~o.l~g.a.nß . ~ .o. ~ .h. ~ .e. i. ~ .. -. . . <;:~U 

Stadtrat Willi K u s t e r - SPD 4 . . ... .. ..................... ..... . 

b ) a l s Gäste: 
1 . Ratsherrin Hilde W i t t - CDU 
2. Ratsherr Peter B erg i e n - CDU 
3. Ratsherr Heinz-Karl H eil i 9 - CDU 
4. Ratsherr Wolfgang L a n 9 e - SPD 
5. Ratsherr Kurt Rap s c h - SPD 

~6i~~~~~gxcl.:~~:Ilhi2x~a~~ 

6 . Ratsherr Holger I p sen - SPD 
7. Stadtrat Karl-Otto Hag eis te i n - FoD.P. 
8. Ratsherr Volker P la t h - F. D.P. 
9. Ratsherr Uwe Pet e r sen - F. D. P • 

~_: _ff!_ ~ _r: .9-;:t _r:~_:.. 

~ie 19. () rdentliche Hauptversammlung des Deutschen Städtetages wird 
ln der Zeit vom 4. Mai (abends) bis 6. Mai 1977 in Stuttgart abgehalten. 
Nach e inem Beschluß des Präsidiums lautet das Generalthema wie folgt: 

"Unsere Städte und die junge Generation" 

- 2 -
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Die Themen der fünf A r b eitskreise lauten: 

Arbeitskreis I: "Chancen für d ie junge Generation? 
Zur Situation in Schule, Ausbildung und Beruf" 

Arbeitskr eis II: 

Arbeitsk reis III: 

Arbeitskreis IV: 

"Freizeit in d e r Stadt - Angebot an die Jugend" 

"Ausländerkinder - Ih r e Zukunft in unseren StädtE 

"Am Rande de r Gesellschaft? 
Zur Situation de r behinderten und benachte iligteP 

Ju gendlichen" 

Arbeitskreis V: 
11 

"Die Stadt - Wohno r t für die junge Generation? 

Außerdem findet die Wahl des Präsidenten und seiner Stellvertreter sV
I 

/ Weitere Einzelheiten e rgeben sich aus dem beigefügten Zeitplan. 

Nach § 6 Abs. 2 de r Sat zung des Deutschen Städtetages können von der 
Stadt Kiel 4 Abgeordnete mit Stimmrecht ent s andt werden, von deneIl 
die Hälfte ehrenamtliche Stadträte oder Rat sh e rren sein sollen. Unter 
den Abgeordneten müssen die Mitglieder des Hauptausschusses sein· 
Da der Unte rzeichne r Mitglied des Hauptausschusses ist, sind außef 
ihm noch 3 stimmberecht igte Abgeordnete, davon 2 ehrenamtliche 
Stadträte oder Ratsherren, zu wähl en. 

Der Deutsche Städtetag weist darauf h in, daß das Stimmrecht von Abg
e
' 

ordneten, die nicht spätest ens zwei Wochen vor de r HauPtversamrnlUfl~ 
der Hauptgeschäftsstelle b ekanntgegeben sind, v e r fällt, ohne daß dadt.1( 
die Beschlußfähigkeit der Hc:mptvers ammlung berührt wird. Die AbgeO~ 
neten können ihre Stimme auf ein en anderen Stimmb erechtigten der IVd, 
versammlung durch schriftliche Mitteilung an den P r äsidenten (z . 11· 
Hauptgeschäftsstelle) übertragen (§ 5 Ab s. 3 der Satzung). 

er 
An den' Themen der Hauptversammlung interessiert e Damen und Hefr ~ 
aus der R atsversam mlung, der Verwaltung und der Bürgerschaft könfl 

_ wie bisher .üb,lich - auch in diesem Jahr als Gäste eingeladen werdeP' 

Als Teilnehmer an sie!' 18. ' ordent lich en Hauptve rsammlung des DetÜ~p1 
Städtetages vom 10. b is 12 . J uni 197 5 in B erlin hatte die RatsversarJ'l 
gewählt : 

a) als s , ·;.mmb erechtigte Ab geo r dnete: 

1. Oberbürgermeiste r Günther Bantzer 

2. Stadtpräsident Eckhard Sauerbaum 

3 . Stadtrat Wolfgang Hochheim 

4 . Stadtrat Siegfri ed Zimme r mann 

- 3 -
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b) als Gäste: 

1. Stadt rat Dr. Hans -Michael Moll 

2. Ratsherr Dietmar Küster 

3. Ratsherr Rainer Tschorn 

4. Ratsherr Holger Lüt~ 

5. Ratsherr Karl Engelmann 

6. Ratsherr Holger Ipsen 

!!.eschIuß: Nam Antrag 
- eins timmig -

~erk·"'Jna: 

Bant zer 

U.rsprUnglich war durch Namensvorschlag der SPD, der zu Beginn der Sitzung auf den 
TIsch gelegt wurde, Herr Ratsherr Rap s c h als stimmberechtigtes Mitglied vorge­
~~Iagen worden . Bei Beratung dieses Tagesordnungspunktes wurde jedoch von Stadtrat 

oller ein neuer Vorschlag unterbreitet , wonach Stadtrat K u s t e r als stimmberech-t' . 
Igtes Mitglied und Ratsherr Rap s c h als Gast vorgeschlagen wurde. 



tPlan d 
~ Hauptversa~~lung 1977 in Stuttgart (Stand 1. Febr. 1977) 
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• Mag istrat 
ItlJralJssc hu ß 
ltlJrarnt Kiel, den 17. Januar 1977 

Idtarch i 
v und -museum 

Drucksache 40 

.: Urnbau d . 
er FIschhalle am Wall zu einem Museum 

richt 
~statter. ~ Stadtrat Zimmer 

trag: 

~u r den Weit 
RQlJrnpro eren Ausbau der Fischhalle am Wa II wird das nachstehend aufgefUhrte 

gramm genehmigt: . 

1. Ob . 

~ 
AlJsstell 
Hau ~ngsfläche Museum 

smelsterw h (' o nung bleibt vorerst bestehen) 
2, Ob 

~ 
Ausstell 

ungsfläche Museum 

ca.212qm 
ca. 70 qm 

ca. 126 qm 
einschi. ca. 880 qm 

Endsumme ca. 1288 qm im Erdgeschoß) 

davon fUr das Museum ca. 1050 qm 

D . 
Qs Hochb 

ItchzlJführ aUamt wird beauftragt, die Planung der 2. Ausbaustufe der Fischhalle 
Itschiedene.n, Wenn Uber die vom Kulturausschuß beschlossene Alternative endgUltig 

Ist 

- EndgUltige BeschlUsse durch die Ratsversammlung -

Begr~ndungen: 

r Q' 
gistrat h 

I/die ZlJku a.t der Ratsversammlung am 24 . Oktober 1974 auf deren Antrag einen Bericht 
:lJl1g eine ~~t.lge Nutzung der Fischhalle vorgelegt. In diesem Bericht war fUr die Museums­
On cQ. 180 öche von ca. 1010 qm vorgesehen (insgesamt: Erdgeschoß: Museum ca. 400 qm, 
~gesch,,;rn, Gaststätte ca. 135 qm bei Umsetzung der Trafostation, Feuerwehr ca. 25 qm; 
'
h 

'. ~ Ausstellung Museum ca. 410 qm; Galerie: ca. 200 qm}. 

~ e AnderlJn 
seurn erga~ ~es Raumprogramms im Detai I bei etwa gleichbleibender Nutzfläche fUr das 

b 
sich bei der weiteren gestalterischen Planbearbeitung • 

) : 
e 

• AlJsb . 
austufe wird z.Z. mit Mi.tteln des Konjunkturförderungsprogramms 1975, einer 

-2-
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Sonderbedarfszuweisung des Landes und städtischen Haushaltsmitteln durchgefUhrt 
und steht vor dem Abschluß. Sie umfaßt im wesentlichen die Renovierung der 
unter Denkmalschutz stehenden Halle ohne Einbau des 1 • und 2. Obergeschosses 
und ohne Renovierung der Ladenzeilen. FUr einen angemessenen funktionalen und 
wirtschaftlichen Betrieb des Museums ist eine zUgige Erweiterung durch einen 
2. Bauabschnitt unabdingbar. Ihn bereits zum jetzigen Zeitpunkt baureif durch­
zu planen , erscheint sinnvoll und notwendig, um über einen Planungsvorlauf bei 
der Bereitstellung von Mitteln, z.B. aus einem weiteren Konjunkturförderungs­
programm, zu verfUgen. Erste Entwurfsskizzen sind beigefügt. 

Der Stadtbaurat hat die Vorlage mitgezeichnet . 

Der Kulturausschuß hat am 28. Januar 1977 folgenden Beschluß gefaßt: 

Zu a) 7 Ja-Stimmen 
3 Nein-Stimmen - nach Antrag -

zu b) 9 Ja-Stimmen 
1 Enthaltung - nach Antrag -

Zusätzlicher Antrag: 

Anmerkung : Der Magistrat hat diesen Antrag 
um den 2. Hai bsatz ergänzt. 

c) Das Hochbauamt wird beauftragt, eine Alternativplanung für die 1 . Ebene 
zu entwickeln, die von der Schließung der bisherigen Treppenaussparung unter 
Verlegung des Treppenaufganges an eine andere Stelle ausgeht. 

Beschluß: 6 Ja-Stimmen 

Zimmer 
Stadtrat 

3 Nein-Stimmen - nach Antrag -

Der Magistrat hat dem Antrag in seiner Sitzung am 9.2 . 1977 zugestimmt. 

Besd;lluß: Nach Antn.g 
- eiDItimmig -



Zu Pkt. 17 der T~esordnung: 
Schulausschuß 

S c h U 1 amt Kiel, den 8. Februar 1977 

Drucksache 48 

~ Errichtung der 12. Klasse der Fachoberschule an 
den Beruflichen Schulen am Schützenpark 

~~ter: Herr Dr. Lohmann 

~ Zugestimmt wird der Errichtung der 12. Klasse der 
Fachoberschule im Rahmen der Beruflichen Schulen 
am Schützenpark ab Schuljahr 1977/78. 

- EndgÜltige Beschlußfassung durch die Ratsversammlung 

, Beg r Ü n dun g : 

Das K 1 ein U tusministerium plant zum Schuljahr 1977/78 die Einrichtung 
rei es einjährigen Ausbildungsganges zum Erwerb der Fachhochschul­
Aus~~ (Klasse 12 der Fachoberschule in Schleswig-Holstein). Dieser 
her lldungsgang soll guten Realschülernt)die eine einschlägige 
lic~~liche Erstausbildung mit Erfolg abgeschlossen haben, die Mög-

-1, eit bieten, die Fachhochschulreife zu erwerben. 
Au VOrge lu ~, lich Sehen ist die Einrichtung dieser Klasse an den Beruf-
ng Bew en Schulen am Schützenpark. ~Te nach der Zahl der eingehenden , 

nurer?ungen ro lIen eine oder mehrere Klassen gebildet werden. Ist 
SOZieln~ Klasse vorhanden, muß der fachbezogene Unterricht (Technik, 
den alWlrtschaft, Wirtschaft) für die entsprechenden Gruppen an 
sch ~inzelnen beruflichen Schulen Technik, Bau, Chemie, Sozialwirt­
unt a t oder Wirtschaft und Verwaltung ertei lt werden; der Gesamt­
wal~rricht würde in den Beruflichen Schulen Wirtschaft und Ver-
ist ~ng stattfinden. Können mehrere Klassen eingerichtet werden, 
lich ie Angliederung je nach Fachbereich an die ,einzelnen beruf­
ent en Schulen vorgesehen. Die Anmeldungen werden bis zum 31. 3. 
eln~eg~ngenommen; erst dann wird sich ergeben , wieviele Klassen 

... Urlchten sind. 

Die B 
Erri eruflichen Schulen am SchUtzenpark haben ihr Interesse an der 
SungChtung dieses Ausbildungsganges bekundet und sind der Auffas­
Itäurn' daß eine Unterbringung dieser neuen Klassen in vorhandenen 
ist ~n e~ ~~licht werden muß. Bei der Ausstat tung mit Sachmitteln 
Best aVon auszugehen, daß eine optimale Nutzung des vorhandenen 
wes ,ande ,c' erreicht wird. Zusätzliche Haushal tsmi ttel dürften im 
errentlichen durch die Kopfsätze fUr die Lern- und Unterrichtsmittel 
4.0~~cterlich werden. Hierfür werden je Klasse etwa 3.000 bis 

DM angesetzt. 
Die 
Bef~~fnahmebedingUngen, BildungszieJ.~, Dauer der Ausbildung und 
stelllgun?en sind in der anliegenden Ubersicht im einzelnen darge­
eins t' ,Der Schulausschuß hat der Vorlage im Umlaufverfahren 

timmig zugestimmt. . 
c-;-:::::' ~ 

~t:hluß: Nam Antrag --- --------
- einstimDlig -



SChUl art/-zweig 
Name 

Träger 
AnSChrift 

Vorau . 
Ssetzungen 

SChUlabsChluß 

AUSbil 
dungsdauer 

Abs Chl ußzeugnis 

Bere h 
C tigungen 

12. Klasse der Fachoberschule 
Berufliche Schulen am Schützenpark 

Stadt Kiel­
GelIertstraße 18 

Qualifizierter Realschulabschluß oder 
gleichwertiger Abschluß und eine für 
den gewählten Fachbereich ein­
schlägige erfolgreich abgeschlossene 
berufliche Erstausbildung; weitere 
Einzelheiten sind in der Schule zu 
erfragen. 
Die Ausbildung führt mit Schwerpunkt 
im Bereich Technik, Sozialwirtschaft 
oder Wirtschaft zur Fachhochschulreife. 

1 Jahr 

Zeugnis der Fachhochschulreife 

Studium an allen Fachhochs chulen 

Nach den Sommerferien 

Januar/Februar mit dem Halbjahres­
zeugnis 



18 
der Tagesordnung: Zu Pkt. 

Schulausschuß 
SChUlamt 

Drucksache 49 
Kiel, den 8. Februar 1977 

~ Errichtung einer Srl'rach~nsC'bruJLe an 
den Beruflichen Schulen am Ravensberg 

Bel" ~hterstatter: Herr Dr. Lohmann 

~ Zugestimmt wird der Errichtung einer Sprachen­
schule im Rahmen der Höheren Handelsschule an den 
Beruflichen Schulen am Ravensberg - Wirtschaft und 
Verwaltung - ab Schuljahr 1977/78 . 

- Endgültige Beschlußfassung durch /die Ratsversammlung -

Beg r ü n dun g : 

~~ Einvernehmen mit dem Schulamt haben die Beruflichen Schulen 
derR~yen?berg mit dem Kultusministerium Vorbesprechungen wegen 
Ver lnrlchtung einer Sprachenschule geführt. Ziel der 
ein~andlungen sollte der Vorschlag an den Schulträger sein, 
Sch" Sprachenschule zu errichten, die vor allem Kieler 
resulern eine anerkannte Berufsausbildung zum Wirtschaftskor­
Ber~~ndenten bietet und zugleich nach mindestens zweijähriger 
Pon spraxis auf eine Kammerprüfung zum Fremdsprachenkorres­
Vor~enten, Wirtschaftsübersetzer oder Wirtschaftsdolmetscher 

ereitet. 

~~~gKUltusministerium hat inzwischen ,die Unterrichtspläne fer­
vens~stellt und di e Schule für die Berufli chen Schulen am Ra­
SChI er~ genehmigt . Die Schule ist die erste ihrer Art in 
OffeeS~lg-Holstein. Bei der Genehmigung war das Kultusministerium 
ric nSlchtlich von der Auffassung ausgegangen, daß es zur Er­
Rah~tung dieser Klassen mit fremdsprachlicher Ori entierung im 
trägen der Höheren Handelsschule keiner Anhörung des Schu~-
geg ers bedarf. Dem steht die Auffassung des Rechtsamtes ent­
SCh~~' die in der Maßnahme die Errichtung eines Teiles einer 
SChUle ~ieht, die nach § 2 (1) SchulVG die Mitwirkung des 

tragers erfordert. 
Die B ( 
~it erUflichen Schulen am Ravensberg teilen zu dem Vorhaben 
abz~ da~ der Bedarf an Räumen und Sachmitteln noch nicht genau 
~ereshchatzen sei. Es werde jedoch nicht mit mehr als 3-4 Klassen 

- c , net . Hierfür sind die Räume vorhanden -

, Die vorhandenen Fachräume können durch die geplante 
faCh S,prachenschule zusammen mit den ,berei ts vorhandenen Berufs­
giltSChulen und dem Fachgymnasium optimal genutzt werden. Das 

inSbesondere für die im Lande einmal ige Einrichtung eines 
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Multimediensprachlabors aus dem MOdellversuch des Bundes­
ministeriums für Bildung und Wissenschaft 1972 bis 1975, 
für das auch Material in Englisch, Französisch und Spanisch 
zur Verfügung steht. Z.Z. wird geprüft, ob eine Ausweitung 
auf Dänisch und ein weiteres Programm Spanisch zweckmäßig ist. 
Bei den erforderlichen Unterrichtsmitteln für die Sprachen­
schule kann im Bereich Wirtschafts- und Textverarbeitung 
durchweg auf die Bestände zurückgegriffen werden, so daß 
hier nur geringe Kosten entstehen dürften. Zusätzliche 
Haushaltsmittel wUrden somit im wesentlichen durch die Kopf­
sätze für Lern- und Unterrichtsmittel erforderlich werden. 
Hierfür werden je Klasse etwa 3.000 bis 4.000 DM geschätzt. 

Die Aufnahmebedingungen, Bildungsziele, Dauer der Ausbildung 
und Befähigungen sind in der anliegenden übersicht im einzelnen 
dargestellt. 

Der Schulausschuß hat der Vorlage im Umlaufverfahren einstimmig 
zugestimmt. 

Beschluß: Nach Antrag 
- elnstimmig-



SChulart/-z~eig 
NaDle 

Trli.ger 

Anschrift 

Telefon 

Geschli.ftszeit 

Informationssehr1ft 

Voraus setzunge n 

Schulabschluß 

Bildung szie l e 

AUSbildungSdauer 

Abschlußz e ugnis 

Berechtigungen 

SChulbeginn' 

AnDleldefrist 

-
- 14 -

Wirtschaft/v erwaltun g 

Höher e Handelsschule -Sprachenschule­

Be r ~fl~che SChulen am Ravensberg 
-Wirtschaft und Verwaltung-

Stadt Kiel 

Rankestraß e 2 , 2300 Kiel 1 

901-2985 

Mo ntag bis Freitag, 8.00-12.30 Uhr 

wird auf Wunsch zugestellt 

.R e alschulabschluß für ;r..",e·f jährigen Aus­
bildungsg ang; Fachhochs~ulreife oder 
Ho chschulreife mi t gute n oder befriedi­
gend e n Le~stungen in minde s ~ens zwei 
Sprachen für einjährigen Ausbildungsgang. 

Be ruf sabs c hluB als Wirt sc haftskorrespondent; 
Vorbereitung auf die Kammerprüfung als 
Wi rtscha'ftsdo lmetscher, Wi r tscha ftsüQer­
setzer o der Fremdsprachenkor respondent . 

2 Jahr e mit Realschulabschluß oder einem 
als gleichwertig a n e rkannten Abschluß 
1 Jahr mit Fachhochschulreife oder allge­
mei ner Hoch s chulre ife 

Ab sch lu ßzeugnis der Höheren HandelSSChule; 
A bschlu~ ze ugnis als Wirtschaftskorrespondent. 

Berufliche Tätigkeit als Wir t scha ftskor­
r esponde nt und Anr e chnung auf die Au s bil ­
dung in einem anerkannt e n Ausbildungs ­
beruf. 

Nach den So mmerferien 

Janualr/Fe-bruar mi. t dem Ha l bjahreszeugnis 



\ 

Schulart!-zwe i g 

Na me 

Trä g e r 

An schrift 

Telefon 

Gesch ä f t.s z e i t 

In f o r mation ssch r i f t 

Vorau s s etz u ngen 

Sc h u l a b s c-hluß 

Bil d ungsz i ele 

Ausbildungsdauer 

Abschl ußze-uqn1 s 

Berechtiqungen 

se hUlbe9.:l.nn 

Arrmeldefr1st 

" 
- 1'3 -

Wirtschaft / Verwaltung ., , 

E1njllhrige 

Berulfliche 
Wirtschaft 

Höhere HandeIsschul e ~rU fsfach schule) 

Schulen am R a v e n s b~ 
und Verwaltun9 / . 

Stadt -Kiel ,., ..' 
Rankestraße 2 , 2300 Kie l , 1 

r 
901-2985 / 

Montag bis Frei tag, ,l.oo - 12 . 30 Oh r 

wird auf Wunsch z~~estellt 

Re a l schul a b schluß oder ein als gleich­
wertig anerkannt es Zeu gnis 

Vo r bereitung a u f kaufmän n is c he und Ve r wa ltungs­
-b erufe 

1 J ahr 

Abschlußzeugnis der Ein j ä h rig en Hö heren 
Handelsschule 

An rec hn ung auf die Au s b i l d ung i n einem ane r­
kannte n Ausbildungsberuf g emäß de r Anrech nungs ­
verordn ung 

Nach den Sommerferi e n 

Jan uar/Fe-bruar 
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SOhUlausSC.huß 
SChUlamt Kiel , den 3. Fe.bruar '1977 

Drucksache 42 

Betr • F i . 
~ re gabe von Haushaltsmitteln; 

hier: Umsetzen von Fertigteilklassen nach 
-- der Toni-Jensen-Schule, Neumühl en- Dietrichsdorf 

~chterstatter : Herr Dr. L ohma n n 

Antra 
~ Die Mittel der HHSt. 22 . 100 .941 - vier Fertigteil-

Klassen, Toni-Jensen-Schule in Neumühlen (Umsetzung 
von Mettenhof) - i n H5he von 148 . 000 DM werden 
freigegeben . . 

- EndgUltige Beschlußfassung durch di e Ratsversammlung -

~e " . 
~r Und u n g 

Im H 
in H~~ShaltsPlan 1977 s ind bei der HHSt. 22 .100.941 Mittel 
KlasO e von 148 . 000 DM fUr das Umsetzen von vier Fertigtetl­
~ingsen von Mettenhof nach der Toni-Jensen- Schule, Masuren­
F~elg' veranschlagt worden. Diese Mittel sind gesperrt. Die 

ahe ist der Ratsversammlung vorbehalten. 
ZUr B 

egrUndung des Freigabeantrages wird ausgeführt: 
nie E 
~ird ntwicklung der Schulsituation in NeumUhl en-Dietrichsdorf 

. von mehreren Faktoren bestimmt: 

1. ~~m AUfbau der Toni-Jensen-Schule (Realschule) , der einen 
eigenden Raumbedarf nach sich zieht, 

2. ~:m starken RUckgang der SchUlerzaien in den Grundschulen, 
S hr sich ab Schuljahr 1979/80 auf die weiter f ührenden 
eUlen auswirkt, 

3. ~~8r8W4otwendigkeit, das Ur alt-Gebäude der Schwentine-Schule 
) in absehbarer Zeit aufzugeben. 

~ 
nie R 
Samt ealschule umfaßt z .Z. die Klassenstufen 5 - 8 mit insge-
ter 11 SqhUlerklassen. I hr stehen 11 Klassenräume im Erwei-
~ b~~sbau zur Verfügung. Zum Schulj ahresbeginn 1977/78 werden 
~elte ngt durch die Einrichtung der 9 . Klassenstufe - drei 
Qes Gre Klassenr~ume benöt i gt. Dieser Fehlbedarf kann innerhalb 
~e~Qe~Samtkomplexes der Toni-J ensen-Schule nicht ausgeglichen 

n, weil die Grund- und Hauptschul e ihre Klass enzahl insge-
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samt ni cht ver~ndert. Auch zum Schuljahr 1978/79 fehlen der 
Realschule trotz überdurchschnittlichen Abganges von zwei 
Klassen an der Grund- und Hauptschule insgesamt vier Klassen­
r~ume. Dieser Fehlbedarf stabilisiert sich dann voraussicht­
li ch für die Jahre ab Schuljahr 1980/81 . 

Klassenzahlen der Toni-Jensen-Schule 

Schule 
Sch j. G H R insges. 

1975/76 10 12 8 30 
1976/77 10 12 lLl 33 
1977/78 9 13 14 36 
1978/79 8 12 17 37 
1979/80 8 10 17 35 
1980/81 8 10 18 36 

Für die folgenden Jahre werden zugrundegelegt: 

Grundschule zwei zügig 
Hauptschule zwei zügig 
Realschule drei zügig 
insgesamt 

~ 8 Klassen 
~10 Klassen 
:'18 Klassen 

~§=!}~~~~~~ 
Bei,· ~J( I' vorhandenen Klassenr1!umen fehlen somit auf längere 
Zeit· dnei Räume. Der Vergleich zeigt, daß s elbst bei Erhalt 
der drei zUgigen Haupt- und Realschule das 
Fachraumangebot der Toni-Jensen-Schule ausreicht. 

Fach 

Bio 
Phy/Ch 

musische 
Fächer 

sport 
Hausw. 

Bedarf na ch Wochen­
stunden mit Zielwerten 
der St undentafeln 
insgesamt 
66 Std = 2 R~ume 
63 Std = 2 Rliume 

153 Std a 5 Räume 

99 Std .. 3 R~ume 
30 Std = 1 Raum 

vorhanden 

1 Biologie 
1 Phy/Ch 
1 Chemie 
1 Physik 
2 Zeichnen 
1 Werken 
2 Musik 
3 Sportr~ume 
1 KUche 

Ein vierter angebauter Raum könnte die Fachraumsituation 
verbesser r. , da man dort Nadelarbeit und Sprachlabor unter­
brihgen könnte. 

-

Bei dieser Prognose wird vorausgesetzt, daS das Interesse deie 
Eltern an einer Einschulung ihrer Kinder in die GanztagsschU 
s t ark genug ist, um die Zweizügigkeit zu erhalten. NegatiV 
könnte sich auswirken, daß die Toni-Jensen-Schule nach den 
vorstehenden Uberlegungen keine VorkJagen erhält, die für ei~ 
entsprechendes Nachwachsen an der Ganztags-Grundschule sorge~1 
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gifen 1st auch die Entwicklung der Ganztags-Hauptschule. 
dee ~orgeSehene ZweizUgigkeit setzt voraus, daß Kinder aus 
werh albtags-Grundschule in die Ganztags-Hauptschule Uber­
Ga~ tseln; sonst wKre die ZweizUgigkeit gefährdet und die 

Z ,agS-Hauptschule nicht haltbar. 

~~ter Berücksicht igung einer Zahl von 36 Klassen fehlen 
S1 SChUlkomplex der Ton1-Jensen-Schule insgesamt vier Räume. 

emUssen neu errichtet werden. 
Zu 2 • 
~ 

~;~ SChUlsituation in NeumUhlen-Dietrichsdorf in den Schul­
(Scren 1976/77 bis 1980/81 - ohne die Schwentine-Schule 
n1c~~le für Lernbehinderte) - erscheint auf den asten Blick . 

ungünstig zu sein. 

Die Prognose lautet ab Schuljahr 1977/78: 

~ljahr 
1 ' 
... :76/77 73 72 
1977i78---------------74--------------------------
.... _- ... _- .. -
1978 -------------------- ------------~--------...... /79 73 
:~79i8Ö---------------7i---- ____________ Zg ______ _ 

----
198 ---~------------------ ---------------------...... 0/81 71 

---~--------------------------------------------

Klassen Klass enr§.ume 

Ei 
. 1977/B8edarfssPitze ergibt sich danach für das Schuljahr 

der 7 • Rein rechneri sch läßt sie sich durch Schachteln 
Adol~rsten Klassen in der Andreas-Gayk-Schule und der 

-Reichwein-Schule bew~ltigen. 
Der 
tOl starke RUckgang an Einschulungen ergibt sich aus den 

genden Zahlen: 
1970 
1971 
1972 
1973 
1974 
1975 
1976 
1977 
1978 
1979 
1980 

399 
364 
332 
342 
328 
278 
230 
192 
175 
149 
130 

AUch. 
Eins ~Ur die folgenden Jahre dUrfte mit etwa 120 b1s 130 
dazuc ~lungen zu rechnen sein. Der SchUlerrückgang wird 

fUhren, daß 
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zum Schuljahr 1978/79 max. 7, 
zum Schuljahr 1979/80 max. 6 und 
zum Schuljahr 1980/81 max. 5 erste Grundschulklassen gebildet 
werden kBnnen . 

Danach sind in NeumUhlen-Dietr i chsdorf spätestens a b 1980 
nur noch zwei Grundschulen zu vertreten. Ab 1985/90 werden 
s owohl der Hauptschulberei ch als auch die Realschule zwei­
zUgi g wer den. 

Zu 3. : 

Der SchUlerrUckgang wird dazu f Uhren, daß Anfang der 80er 
Jahre auf das Gebäude der Schwentineschule verzi chtet und 
die ' b'i.s dahin ebenf alls geschrumpf te Schule in einem der 
anderen Schulgebäude untergebracht werden kann; langfristig 
wird mit 100 SonderschUlern ger echnet. 

Bei den Uberlegungen, den Raumbedarf der Realschule zu decken l 

sind auch die folgenden s trukturellen Änderungen geprUft, abet 
wegen ihrer Nachteile verworf en worden. 

1. Verlegung der Grundschule 

Bei einer Verlegung der Grundschule bleiben Hauptschule 
und Realschule vereint . Diese Umorganisation kBnnte nicht 
in einem Zug , sondern mUßte s chrittweise verlaufen: 
zun~chst nimmt die Toni-Jensen-Schule keine GrundschUler 
mehr auf; erst nach zwei J ahr en wird di e Hauptschule 
sukzessive an der Toni-Jensen- Schule konzentriert. Die 
finder,." die fn' die G-.a.nztags·-Grundschul e: einges chult - warde~, 
sollen, gehen j n di e Andre qs-Gayk-S chule. Die Toni-JenSe, 
Schu·le kann die hinzukommenden HauptschUler rl!umlich untet' 
bringen. 

" 
Nachteile 

-erhebliche Investitionen fUr den Ganztagstei l (ein umb3~cJ1 
ist nach den Untersuchungen des Hochbauamtes grundsl!tzl~ 
möglich) , 

- das Nebeneinander von Ganztags- und Halbtags-Be~chen in 
der Hauptschule ist problematisch, 

- während der zweij ähri gen tlbergangsphase ist die GanztagS' 
bet r euung der Grundschulklassen ni cht zu bewält igen. 

2. Verlegl ng der Hauptschule 

Bei e i ner Konzentrat i on der Hauptschule in dem Gebäude 
Andreas-Gayk-Schule ver bleiben in der Toni-J ensen-Schule 
ein Ganztags-Grundschule und eine Realschule. Damit wäre 
für die nächsten Jahre eine fas t vollständige Ausnutzung 
d~r . Räume gegeben (di e Konzentration der zwei zweizUgigen

e Haüptschulen wUrde rechnerisch eine dreizüg1ge HauptschUl 
er geben) • 

-5" 
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Racht eile 

- prOblematisch 1st das Nebeneinander von danztags- und 
Halbtags-Hauptschulbere ichen , 

- die Adolf-Reichwein-Schule ist überbelegt , 

- die sch~lorganisatorische Trennung innerhalb der 
Sekundars tuf e I ist abzulehnen. 

3. ~rlegUn8 der Req l schule 

~ine drei zügige Realschule mit 18 Schülendassen wäre in 
en Räumen der Andreas-Gayk-Schule unterzubringen. Es sind 

vO 'rhanden : 

~ 8 Klas senräum~ , 
. Je ' l Unterricht s raum für Physik, Biologie, Mu~ik, We rken, 

~ SChulkindergarten. 
Nade lnrbeit, Kochen, Sport sowie 

~ 
( 

die Ve r legung der Realschul 'J kann n 'l cht schrittweise, 
sondern muß in _ i nem Zug gp~; chehen , weil dj_e schülor­
ganisatoris chen Probleme bat einer räumlich getrennten 
SchUle nicht bewältigt werden können, 

- eine sol che Verlegung trifft alle Schulen in dem Stadt ­
t~il Neumühlen/Djetrichsdorf, und zwar müs s en 
dle Grundschüler der Andreas -Gayk-Schule in die Adolf­
r e ichwei n-Schul e und 
di e Hauptschüler in die Toni-Jensen-Schule überwffhseln, 

- dJi e Adolf-Reichwein - Schule ist überbelegt (nach Schachte-
-ung der e r s t en Klassen s tehen 21 Klass enräume für 24 

Schül er klassen ~u r VerfUguD~), 
- ~~e Toni -.Jensen-Schule hat .. mgenutzte Klassenräume (bei 

' lnri chtung von zwei Vorklassen verbleiben drei Räume), 

- die Toni-.Tensen-Schule (Hauptschule) hat einen Ganztags­
und einen Halbtagsbereich, 

- d~e räumliche Trennung der Haupt- und Realschule 
fU~rt etwa ab 1984 zu einer Gefährdung beider Schulen, 
well dann bei re an die Grenze der Einzügigkeit s toßen. 
Nur durch Kooperation aufgrund räumli cher Nähe kann 
der Bestand erhalten bleiben . 

~ - die I nvestitionen im Fachraumbere ioh der Toni - Jensen-
~~hule .(drei naturwi ssens chaftliche Räume sind eingerichtet, 

ur die Einrichtung von zwei weiteren Räumen sind die I n­
stal l a tionen bere its eingebaut) werden nicht mehr sinnvoll 
e.usgE::.lUt zt , anderprsei ts werden in der Andreas-Gayk-Schul e 
~nt ~ prechende Umbaumaßnahmen notwendig , weil hier ein 
.hemle _ und ein Zeichenraum feh l en und di e technische Aus ­
stattung nicht den Erfordernissen der Realschul e entsprj.cht. 

~~~ Snhulausschuß hat dem Antrag in seiner Sitzung am 27. 1.1977 
D ' 6 St i mmen bei 5 Gegenstimmen zugestimmt. 

er Mag istrat hat dem Antrag in seiner Sitzung a m 9.2. 1977 zugestimmt. 

/' /"---< f/- __ ___ 
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Ratsherr T s c h 0 rn stellt hierzu folgenden Alternativantrag : 

1. Die Toni-Jensen-Schule - Realschule - wird nach der Andreas-Gayk-Sch~11 
verlegt. 

2. Die Andreas-Gayk-Schule - Hauptschule - wird an die Toni-Jensen-Schllil 
verlegt. 

3. Die Andreas-Gayk-Schule - Grundschule - wird an die Adolf-Reichweill' 
Schule verlegt. 

Stellv • Stadtpräsident M ü I I e r webt vor der Abstimmung noch besonders darClof 

hin, daß jeder Ratsherr nur für einen Antrag stimmen darf. 
Sodann läßt er alternativ über die beiden Anträge abstimmen, und zwar zuerst 
über die Drucksache 42 und dann über den Alternativantrag der CDU-Fraktion. 

~ 
Nachdem beide Abstimmungen durchgeführt sind, gibt Stellv. Stadtpräsident beko~'1 

't 11' daß die Mehrheit der Ja-Stimmen auf die Drucksache 42 entfallen sind und sol11 ' 
Vorlage .!Jngenommen und der von der CDU~Fraktion gestellte Alternativantrag 
abgelehnt worden ist. 



Schj. 1976/7 7 

~
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r---~-If---+-S-c-h_u-lA_-~-_-+-__+--1+-~ 2 3 3 _2 ~~ 2 ~_ 2 --L~- 18 2L• - 1 
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Zu Punkt 20 der Tagesordnung 

gugendwohlfahrtsausschuß 
u gen d a mt 

Kiel, den 25. Januar 1977 

Drucksache 50 

Betr . E' . 
~ .lnrlchtung von zusätzlichen Kindergartengruppen 

ln Kiel-Mettenhof 

Beri h ~terstatter: Stadtrat Lütgens 

~1. Der Einrichtung von zwei Kindergartengruppen 
in der ehemaligen Verwaltungsstelle Mettenhof, 
Schumacherplatz, wird zugestimmt . 

2 . 1 Der Leistung einer außerplanmäßigen Ausgabe 
bei der Haushaltsstelle 469.40.941 mit 31.000, -- DM 
und bei der Haushaltsst.469 .40. 9353 mit 17 .000,-- DM 
wird zugestimmt. 

2.2 Die Deckung di eser außerplanmäßigen Ausgaben 
erfolgt durch den Nachtragshaushalt 1977 . 

2 .3 Bis zum Inkrafttreten des Nachtrags werden 
bei der Haushaltsstelle 45.770 48.000,-- DM 
gesperrt. 

Endgültiger Beschluß durch die Ratsversammlung -

Begründung: 

~Tn~rtsteil Mettenhof konnte e ine ausreichende Versorgung mit 
sichergartenPlätzen bisher nicht erre icht werden. Es be finden 

dort zwei Kindertagesheime : 
1) 

~ind~rgarten des evange lischen Gemeindedienstes 
m Jutlandring mit 100 Plätzen, 

2) Kinde . . a ' rgarten der Stadt KleI 
m OSloring mit 100 Pl ätzen - insgesamt 200 Plät ze . 

Be' . 
lde Ei . .. . stun nr lchtungen zelchnen slch aus durch elne volle Ausl a -

konnt de~ Kapazität . Die Nachfrage nach Kindergärtenplätzen 
im K,e b lsher nicht vollständig befriedigt werden. Allein 
aUf lndertagesheim am Osloring befinden sich z. Z. 25 Kinder 
AUfnd~r Wartelist e zur sofortigen Aufnahme. Für eine spät ere 
darfa ~e sind 96 Kinder angemeldet worden. Die allgemeine Be -

SSltuation ergibt sich aus folgenden Zahlen: 
Bei ' 
wareelner Bevölkerungszahl von 17.482 am Ende des Jahres 1975 

n fOlgende Kinder vorhanden : 
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Geburtsjahrgang 1973 

Geburtsjahrgang 1974 

Geburtsjahrgang 1975 

- 2 -

.................. 
insgesamt also ...........•.............. 

Dem stehen gegenüber 

Kindergartenplätze ..................... . 

Plätze in Vorschulklassen .............. . 
insgesamt also .. ....................... . 

Damit bleiben unversorgt ............... . 

253 

257 
211 

721 Kinder. 

200 

150 

350. 

371 Kinder. 

Das entspricht einem Versorgungsgrad von einem Kindergarten­
platz auf 2.06 Kinder. 
Das Jugendamt ist wiederholt gebeten worden, zusätzliche K; n: 
dergartenplätze bereitzustellen. Der Jugendwohlfahrtsaus s.; j. IJ;o. 
hatte daher bereits 60.000,-- DM für die Herrichtung einer e !l ~ 
sprechenden WOhnung in den Entwurf der mittelfristigen Finanz 
planung 1976 - 19~0 eingestellt. Da zunächst von der Annahme 
ausgegangen werden konnte, daß in Schulräumen entsprechende 
Möglichkeiten für die Unterbringung von Kindergartengruppen 
bestehen würden, wurde der vorge sehene Betrag aus dem Haus­
haltsentwurf herausgenommen. Das Schulamt hat inzwischen mit~ 
geteilt, daß es nicht in der Lage ist, Schulräume bereitzu­
stellen. Es ist nunmehr die Möglichkeit gegeben, in der leer~ 
stehenden ehemaligen Verwaltungsstelle Mettenhof, am Schuma~ ~' 
cherplatz, zwei Kindergartengruppen unterzubringen. Damit kO~ 
te dem dringendsten Bedarf entsprochen werden . 

Der Aufwand für die Herrichtung der Räume für die Aufnahme 
von 32 Kindern ist außerordentlich gering. Das Bauamt schätzt 
die Kosten auf 31.000,-- DM. Zusätzlich werden für Einrich­
tungsgegenstände 17.000,-- DM für erforderlich gehalten . Der 
Gesamtaufwand von 48.000,-- DM entspricht den Herr ichtungs-. d 
kosten je Kindergartenplatz von 1.500,-- DM. Demgegenüber SlP 
allgemein Herrichtungskosten für Kindergartenplätze mit rd. 
13.000,-- DM erforderli ch . 

Die Räume sind durch die Stadt Kiel langfristig von einer won' 
nungsbaugesellschaft gemietet worden. Sie können bis 19~6 
durch die Stadt Kiel genutzt ' werden. Dieser Zeitraum ent­
spricht he rvorragend den Vorstellungen für die Einrichtung 
von zusät z lichen Kindergartenplätzen. Nach Angab en des AmteS 
für Entwi cklungsplanung wird die Kinderzahl in Mettenhof zU 
diesem Zeitpunkt soweit zurückgegangen sein, daß zusätzlic~e~, 
Plätze nicht mehr erforderlich sind. Da der Bedarf augenbl 1C 

lich besteht, sollte eine möglichst schnelle Realisierung deS 
Projektes erfolgen. Es wird daher vorgeschlagen, mit der Be~ 
reitstellung der Mittel nicht erst bis zum Nachtragshaushal t

p' 
1977 zu warten. Bei einer Bauzeit von etwa 8 - 12 Wochen kön 
ten die Räume bereits im Mai/Juni genutzt werden. Es wird da' 
her die Leistung von überplanmäßigen Ausgaben beantragt. 

- 2 -



Eine end "1 . .. ha gu tlge Deckung der Ausgaben muß fur den Nachtrags-
tiUshalt 1977 vorgesehen werden. Das Jugendamt ~ann endgül­
er~~ V~rSchläge für die Deckung der Mehrausgaben wegen des 
Es i kurzl~ch.ang~laUfenen Haushalts noch nicht machen~ 
45 st ledlgllch ln der Lage, bei der Haushalt sstelle 
de~7~0 - Hilfen in Heimen und ähnlichen Einrichtungen -
Nach etrag von 48.000,- - DM bis zum Inkrafttreten des 
niCh;ra~s zu sperren. In dieser Höp~ ~uß bis dahin noc~ 

mlt Ausgab en gerechnet werden . 
Das K" . 

ammereiamt hat am 2.2.1977 wie folgt Stellung genommen: 

. ~~~ Um~au und die Ausst attung dieser frei gewordenen VerwaJ' 
vong4~aume für Kindergart engruppen erfordert Kosten in Höh ' 
vOn .000,-- DM. Ferner kommen noch jährliche Folgeknf:tcn 
mitt rd ). 100.000,-- DM hinzu (2 Kindergärtnerinnen u. Betric~~ ­
hen. el . In der MIP bis 19 80 ist dieser Posten nicht vorgese -

Das K" 
gabe ammereiamt verkennt nicht die Not~ 0ndigkeit dieser Auf -
Mitzn~ muß aber ~us haushaltswirt schaft lichen GrUnden die 

elChnung verweigern . 
Die R 
des Hatsversammlung hat bei der Beratung ur. '-I Hesl'~üußfass ung 
ser Da~sha~ts 1977 Priorität en geset~t. Ein~ Vor!; .derung die­
ve"'t.rlngllChkeiten kann daher nur t :j. Betrc.:· ' 1 l,g aller in-

U lven Ausgaben vorgenommen Werd0? 

gez. Bantzer 

Der J 
behaIug~ndwohlfahrtsausschuß hat der Vor-~gE am 3.2 .1 977 vor-
mi g tIlch der Zustimmung des Ortsbeirats Mettenhof einstim-

Zugestimmt . 

L" utgens 
Stadtrat 

B . 
Dei der Beratung der "Tagesordnung wurde mitgetei It I daß zu diesem Punkt eine neue 
I"It~hksache auf den Tisch gelegt werden sollte. Aus zeitlichen GrUnden ist das jedoch 
B • t geschehen. 

el der Beratung dieses Punktes trägt S"tadtrat L U t gen s folgende Änderung vor: 

2 ~~.~.Ek~~ 
.2 des Antrages erhält folgende Fassung 

"Die Deckung dieser außerplanmäßigen Ausgaben erfolgt durch Sperrung von 48 .. 000 DM 
bei der Haushaltsstelle 470/01.985 - Pflegeheim Annenstraße -. Die zusätzlichen Per­
sonalkosten werden aus den vorhandenen Mitteln gedeckt (SNA). 11 

2.3 d A 
es ntrages wird gestrichen. 

Ratsherr 



Ratsherr H eil i g beantragt namens der C DU-Fraktion Überweisung an den Fach~ 
ausschuß und, falls abgelehnt, Vertagung, da diese Vorlage noch nicht entscheidu~ 
reif ist . 
Sollte der Überweisungsantrag abgelehnt werden, beantragt er hilfsweise Vertagung 
dieser Vorlage. 

Beschluß uber den Verweisungsantrag: , Mit Mehrheit a b gel e h n t Q 

./ Damit ist gemäß Antrag der CDU-Fraktion die Vorlage ver tag t. 



Zu Punkt 21 der Tagesordnung 
Der Mo '. 
J glstrat 
Ugendamt K i e 1, den 13. Januar 1977 

~---

Drucksache 30 

Bett • 
-.....:::..:..! Uberplanmäßige Ausgaben im Bereich des Jugendamtes 

~terSbttQ"'·. ~ Stadtrat Lütgens 

~ Folgende Eilentscheidungen des Oberbürgermeisters werden 
genehmigt: 

a ) Haushaltsjahr 1976 
vom 12.1.77: 

Bei der Haushaltsstelle 468/511 - Unterhaltung der Spielplätze 
wird einer überplanmäßigen Ausgabe von 6. 610~ -- DM zuge­
stimmt. Die Mehrausgabe wird durch Einsparungen in gleicher 
Höhe bei der Haushaltsstelle 469 /570 - Beköstigungsmittel -
gedeckt. 

b) Haushaltsjahr 1977 
vom 1'1.11, 11 

Bei der Haushaltsst elle 466. 02/94100 - Erweiterung der 
Sanitärräume für das Jungenheim - wird einer außerplan­
mäßigen Ausgabe von 21. 000" -- DM zugestimmt. Die 
Ausgab e wird durch Mehrej.nnahmen in gleicher Höhe bei der 
n eu einzurichtenden Haushaltsstelle 466. 02 /361 - vom Land -
gedeckt. 

Begründung 

Aus dem Titel 511 werden die städtischen Kj.nderspielplätze~ Bolz­
Plätze und Planschbecken unterhalten. Der Titel setzt e sich nach 
der Planung 1976 zu-sammen aus 

a ) 7. OOO~ -- DM für di e Unterhaltung der Einfriedigungen 

b) 45.000" -- DM für di e Unterhaltung der Außenanlagen 
(Bewirtschaftung durch das Gartenamt) 

c) 6.000" -- DM Ersatzbeschaffung von neuen Spielgeräten 

d) 14.000" -- DM Unterhaltung der Spielgeräte 

e) 10. 000" - - DM Wasser für die Planschbecken. 

82. 000, - - DM 

~er Abs chluß zeigt auf" daß 88. 609" 56 DM ausgegeben wurden. Somit 
hegt eine Uberschreitung des Ansatzes um 6.609" 56 DM vor. 
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Diese Ub ers chreit ung ergibt sich aus einem erhebliche n Mehrbe~ 
darf an Wa ss er kosten für die Plans chbecken. G e g enüber d en ver ~ 
an schlagten 10. 00 0 .. -- DM wurden rd. 19. 900. -- DM" fast das 
Doppelte .. ausgegeben. Dieser Mehrverbrauch erklärt sich durch 
den langen, he.ißen Sommer 1976. Die verans chla gte Betriebs zeit 
für die Planschbecken beträgt ca. 4 Wochen. Im Som m er 1976 
wurden die Becken bis zu' 12 Wochen betrieben. Auf Grund der I 

großen Hitze muß das Wasser mindestens einmal am Tag g ewechselt 
werden. bei gr oßer Verschrnutzung (Seifenla ug e" Sand. Urin) muß 
h ä uf iger gewechselt werden. 

Diese Entwicklung wurde bereits bei Aufstellung des Na chtragshallS' 
haltes 1976 erwartet. Hier wurden 7. 0 00 .. - - DM mehr beantragt. 71 
Nachdem die Verstärkung des Ansatzes nicht bewilligt wur de (Sept. 1 

konnte auf den Wasserverbrauch des Jahres kein E influß m ehr geI10~ 
men werden. Auf die Füllung der Becken kann u. E. ohn ehin nicht v'l 
z icht et werden" da diese eine gute und gern genutzt e Spielmöglichl<e

l 

für die kleinen Kinder darstellen. 

Vielmehr wurde versucht .. bei den anderen Anteilen dies es Ansat:;r,e
S

, 

noch Einsparungen vorzunehmen. Es konnten jedoch nur rd. 2. 400, ~: 
eingespart werden" so daß eine Uberschreitung v on 6. 610" __ DlVl ~b 
d e c ken bleibt. 

tel 
B ei dem Ansatz für Beköstigungsmittel der Kindertagesheime kop!l 
6. 610" - - DM eingespart werden. 

Die Sanitärr äume der Ausbildungswerkstatt des Jugendaufbauwe~l<e:i' 
in Hof Hammer müssen sobald wie möglich erweit ert werden. Dle 
bi sher 72 J ugendliche wesentlich zu kleinen Was ch-" Dusch- und 'eß 
WC - Anlagen sollten im Rahmen eines Werkstattneubaues entspreU\f 
größer veranschlagt werden. Da dieser Neubau j edoch nach dem deo 
tigen Stand der Planung kurzfristig nicht zu verwirkli chen sein wir I 

ist insbes ondere auch wegen der bereits erfolgten Erweit erung derer: 
Kapazit ät der Werkstatt auf 80 Jungen eine Abhilfe dringend erfor~ 
Nach Kostenb erechnungen des Hochbauamtes werden 21 . 000" - - p 
benötigt . Ein Kostenans chlag liegt vor. 

'~ 

Das Sozialministerium des Landes Schleswig-Holstein i s t ber eit, d~ 
Kost el, zu tragen. Ein Zuwendungsbescheid über 21. 00 0, -- DM lie 

vor , 

~' 

Die derzeitigen Verhältnis se in den Sanitärräumen des Jugendauf/:J 8-

3) --
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werkes sind kaum noch vertretbar. Daher muß sofort mit den 
Drnbauarbeiten begonnen werden. 

Das K" . 
D a:rn:rnereiamt hat beide Verstärkungen mitgezeichnet. 

er Mo • 
gistrat hat dem Antrag in seiner Sitzung am 9.2. 1977 zugestimmt. 

Beschluß: Nach Antrag -
- einstimmig -



Zu Punkt 22 d T d _ er agesor ~ 

r -r·n ""-'7 Kiel, den _. 2. I- t L.'. ;'~( 

e 

Drucksache 33 

tr,: Geneh . 
m1gung einer Entscheidung des OberbUrgermeisters 

nach § 82 GO zur leistung einer überplanmäßigen Ausgabe 
r' 
l.chterstatte .... . 
~ ......... .:..:.:~ ... ,,:, Stadtrat lütgens 

~~e Entscheidung des Oberbürgermeisters nach § 82 Aba. 1 
H ZUr leistung einer Uberplanmäßigen Ausgabe bei der 
,aushaltsstelle 50000.67930 - Gesundheitsamt; sonstige 
l.~nere Kostenerstattungen - in Höhe von 6.804,96 DM 
w1rd genehmigt. 

- EndgUltige Beschlußfassung durch die Ratsversammlung -

.~ e 9 r ü n dun 9 
i der H 
,500 DM aUSha!·tsstelle 50000.67930 waren im Haushai tsjahr 1976 

,l'ell 11'1 i t ~eranschlagt. Diese sonstigen inneren Kostenersta ttungen 
t 700 1.800 an die An ta t für Desinfektion - 541 - und 

i e All an das Sportamt , SchwilmlhalJ.en - 572 - vorgesehen. 

us, ~~~l~ für Desinfektion und Schädlingsbekämpfung hat 
set~es (Bachdesinfektionen nach §§ 36 und 37 des Bundesseuchen­
Qgell hat 50) Vorgenommen, deren Kosten das Gesundheitsamt zu 
t'~Urso • AUßerdem wurden wöchentlich Desinfektionen in der 

~ Ildel'S il'gestelle durchgefUhrt. Die Desinfektionen woren - be­
urth~ufU~ der Zweiten Jahreshälfte - in einem größeren Umfang 

ren, als vorauszusehen war . 
t' es Sich 

e AUsgabe nach dem BSG um gesetzliche Aufgaben handelt, waren 
l' G nunabweisbar. 

~it d~:~:dhe i tsausschuß lIiird sich in seiner Sitzung am 1~. 03. 1977 
er MQ9ist r Angelegenheit befassen. 

rat hat d . em Antrag in seiner Sitzung am 9.2. 1977 zugestimmt. 

~ß: Nach Antrag 
- einstimmig -



Zu Punkt 23 der Tagesordnung 

~~uaUSSChUß 
adtplanungsamt Kiel, dem 1~ Febr. 1977 

Druck S8 che 51 

~ Aufstellung zur 1. Änderung und Erweiterung des 
Bebauungsplanes Nr. 334 für das Baugebiet Kiel-Suchsdorf: 
Eckernförder straße - Bundesbahn - Kopperpahler Au -
Viehdarnrn - B.-Plan Nr. 368 (früher: Eckernförder Chaussee 
- Bundesbahn - Kopperpahler Au - Viehdamrn) 

B.E • 
~ Stadtbaurat Bartels 

~ Es wird zugestimmt 

a) Der Aufstellung zur 1. Änderung und Erweiterung 
des Bebauungsplanes Nr. 334 für das Baugebiet 
Kiel-Suchsdorf: Eckernförder straße - Bundesbahn -
Kopperpahler Au - Viehdamrn - B.-Plan Nr. 368 

b) Auf die Betei l igung der Bürger an der Bauleitplanung 
gern. § 2a Abs . 2 BBauG in Verbindung mit § 2a 
Abs. 4 Satz 1 und Textziffer 2 BBauG zu verzichten. 

- Endgültiger Beschluß durch die Ratsversammlung -

Beg r ü n dun g 

Der B Und ebauungsplan Nr. 334 wurde im Jahre 1961 aufgestellt 
Nr ~969 rechtsverbindlich. Er war aus ·dem alten Aufbauplan 
l:ndu t er:-twickel t worden und we5.st überwiegend Flächen für 
19705 r~e aus. Dem Flächerulutzungsplan in der Fassung von 
darg e~tspricht er insofern als dort gewerbliche Bauflächen 
Und ~stellt sind, die die bauliche Nutzung als Gewerbegebiet 

ndustriegebiet einschließen. 

~~!rr~d der in den letzten Jahren entscheidend verschärften 
bewu S5 1.onsschutzbestimmungen und des veränderten Umwel t-
in sß~se~ns der Bevölkerung wäre j edoch die Festsetzung eines 
nebe:~n~n Emissionen uneingeschränkten Industriegebietes 
in ' n ~~nem Wohngebiet nicht mehr zulässig . So wUrde die 
VQr~~ttelbarer Nähe des I ndustriegebietes Siemenswall 
durc~ndene VJ'ohnbebauung am Viehdamm und in Kronshagen 

dort mögliche Emissionen stark betroffen. 

- 2 -
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Es ist daher erforderlich, die verbindliche Bauleitplanung 
den veränderten Immissionsschutzanforderungen anzupassen 
und damit zu sichern, auch in Zukunft schädliche Umwelt­
einwirkungen von der dort lebenden Bevölkerung fernhalten 
zu können. Gleichzeitig wird mit dieser Änderung des B­
Planes Nr. 334 die planerische Voraussetzung für die 
Genehmigung der B-Pläne Suchsdorf-Süd geschaffen. 

/Statt des jetzt ausgewiesenen Industriegebietes soll ein , 
auf nicht wesentlich störende Betriebe beschränktes Gewerbe 
gebiet festgesetzt werden, das in seiner besonderen Art der 
baulichen Nutzung dem bisher dort einzigen Gewerbebetrieb 
mit seinen 'nicht störenden Emissionen entspricht. 

Darüber hinaus soll der Geltungsbereich des B-Planes Nr. 33
u 

so er weitert werden, daß er die Gemeindeverbind ~,'gsstraße 
Kiel-Suchsdorf - Kronshagen mit einbezieht und ar. di e B­
Pläne Nr. 368f und 368g direkt anschließt . 

Auf die BeteiligunI:": der Bürger an der Baulei t ,)"L anung gern. 
§ 2a Abs. 2 BBauG kann hi er verzichtet werd""T . da sich !c 
die Änderung des B-Planes Nr. j 34 auf das r .', ';ebiet und d 
Nachbargebiete nur unwesentlich auswirkt. 

(Ba r t,<.,s ) 
Stadtbaurat 

Der ba uaus [~ cr ; uf~ ba t der.. Alltr8e; in feiner u itzung EJrll 
3 . ~. 1S77 zw'e stün',lt . 

Beschluß: l\Jach l\ntrag 
_ einstimmig -



24 
Zu Punkt der Tagesordnung 

~~ua U SSChUß 
adtplanungsamt Kiel, den J.'((I Jan.1977 

D . h 52 ruchsac e .=-=--

34 ~ Ergänzung des Satzungsbeschlusses vom 21.10.1976 
zum Bebauungsplan Nr. 368g für das Baugebiet: 
Suchsdorf-Süd zwischen Eckernförder straße und 
Viehdamm (ergänzter Satzungsbeschluß) 

B.E . 
~ Stadtbaurat BarteIs 

~ Die Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 368g für das 
Baugebiet: Suchsdorf-Süd zwischen Eckernförder straße 
und Viehdamm '\"ird entsprechend dem in der Sitzung 
aushängenden Plan als Satzung beschlossen. 

- Endgültige Beschlußfassung durch die Ratsversammlung -

Beg r ü n dun g 
Di ' 
Be~ Ratsversammlung hat in ihrer Sitzung am 21.10.1976 den 
~Ußauungsplan 368g als Satzung beschlossen. Dieser Beschluß 
22 1aUfgrUnd einer Stellungnahme des Innenministeriums vom 
ZU~t?·1976 im Zusammenhang mit dem Antrag der Stadt Kiel auf 
§ 12~5mmung zur Herstellung der Erschließungsanlagen gemäß 

Abs. 2 BBauG ergänzt werden. 

~~~ in der Sitzung aushängende Bebauungsplan Nr. 368g ist 
gän~prechend dieser Stellungnahme überarbeitet. Die Er­

ungen sind durmFarbeintrag kenntlich gemacht. 
1m einzelnen handelt es sich dabei um folgende Punkte: 

1) InnerLaIb der Festsetzung für den Lärmschutzwall wird 
~er ~ls Wohnbaufläche (WS-Gebiet) ausgewiesene Teil­
ere~ch um das Planzeichen für di e Verpflichtung zum 

Anpflanz en von Bäumen und Sträuchern vervollständigt. 
. 2) 

Dter . ~ür öffentliche Parkplätze ausgewiesene Stand­
s re~fen an der Planstraße im Nordosten des Plan-

- 2 -
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geltungsbereiches \'lird zur Sicherstellung der Er­
schließung der außerhalb des Geltungsbereiches 
liegenden Grundstücke (Flurstücke 43 und Teile aus 42 ) 
verkleinert. 

3) Als Ersatz für die entfallenden Parkplätze aus Punkt 2), 
wird im Norden der gleichen Planstraße in Höhe des als 
WR g 11 aus ge\'liesenen Baugebietes ein öffentlicher pzrK' 

/ platz mit Senkrechtaufstellung festgesetzt. 

4) Die ausgewiesene überbaubare Grundstücksfläche (WR 11 r" 
GRZ = 0,4, GFZ = 0, 8 ) im Norden des Plangebietes \'lird 
zur rechts eindeutigen Sicherstellung des vorhandenen 
Knicks (Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern) nach 
Westen hinter di e Knickfläche zurückgenommen. 

5) Der Bebauungsplan wird um die Darstellung der Sichtdrei~ 
ecke, auch außerhalb des Plangeltungsbereiches, ergän7. t . 

Die betroffenen Grundstückseigentümer sind hiervon i n 
Kenntnis gesetzt. 

f~~ 
(BarteIs) 

Stadtbaurat 

Der 13Cluaus s chuj~ h a t de m j,ntr8g in se i ne r S i tzung Cl m 
3. 2. 1977 zuge s tim~t. 

Beschluß: Nach Antrag 
- einstimmig -
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Zu Punkt der Tagesordnung 

BauaUSs chU!3 
Stadtplanungsamt 

53 ])rucks ach e 

Kiel, den 2 \4 Jan. 1977 

~tr~ Ergänzung des Satzungsbeschlusses vom 21.10.1976 
zum Bebauungsplan Nr. 368f für das Baugebiet: 
Suchsdorf-Süd zwischen Holmredder und Viehdamm 
(ergänzter Satzungsbeschluß) 

~ Stadtbaurat BarteIs 

ßntraSl Die Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 368f für 
das Baugebiet: Suchsdorf-Süd zwischen Holmredder 
und Viehdamm wird entsprechend qem in der Sitzung 
aushängenden Plan als Satzung beschlossen . 

- Endgültige Beschlußfassung durch die Ratsversammlung -

Beg r ü n dun g 

~;e Ratsversammlung hat in ihrer Sitzung am 21.10.76 den 
mu~auungSPlan ' 368f als Satzung beschlossen. Dieser Beschluß 
22 auf grund einer Stellungnahme des Innenministeriums vom 
Zu·1~.1976 im Zusammenhang mit dem Antrag der Stadt Kiel auf 
§ ~t21mmung zur Herstellung der Erschließungsanlagen gemäß 

5 Abs. 2 BBauG ergänzt werden. 

~~~ in der Sitzung aushängende Bebauungsplan Nr. 368f ist 
gänSprechend dieser Stellungnahme überarbeitet. Die Er­

zungen sind durch Farbeintrag kenntlich gemacht. 

Im einzelnen handelt es s i ch dabei um folgende Punkte: 

,1) Innerhalb der Festsetzung für den Lärmschutzwall wird 
de~ als Wohnbaufläche (WS-Gebiet) ausgewiesene Teilbe­
re l ch um das Planzeichen für die Verpflichtung zum An­
Pflanzen von Bäumen und Sträuchern vervollständigt. 

2) Die überbaubare Grundstücksfläche im Süden des Plan­
geltungsbereiches am Holmredder wird um die erforderliche , 
Bauwichbreite von 3 m gem. § 7 LBO von der Grenze des 
anschließenden Lärmschutzwalles zurückgenommen. 

- 2 -
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3) Der Bebauungsplan wird um die Darstellung der Sicht­
dreiecke auch außerhalb des Plangeltungsbereiches er­
gänzt. 

.. 4) Die grünordnerische Festsetzung ist im rückwärtip'r: 
Grundstücksbereich Viehdamm Nr. 20 (Abgrenzung a.eJ. · 
unterschiedlichen Nutzung zwischen dem WR- und WS­
Gebiet) vervollständigt, so daß eine durchgehende 
Schutzpflanzung (Knick) ent steht. 
Die betroffenen Grundstücksei gentümer sind hiervon 
~n Kenntnis gesetz t . 

jÄA\.., 
(BarteIs) 

Stadtbaurat 

Der ba ua uss chuß hat dem .Antra f in Eeiner ~it2ung Ern 
3. 2 . 1977 zugestirnn,t. 

Beschluß: Nach Antrag 
- einstimmig -



Zu Punkt 26 der Tagesordnung 

Ordn ungsaUSschuß 
Stadtreinigungs_ und Fuhramt 

Kiel, den Ci. Februar 1977 

Dru cksache 54 

~ Mehraufwendungen für Abfallbeseitigung 

~hterstatter : Stadtrat Kuster 

~ Bei der Haushaltsstelle 72/675 - an öffentliche 
Unternehmen - Rechnung s jahr 1976 - wird der Leistung 
einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 470.701,11 DM 
zugestimmt. Die Ausgabe wird im Rahmen des Abschlusses 
1976 unter Einbeziehung der Abschlüsse der Vorjahre 
des Abschnittes 72 gedeckt. 

- EndgültiGer Beschluß durch die Ratsversammlung -

Begründung 

~!~ M~llverbrennung Kiel Gmb H hat für die Verbrennung von 
in smull im Jahr 1976 Forderu ngen gegen die Stadt Kiel von 
de~ges~mt 5.089.153,03 DM. Die Mehrforderungen gegenüber 
we bel der HHSt. 72/675 bereitgestellten Mitteln sind im 
rü~entlichen auf einen höheren Hausmülldurchsatz zurückzu-

ren • 

Gede kt 72/6 c sind durch den Ausgabenansatz bei der Haush~ltsstelle 
dar .. 75 - an öffentliche Unternehmen - 4.307.300,-- DM und 
ent Uber hinaus im Wege der unechten Deckungsfähigkeit du rch 
~ A~ preChende Mehreinnahmen bei den Haushaltsstellen 7 2/110 
NutzfallbeseitigUngsgebÜhren - und 72/115 - Arbeits- und 
F'ordungsentgel te - '311.151,92 DM . Es besteht noch eine of fen e 
470 erung der Müllverbrennung Kiel GmbH in Höhe von 
ZUm , ;01,11 DM, für die die Gesellschaft Zahlungsaufschub bis 
Rech' 4, 1977 gewährt hat Diese Zahlung ist aber noch dem 
des nungsjahr 1976 zuzuordnen, weil sie die Kostenrechnung 
bel Abschnitts 72 - Abfallbeseitigung - noch für dieses Jahr 
72/~ ~tet, Da für die Beg leichung der Forderung beim Ansatz verr ,,5 - an öffentliche Unternehmen - Mittel nicht mehr zu r 
in B~gung stehen, sind s ie durch eine überplanmäßige Ausga be 
ZUstOhe von 470.701,11 DM bei dieser Haushalt sstelle berei t-

ellE:.1. 

Die . 
Verse ~ ~hrausgab ~n können weitgehen d durch Einsparungen bei 
~ A~Chledenen Ausgabeansätzen innerhalb des Abschnitts 72 
bei fallbeseitigung - gedeckt werden. Darüber hinaus steht 
443m ~bschnitt 72 aus den Vorjahren ein Uberschuß von 
zur~0~ 4,-- DM zur Verfügung, der z um Ausgleich von Defiziten 
Da UCkgestellt wurde. 
au:s~~mmereiamt hat die Vorlage mitgezeichnet . Der Ordnungs­
st1~t~ß hat der Vorlage in seiner Sitzung am 3.2.1977 zuge-

,!a 1 J\ntrag 1/,71 J1l4 
tM!(t~,) 
Stadtr;B.t 



F i 
tr" na n z a 

Zu punkt 27 der Tacesordnung 

.l\am
m 

ussc hu ß 
j,~ e r e i amt Kiel , de n ~ Dezemb er 19 76 

Drucksache 55 

Bet !' ' 
~ Z~schuß zum Ausgle i ch de r Verluste der Vers orgung und Verkehr 

lüe 1 GmbH (VVK) 

Be!, ' 
~~ Bürgermeister Bar 0 w I Stadtrat Dr. Mol 1 

A 
~r~ "". ~ Der VVK wird zum Ausgleich der Verlus te e in Zuschuß 

in Höhe von 

500 . 000 DM 

aus Mi tte l n der Haushaltsstelle 83 . 715 - Haushaltsj ahr 
1976 - gewährt . 

.. EndgÜl ' 
tl ge r Besch l uß durch die Ratsversamml ung -

Begründung 
In d . 

~inge~ü~e~~tung des Haus ha l tsplanes 1977 und zur mittelfris t i gen Pla­
~ne.VVR zu1e ~ahre 1976 bis 1980 ist eingehend begründet worden , daß 
glm~ttelbar Sl?herung ih res Bestande~ und zur Erfüllung i hrer Aufgaben 

elChszahIe Hllfen a us de m Hausha l t de r Stadt in Form von Verlustaus-
l1'U!'. un gen benötigt . . 
mi t dlesen 

telfrist ~Weck s i nd in den Haushalt s plänen 19 76 und 19 77 bzw . in der 
1gen Planung 1976 - 1980 vorgesehen: 

1976 = 500.000 DM 

1977 = 9.500 . 000 DM 

1978 = 3. 300.000 DM 

1979 = 4. 800 . 000 DM 

1980 = 4.600 . 000 DM 

22 .700 . 000 DM 

Di e L' 
--- - - - - - - -- ---- - --------- -

~ ieh lqUid' .. 
4qhlt val' ltatsP l an ung der VVK , die mit der Stadt ab gestimmt wurde, 

Ung , daß nunmeh r die im Hausha l t 1976 verans chlagt e Ausgleichs­
von 500 .000 DM gezahlt wird . 

-2-
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Nach der Erläuterung im Haushaltsplan 1976 darf diese Zahlung nur 
insowe it geleistet werden, als die von der Stadtwerke Kiel AG für 
das J a hr 1975 erwirtschaftete Konzessionsabgabe den Betrag von 
15.980.000 DM überstiegen h at . Erreicht wurde eine Konzessionsab~ 
gabe von rd. 16.980.000 DM, so daß diese Voraussetzung erfüllt 
wurde. 

Es wird gebeten, dem Antrag zuzustimmen. 

De r Finanzausschuß hat dem Antrag in se ine r Sitzung am 7 . Februar 
1977 einstimmi g z uge s t immt. 

/1 
4 I 

l {/~/~ 
Büll,germeister 

Besdlluß: Nach Antrag 
- eins timmig -

Stad trat 



Zu Punkt 28 der Tagesordnung 

Kiel, den 25. Januar 1977 

Drucksache 56 

Betr ' 
~ Genehmigung von SOfortentscheidungen des Oberbürgermeiste rs 

gemäß § 82 GO 

Bel" 
~~tatter: Oberbürgermeister Ban t zer 

A n t 
~ Den in der anliegenden Liste aufgeführten Sofortent­

sCheidungen gemäß § 82 GO in Höhe von insgesamt 
36.076,63 DM wird zugestimmt . 

, EndgÜlt' 
1ge Beschlußfassung durch die Ratsversammlung -

ü' Begründung 

~~~"~~i:,,ers ammlUng hat, damit sie nicht mit einer Vielzahl von Ei n­
,,' Märzgen belastet wird, in ihren Sitzungen am 17. April 1975 und 

~~ßiger A1976 bes chlossen, daß die Genehmigung über- und außerplan-
~e "om US ~aben bis zum Betrage von 5.000,-- DM im Einzelfall, über 
~CheidunMaglstrat oder vom Oberbürgermeister im Wege der Sofortent­
hage, ing gemäß § 82 GO entschieden worden ist, in einer Sarnrnelvor­
erbeiger?er die Sofortentscheidungen listenmäßig ' zusammengefaß t sind, 

b' uhrt wird. 
~e 

}h ... ZUr G 
~O!l e "on ~nehmigung vorgelegte Liste umfaßt SOfortentscheidungen in 
nd ~nabwl~s gesamt 36.076 , 63 DM, die in jedem Einzelfall dringlic h 

b' e1sbar waren. 
~ e M 

cl~ ehra 
11 rCh Ei Usgaben konnten durch Inanspruchnahme der Deckungsreserve , 
ah~en nSParungen bei anderen Haushaltsstellen bzw. durch Mehrein­

gedeckt werden. 
bel' ' 
e ' F'~n 
~nSti~~~zausSChuß hat dem Antrag in seiner Sitzung am 7. Februar 197 7 

19 Zugestimmt. 

11 rag 

/' 1 . 
r:, i 

Il~ 
(Barow) 



I 

I 
I 

iste über 1-------- die vom Oberbürgermeister gem. § 82 GO getroffenen Sofortentscheidungen 

I--r--
~:~ ----H--a--u--s--h--a--l--t--s-s--t--e--l--l--e------~-a-)--üb--e-rp--l-an-ma--·'ß-~-'g-e-'----~~-----------

b) außerplanmäßige G r un d 
Nr. . h Ausgaben r-- Bezelc nung 

r-- DM 
1 ------+-----------------------+------~~----4_---------------

00100.62 200 Sonstige sächliche Ausgaben 

2 
02010.65400 Dienstreise n 

3 
03 400 .52000 Un te rhal tung des Büroinven-

tars 

4 
03400.05 300 Öffentliche Bekanntmachun-

gen 

S 
11400.65300 Öffentliche Bekanntmachungen 

6 
13000 .62200 Verpflegung und Erfrischun-

gen bei Großeinsätzen 

7 
2400 0. 67200 Gastschulbeiträge an Ge-

meinden und Gemeindever-

8 
, bände 

2400 0.67700 Gastschulbeiträge an 
9 übrige Bereiche 

3500 . 54400 Gebäudereinigung 

10 
3520 0.5 2100 Betriebsgerät und -inventar 

und andere Gebrauchsgegen-
, stände 

a ) 1.500,--

a) 600,--

a) 200,--

a) 650,--

a) 170,--

a) 200 , --

a) 3.500,--

a ) 4.000,--

a) 40,--

a) 800,--

Zusätzl. Kosten 
für Mittagessen 
für die Teilnehmer 
der Ratssitzung am 
9. u. 10.12.1976 

Häufigere , nicht 
vorhersehbare 
Si tzungstage des 
Deutschen Städte ta­
ges und seiner Aus­
schüsse 

Programmänderung f. 
d .. i .S tadts teueramt 
benutzten Buchungs­
automaten 

Veröffentlichung 
der Satzungsän­
derung über die Er­
hebung der Geträn­
kesteuer 

Bekanntmachungs­
kosten wegen er­
neuten Tollwut­
falles 

Großeins a tz Explo­
sionsunglück Rent­
nerheim Blitzstr. 

Mehrausgaben 
(gesetzl . Leistun­
gen gern. '§ 35 
SchulVG) 
Mehrausgabe n 
(vgl. lfd . Nr. 7) 

t-lehrbedarf , insbe­
sondere durch die 
Beschaffung von 
Toilettenpapier 

Laufend anfa llende 
Reparaturen an den 
Thermofax-Kopierge­
räten 

~~ _____ -2------I 



I:.fd. 
Nr . 

I -
! 
I 

! 11 

I 
! 

1
12 

I 
I 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

-2-

Hau s hai t s s teile 

Nr. Bezeichnung 

'46800.67930 .Sonstige innere Kosten­
erstattungen 

54100.55000 Pflege und Unterhaltung 
/ von Kraftfahrzeugen 

58000.67930 Sonstige innere Kosten­
erstattungen 

a) überplanmäßige 
b) außerplanmäßige 

Aus<jaben 

DM 

b) 432,--

a) 160,--

a) 4.000,--

59100.52100 Betriebsgerät und -inventar a) 1.400,--

59100.52100 

59300.67930 

60200.54000 

72000 .67930 

73000.52100 

76000.57200 

88100.67930 

Betriebsgerät und -invent 

Sonstige innere Kostener­
stattungen 

Grundsteuern und sonstige 
Grundstücksabgaben 

Sonstige innere Kostener­
stattungen 

Betriebsgerät und -inven 

Sonstige Verbrauchsmittel 
und Anstaltsbedarf 

Sonstige innere Kosten­
erstattungen 

= 

a) 585,--

a) 400,--

a) 4.100, --

a ) 1.218,--

a) 800,--

a) 3.000,--

a) 680 

contai 
lung für '2 
Abenteuers/'! 
plätze 

. ~ 

BeschafftJll
l 

2 neuen Fe" 
für den oe 
f ektiOns"a 

Mehrbedar!c 
Entladu l1qe 
den stadt. ' 
plätzen 

r e 
Reparat U < 

b ' einelll 
e~ . tl 

beschädl-q I 
bei ter- ~ 

.. t wacreflt ra e ';I t 
NeubesCtJiJeI 
entwendet 
stände 

rt t.lehrbedil e~ 
EntladUtlq ' 

den städt· 
plätzen 

ae 
ErhöhuniJ "~ 

-c~ 
GrundS tU 
gaben 
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Hau s hai t s s teile 

'Nr . 

34001. 93540 

Be zeichnWlg 

Inventar der Dienst- und 
Betriebs räume 

F:reiplastiken-Bildhauer­
symposioFl; 
Sockel f ür die Heultonne 
Bootshafen 

Sonstige betriebstech­
nische Anlagen 

z usa m m e 11 

Insgesamt: 

03.) überplanmäßige 
b) außerplanmäßige 

Ausgaben 

D:vJ 

b) 1.700,--

a) 941,63 

b) 5.000,--

a) 28.944,63 

b) 7.132,-- ' 

36.076,63 

~=:==:=============== 

G ru n d 

BeschaffWlg eines 
neuen Schrankes 
für die Lagerung 
der Arbeitskopien 
von t-likrofilmen 

Mehrbedarf für die 
HerrichtWlg des 
Sockels 

Beleuchtung des 
Wochenmarktes in 
Holtenau 



Zu Punkt 25 der Tagesordnun~ (Magistrat) 
_Z_u_P_u_n_k~t __ 2_9_~d..:..e:....r -.:.T~a:!:!g~e.:..so:.:r....::d~n:=:u..:.:n2g (Ra ts versamm I u ng) 

SPD-R t h 
Rat h a s errenfraktion Kiel, den 10. Febr. 1977 

s err H I Oger Ipsen 
Drucksache 62 

- Dringl ichkeitsantrag -

Seh!' 
geehrter Herr Saucrb~um! 

ICh bitt . 13 e Sl e, den nachstehenden AntrHg betreffend den Erl'.!!' einer 
aums Chut Rat zverordnuns ~uf die Teges ordnung der n~chsten Sitzung der 

f:l Vers amrnlun g zu setzen. 
Mit f!' eundl' h ' l.C en Gr'j (len 

Die Rat 
sversarnmlung möge beschl ier.en: 

De!, H ' 
E: agl.stra.t w:i. rd beauf '~ r<'l.gt zu nrUfFm, ob in der Stadt Kiel zur 
!'halt U ung des Baumbestan6es und damit zur Sicherung einer ges un den 
IllWelt s ' St OWle zur Belebunr: und Pflege des Stadtbildes d"'r Erla f'3. einer 
~d tVe!' beh" ordnung durch o.e1' Oberb:irf errr oister [118 Untere Landschafts-pflege -
O!'de 13 nOt wendj. g ist 
~~ , ) . 

be!, d') hin . 9 allgemeinen ges e tz/li chen Regelun~en zum Schut ze 4er Bäume 
aus" , Land ~l.bt ~ 20 i.V. mit § 57 Abs. 3 des schleswig-holste~niBchen 

L SChaften "1 U and ' - , ee;egesetze~ von 1973 de,:, Oberbürgerr'eister als ntere 
SCh '3ft 1'1" . Emflegebehö rde das Recht , durch eine Stacltverordnung Gr'jn-

a.chen E' SChut ' l.nzelbäume, Bau~reihen ode~ Baumgrurpen unt r r besonderen 
An Z zu stellen. Dies ist z.B. bereits 1975 in Neumdnster geschehen. 

da:e;ichts der großen Bedeutung die B:~me für eine gesunde Umwelt und 

t~d tbil d haben, stellt sich die Frage, ob die bisherigen Anstren­
guneen 
stand der St~dt Kiel und v on privater Seite zum Schutze des B~umbe-
Gef~h;~ aus~eichend sind. ~s sei in diesem Zusam~enhang nur auf die 
~1'l. Ch me~lngen de'~ Baumbestn.ndes durch ausströmendes Gas hi.ncewiesen . 

'1 th~t ' . ..L'Tler Au ffassune; müssen oie Schu t zmaP-nahmen für Bi:iUryj8 dri n €: end 
:~!'~t werden. Eine Baumschutzv erordnung w.':i re ein lI,1eg dazu. b .1,,[/ 



Dieser Antrag wurde mit der Nachtragstagesordnung eingereicht. Bei der Beratung 

der Tagesordnung wurde die Dringlichkeit nicht anerkannt. 

Damit ist der Dring lichkeitsantrag nicht beraten worden. 



Versch i edenes 

a) Schneeräumung 

Ratsherr Dr. Her man n spricht noch einmal die Schneeräumung in Kiel an. Er regt an, 
auch abschüssige Straßen, die nicht in der ersten Dringlichkeitsstufe sind, möglichst dort 
~it einzureihen, da lIÜe< er wiederholt festgestellt hat, daß gerade an diesen Straßen sich 

utos festgefahren haben. 

b) Nächste Sitzungstermine der Ratsversammlung 

Stellv. Stadtpräsident M ü I I erträgt vor, daß die nächsten Ratssitzungen am 17. März 
und 21. April stattfinden. 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

1.Stell S v. tadtpräsi dent 

~ 
Rat,herrin !f?-

(Schriftführer) 

Ratsherrin 

( 





/ 

~:e~~~: 19.47 Uhr 

Kurzni ederschrift 

über die Sitzung der Ratsversammlung 

am 17. Februar 1977 

Ende: 19.50 Uhr 

Keine 

Y.?!:i!:~~~~!:.: Stellv • Stadtpräsident ~*)PCJo<tf>m M ü I I e r 

!":-~:'~lft.!~~~~~ Frau Ratsherrin L 0 n g e 

~.:._ Schriftführer: Frau Ratsherrin Hof e r -------------

~"_"'!.esend: ----- Stadträte: 

Ratsherren: 

~~:!~~m sind anwesend: ---------------

Diekelmann, Hagelstein, Hochheim , Johanning, 
Kuster, Möller, Müller, Ohmsen, Rösser, Wurbs, 
Zimmer 

Balzersen, Bergien, Engelmann, Gallinat, 
Günther, Hänsler, Heilig, Dr. Hermann , Frau 
Hofer, Ipsen, Jung johann, Kähler , Küster, 
Lange, Frau Lange, Leest, Leps, lippe, Lorenz, 
Lüth, Nykamp, Petersen, Plath, Rapsch, 
Dr. Reimers, Schmidt-Brodersen, Schöning, 
Schunck, Schulz, Frau Sievers, S~~; 
Stegemann, Stein, -Ste+Aef't, Steputat, Tschorn, 
Frau Witt 

Ratsherren Spickhoff und Steinert 
Stadtpräsident Sauerbaum, Stadtrat Hochheim 

Oberbürgermeister Bantzer, Bürgermeister Barow, 
Stadtbaurat Barteis, Stadtschulrat Dr. Lohmann, 
Stadtrat Lütgens, .stQEh;.Qf~ Stadtrat 
Dr. Moll 

Mitglieder der Ortsbeiräte 

./. 



Verschiedenes 

Es I iegen keine Wortmeldungen vor. 

Nach Wiederherstellung der Öffentlichkeit gibt Stadtpräsident 

die in nichtöffentlicher Sitzung gefaßten Beschlüsse bekannt. 

I 

I 
1 . Ste Iv. Stadtpräsident 
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Hauptamt Kiel, den 25. Februar 1977 

1 ) Je eine Abschrift der Kurzniederschrift über die Sitzung der Ratsver-
sammlung am 17. Februar 1977 erhal ten das Büro des Stadtpräsidenten 
urcldas Rechnungsprüfungsamt zur Kenntnis . 

2) Auszüge erhal ten: 

ab ', JJ/~. ~\ 
Öffentl iche Sitzung 

Von Punkt 3 der Niederschrift a) 60 z.K. 
b) 66 z.K. 

11 11 5a 11 11 00 z.K. 

11 11 5 b 11 11 00 z. K. 

11 11 5 c 11 11 05 z.K. 

11 11 5d 11 11 a) 51 z. K. 
b) 01 z. K. 
c) 90 z.K. 

11 11 5 e 11 11 71 z.K. 

11 11 6a 11 11 a) 50 z. K. 
b) 52 z.K. 

11 11 6 b 11 11 20 z.K. 

11 11 8 11 11 a) 90 z.K.u.w. 
b) 60 z.K.u.w. 

11 11 9 11 11 a) 90 z .K.u.w. 
b) 60 z.K.u.w. 
c) 42 z.K.u.w. 
d) 51 z.K.u.w; . 

11 11 9a 11 11 20 z.K.u.w. 

11 11 10 11 11 a) 01 z.K.u.w. 
b) 03 z.K.u.w. 

11 11 11 11 11 04 z.K.u.w. 

11 11 12 11 11 61 z.K . u.w. 

11 11 13 11 11 06 z.K.u.w. 

11 11 14 11 11 06 z.K.u.w. 

11 11 15 11 11 00 z.K.u.w. 

11 11 16 11 11 a) 30 z.K.u.w. 
b) 65 z.K.u.w. 
c) 90 z.K. 

11 11 17 11 11 20 z.K.u.w. 

- 2 -
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Von Punkt 18 der Niederschrift 20 z.K.u.w.V. 

11 11 19 11 11 a) 20 z.K.u.w.V. 
b) 90 (2 x) z.K. 

11 11 20 " " 42 z.K. 

11 11 21 " " a) 42 z.K.u.w.V. 
b) 90 (2 x) z.K. 

11 11 22 " 11 a) 50 z.K.u.w.V. 
b) 90 (2 x) z.K. 

11 " 23 " 11 61 (3 x) z.K.u.w.V. 

" 11 24 " 11 61 (3 x) z.K.u.w.V. 

" " 25 " 11 61 (3 x) z.K ou.w.V. 

" 11 26 11 11 a) 71 z.K.u.w.V. 
b) 90 (2 x) z.K. 

11 11 27 " " 90 (2 x) z.K.u.w.V. 

11 " 28 11 " 90 (2 x) z.K.u.w.V. 

11 11 29 " 11 67 z.K. 

11 11 30 a " " 71 z.K.u.w.V. 

Nichtöffentl iche Sitzung 
o.~·1 J~h. ~~ , 

Von Punkt der Niederschrift 30 z.K.u.w.V. 

11 " 2 11 " 30 z.K.u.w.V. 

11 11 3 " 11 90 (2 x) z.K.u.w.V. 

11 11 4 11 " 92 z.K.u.w.V. 

" 11 5 " " 92 z.K.u.w.V . 

11 11 6 " " 92 z.K.u.w.V. 

11 11 7 " " 92 z.K.u.w.V. 

3) Z.d.A. 

Im Auftrage: 
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SITZUNG 

des Magistr~m .. . . . ...... . .. . 
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NIEDERSCHRIFT 

über die Sitzung der Ratsversammlung 

am 17. Februar 1977 

Rathaus, Ratssaal 

Öffentl iche Sitzung 

~: 15.20 Uhr Ende: 19.46 Uhr 

Sitz 
~sunterbrechung: 17.15 Uhr bis 17.35 Uhr (Pause) 

18.35 Uhr bis 18.50 Uhr 

Stadtpräsident Sauerbaum 

Stadträte: 

Ratsherren: 

Diekelmann, Hagelstein, Hochheim, Johanning, 
Kuster, Möller, Müller, Ohmsen, Rösser, Wurbs, 
Zimmer 

Balzersen, Bergien, Engelmann, Gallinat, Günther, 
Hänsl er, Heil ig, Dr. Hermann, Frau Hofer, Ipsen, 
Jung johann, Kähler , Küster, Lange, Frau Lange, 
Leest, Leps, Lippe, Lorenz, Lüth, Nykamp, Petersen, 
Plath, Rapsch, Dr. Reimers, Schmidt-Brodersen, 
Schöning, Schunck, Schul z, Frau Sievers, Stegemann, 
Stein, Steputat, Tschorn, Frau Witt 

Anwesende hauptamtl iche 
Mitgl ieder des Magistrats: 

Es fehlen ent-

Oberbürgermeister Bantzer, Bürgermeister Barow, 
Stadtbaurat Bartel s, Stadtschul rat Dr. Lohmann, 
Stadtrat Lütgens, Stadtrat Dr. Moll 

schuldigt: Stadtrat Quade, Ratsherren Spickhoff und Steinert 

Au ßerdem sind 
anwesend: 

Vors i tzender: 

S chri ftführer: 

Mitgl ieder der Ortsbeiräte 

Stadtpräsident Sauerbaum 
1. stell v. Stadtpräs ident Mull er 

Ratsherrin Lange/Ratsherrin Hofer 

Die Niederschrift wurde 
gefertigt von: Stadtoberinspektorin Martin 

(bis Punkt 14) 
(ab Punkt 15) 

- Die Sitzungseinladung mit den Beratungsunterlagen ist Bestandteil dieser 

Niederschrift -



1 ) 
Genehmigung der Tagesordnung 

Stadtpräsident Sau erb a umgibt die Tagesordnung und die 
bisher vorl iegenden Änderungen bekannt. 

Ein Dringlichkeitsantrag der SPD-Fraktion betr. Erlaß einer Baumschutz­
verordnu ng • 

Ratsherr Tschorn bittet, die Dringl ichkeit zu begründen. 

Ratsherr Pet e r sen spricht sich gegen die Dringi ichkeit aus. 
Auch wenn die F.D.P. -Fraktion den Antrag in der Form begrüße, ver­
trete sie doch die Auffassung, daß man mit dem Instrument der Dringi ich­
keit nicht so leichtfertig umgehen könne. Man sollte sich doch an die 
Fristen, die durch die Geschäftsordnung festgel egt wurden, hai ten. 

Ratsherr I p sen gibt zu, daß die Fristen sicherlich einen guten Sinn 
haben, allerdings hält er die Haltung der F.D.P.-Fraktion in diesem Falle 
für reichl ich formal istisch. Es gehe bei diesem Antrag um einen reinen 
Prüfungsauftrag. Man sollte hier nicht die Zeit ungenutzt verstreichen lassen. 

Auf die Frage von Stadtrat Z i m m er, ob es zutreffe, daß die 
Verwaltung schon an einer entsprechenden Verordnung arbeite, antwortet 
Stadtbaurat Bar tel s ,das Garten- und Friedhofsamt sei im Herbst 
vergangenen Jahres von ihm beauftragt worden, eine solche Verordnung 
vorzubereiten. Hierfür ist eine Bestandsaufnahme und die Einteilung in 
Zonen notwendig. Bei der personellen Besetzung des Amtes konnten diese 
Arbeiten noch nicht beendet werden. Vielleicht trage ein solcher Antrag mit 
ZUr Beschleunigung bei. 

- Die für die Anerkennung der Dringl ichkeit notwendige Mehrheit wird in 
der Abstimmung nicht erreicht. Der Antrag wird daher in dieser Sitzung 
nicht beraten -

Zu Punkt 3 

Zu Punkt 6 

BUrgerfragestu nde 

Eine Bürgeranfrage betr. Erschl ießung des Geländes 
B. -Plan 373 Brüggerfel de 

Kleine Anfragen - Fragestunde -

a) Drucksache 63 - betr. Erweiterung des St. 
EI isabeth-Krankenhauses 

b) Drucksache 64 - Herausgabe der Broschüre 
"aus der Schule - in die Schule" 
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Zu Punkt 14 -

Zu Punkt 16 -

- 2 -

Kreisentwicklungsplan 1977-1981 

- weiteres ergänzendes Material -

Umbau der Fischhalle am Wall zu einem Museum 

- ebenfalls weiteres ergänzendes Material -

Zur nichtöffentl ichen Sitzuna - Punkt 2 -
-------------------------~------------

- ergänzendes Material -

Zu Punkt 5 d - eine Geschäftl iche Mitteilung des Sportamtes betr. 
Förderung von allgemeinen Maßnahmen zur Arbeits­
beschaffung 

Zu Punkt 9 ABM-Maßnahmen 

- ein Änderungsantrag der F.D.P.-Fraktion -

Hierzu führt Stadtrat Hag eis t ein aus, die SPD­
Fraktion habe angeregt, aus beiden Anträgen zwei gesonderte 
Punkte zu machen. Seine Fraktion sei bereit, dieser Anregung 
zu fol gen, dies bedeute aber, da ß zur Anerkennu ng der Dri ng­
lichkeit des F.D.P.-Antrages die Zweidrittelmehrheit erreicht 
werden muß. 

- Widerspruch gegen die Dringi ichkeit wird nicht erhoben. 
Damit wird der Antrag der F. D. P. -Fraktion auf Vorschlag 
des Stadtpräsidenten als Punkt 9 a der Tagesordnung behan­
delt -

Zu Punkt 12 - Wahl des Vorsitzenden des Uml egungsausschusses 

- ein Namensvorschlag der SPD-Fraktion -

Zu Punkt 15 - 19. Ordentl iche Hauptversammlung des Deutschen Städte­
tages 1977 

- ein Namensvorschlag der SPD-Fraktion und die Namens­
vorschläge der CDU-Fraktion -

Die zu Punkt 20 angekündigte Tischvorlage wurde nicht vorgelegt. Die Änderungs­
wünsche wurden von Stadtrat Lütgens bei der Beratung des Tagesordnungspunktes 
Vorgetragen. 

Weitere Änderungswünsche I iegen nicht vor. 

- 3 -



2) 

3) 

4) 

5) 
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Widerspruch gegen die Tagesordnung wird nicht erhoben. Damit ist sie In 
dieser Form genehm igt. 

Genehmigung der Niederschriften über die Sitzungen der Ratsversammlung 
am 9./10.12.1976 und 20.1.1977 

Die Niederschriften über die Sitzungen der Ratsversammlung am 9./10.12.1976 
und 20.1.1977 haben im Büro des Stadtpräsidenten ausgelegen. Einwendungen 
wurden nicht erhoben. Damit sind die Niederschriften genehmigt. 

Bürgerfragestu nde 

Nachdem Herr Bol I man n die Anfrage eingehend begründet 
hat, beantwortet Stadtbaurat Bar tel s diese im Namen des 

/ Magistrats wie in Anlage 1 zu dieser Niederschrift wiedergegeben. 

- Kenntnis genommen -

Geschäftl iche Mitteilungen des Stadtpräsidenten 

- Es I iegen keine Geschäftl i chen Mitteilungen vor -

Qeschäftliche Mitteilungen des Magistrats und des 
Oberbürgerme i sters 

a) Verwaltungsstellen in Kieler Ortsteilen 
Fller:---S-pre-clistun"den-beT"HI5W-und-iVfaK 

- Kenntnis genommen; ein Abdruck dieser allen Mitgl iedern der Rats­
versammlung schriftl ich vorl iegenden Geschäftl ichen Mitteilung des 
Hauptamtes ist in den dieser Niederschrift vorgehefteten Sitzungsunter­
lagen enthal ten -

Kenntnis genommen; ein Abdruck dieser all en Mitgl iedern der Rats­
versamml ung schriftl ich vorl iegenden Geschäftl ichen Mitteilung des 
Hauptamtes ist in den dieser Niederschrift vorgehefteten Situngsunter­
lagen enthalten -
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Kenntnis genommen; ein Abdruck dieser oll en Mitgl iedern der Rats­
versammlung schriftl ich vorl iegenden Geschäftl ichen Mitteilung des 
Presseamtes ist in den dieser Niederschrift vorgehefteten Sitzungsunter­
lagen enthalten -

- Kenntnis genommen; ein Abdruck dieser allen Mitgl iedern der Rats­
versammlung schriftlich auf den Tisch gelegten Geschäftlichen Mitteilung 
des Sportamtes ist in den dieser Niederschrift vorgehefteten S itzungs­
unterlagen enthal ten -

- Schriftl iches Material I iegt nicht vor -

Stadtrat K u s t er berichtet über die Schwierigkeiten der Schnee-
beseitigung und spricht dabei die Kritik der Öffentlichkeit an. Er bitet 
um mehr Verständnis für die Mitarbeiter des Stadtreinigungs- und Fuhramtes • 
Es werde getan, was mögl ich ist, Unmögl iches könne aber nicht geleistet 
werden. Im April wird Sprecher einen umfassenden Bericht über den 
Winterdienst geben. 

- Kenntnis genommen -

JSleine Anfragen - Fragestunde -

0) - Drs. 63 -

Hierzu I iegt folgende Kleine Anfrage von Stadtrat M ö I I e r 
und Ratsherrn I p sen (SPD) vor: 

"1 • Sind dem Mag istrat die PI äne zur Erweiterung des St. 
EI isabeth-Krankenhauses um 40 auf 100 Betten bekannt? 

2. Hat der Magistrat an dieser Planung mitgewirkt oder ist 
diese ausschi ießI ich zwischen dem Träger des Kranken­
hauses und der Landesregierung abgestimmt? 

3. Wie beurteil t der tv\agistrat den Standort im BI ick auf Um­
w el tbee i nträcht igu ngen? 

4. Ist durch die bereits im Frühjahr d.J. beginnende Erweiterung 
des EI isabeth-Krankenhauses eine Beeinträchtigung der Pläne 
zum Neubau des Städtischen Krankenhauses zu befürchten? 
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5. Ist dem Magistrat die neueste Bau- und Finanzierungsplanung 
der Landesregierung für Krankenhäuser in Schleswig-Holstein 
für den Bereich der Stadt Kiel bekannt?-" 

Nachdem Ratsherr I p sen die Anfrage verl esen und begründet hat, 
beantwortet Stadtrat L ü t gen s diese im Namen des Magistrats 

/ wie in Anlage 2 zu dieser Niederschrift wiedergegeben. 

Anschi ießend beantragt Stadtrat M ö I I e r namens der SPD-Fraktion 
Aussprache. Er ist sehr verwundert darüber, daß man aus der Presse ent­
nehmen mußte, daß eine Erweiterung des St. EI isabeth-Krankenhauses ge­
plant ist, da doch ständige Kontakte mit dem Land wegen des Neubaues 
des Städtischen Krankenhauses bestehen. Niemand wird hier behaupten, 
daß ein Bedarf an chirurgischen Betten in Kiel nicht gegeben sei. Aller­
dings stelle sich doch die Frage, wo Krankenhäuser errichtet werden. Die 
Antwort des Magistrats auf die entsprechende Frage befriedige nicht. Man 
müsse auch bedenken, in welchem Maße die Stadt darum gerungen hat, 
für den Krankenhausneubau Standorte mit mögl ichst geringer Umweltbe-
I ästigung zu finden. Gerade im Königsweg sind die Lärmbel ästigungen 
schon jetzt wesentl ich höher als bei allen von der Stadt bisher in Augen­
schein genommenen Standorte für den Krankenhausneubau . Wenn die bis­
herigen Untersuchungen zum Generalverkehrsplan in dieser Form verab­
schiedet werden, tritt eine weitere erhebl iche Verschlechterung hinsichtl ich 
der Lärmbelästigung im Königsweg ein. Die Erweiterung des EI isabeth­
Krankenhauses sei bei den Kriterien, die die Stadt und das Land sonst bei 
Krankenhausbauten anlegen, mit erhebl ichen Bedenken zu sehen . Man 
könne daher nur hoffen, daß auf diesem Gebiet durch gesetzl iche Regelung 
eine Verbesserung eintritt. Abschl ießend bedauert Sprecher nochmals, daß 
das Land in dieser Angelegenheit keinen stärkeren Kontakt zur Stadt ge­
sucht hat. 

Stadtrat 0 h m sen weist darauf hin, daß sich das Land mit den 
Krankenhausträgern dieser Maßnahme (kath. Kirche) abgestimmt habe. Im 
übrigen werde kein neues Krankenhaus errichtet, sondern lediglich das be­
stehende Bettenhaus um 40 Betten erweitert. Dies bedeute, daß eine 
Standortwahl gar nicht zur Debatte stand. Der Magistrat war über diese 
Absicht unterrichtet, sei allerdings natürlich nicht gefragt worden, ob er 
zustimme, denn dies se i ja auch nicht seine Sache. Alle notwendigen 
Schritte wurden vom Land jedoch eingeleitet. Es ging hierbei darum, für 
die bevorstehende Schließung der Klinik Dr. Bents schnell einen Ersatz 
zu schaffen . 

- Kenntnis genommen -

Hierzu I iegt folgende Kleine Anfrage von Rotsherrn 

(CDU) vor: 

- Drs. 64 -

Tschorn 
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"1 • Welche Kosten sind der Stadt Kiel durch die Herausgabe der 
Broschüre "aus der Schule - in die Schule" durch das Schulamt 
entstanden, und zwar im einzelnen welche Druck-, Material­
und Personalkosten? 

2. Aus welchem Haushai tstitel wurden diese Ausgaben gedeckt? 

3. Sieht der Magistrat in dieser Aktion des Schuldezernenten einen 
Verstoß gegen den Beschluß der Ratsversammlung vom 9.12.1976, 
eine Informationsschrift für Schulabgänger nicht zu genehmigen? 

4. Was gedenkt der Magistrat zu unternehmen, damit in Zukunft 
sichergestellt ist, daß sich Magistratsmitgl ieder an Haushalts­
beschlüsse der Ratsversammlung halten?" 

Nachdem Ratsherr T s c h 0 r n die Anfrage verlesen und begründet 
hat, beantwortet Oberbürgermeister Ban t zer diese im Namen 

/ des Mag istrats wie in Anlage 3 zu dieser Niederschrift wiedergegeben. 

Im Anschluß daran beantragt Stadtrat Hoc h h e i m namens der 
CDU-Fraktion Aussprache. Er weist darauf hin, daß die Mitgl ieder der 
CDU-Fraktion diese Antwort in keiner Weise teilen. Es gehe hier um die 
Grundsatzfrage, ob, wenn von der Ratsversammlung eine Entscheidung ge­
troffen ist, ein Dezernent durch die 11 Kalte Küche" diese Entscheidung 
unterlaufen kann. Mit der Einstellung des Stadtschulrates könne sich seine 
Fraktion in keiner Weise identifizieren. Wenn der Stadtschulrat gestern im 
Magistrat meinte, es gehe lediglich darum, ob die Broschüre geheftet oder 
aber in Buchform herausgegeben wird, dann sei dies eine Erfindung. Während 
der Haushaltsberatungen habe eine Debatte darüber stattgefunden, ob eine 
sol che Veröffentl ichung gemacht werden soll oder ni cht. Ein entsprechender 
Antrag ist abgelehnt worden, es ist also eindeutig in der Sache ent­
schieden worden. Sicherlich sei manches wünschenswert. Bei der bestehen­
den finanziellen Situation könne aber nun einmal nicht alles real isiert 
werden. Nach Auffassung der CDU-Fraktion wurde eine klare und ein­
deutige Sachentscheidung getroffen. Der Stadtschulrat habe nicht das Recht, 
auf irgendwel chen Wegen nun seine Vorstellungen hierzu zum Zuge zu 
bringen. Man könne diese Angelegenheit auch nicht als Bagatelle ansehen, 
denn wo komme man hin, wenn die Dezernenten versuchen, im Rahmen 
ihrer Mittel Dinge zu veröffentl ichen, die die Ratsversammlung abgelehnt 
habe. Die CDU-Fraktion übe daher scharfe und eindeutige Kritik an dem 
Verhalten von Stadtschulrat Dr. Lohmann, der sich einfach leichtfertig über 
einen eindeutigen Beschluß der Ratsversammlung hinweggesetzt hat. Seine 
Fraktion behalte sich ausdrückl ich vor, aus dieser vorsätzl ichen Verletzung 
Konsequenzen zu ziehen und zu überlegen, welche Schritte sich ableiten 
lassen. 

Stadtrat Hag eis t ein erinnert daran, daß bei den Haushalts-
beratungen 5 .000, -- DM für die Herausgabe dieser Broschüre beantragt 
wurden. Dieser Antrag wurde abgelehnt. Die Herstellung der Schrift kostete 
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aber immerhin noch fast 3.000,-- DM. Es gehe hier doch um die Frage, 
ob man es zuläßt, daß sich ein hauptamtl icher Dezernent über eindeutige 
Beschlüsse der Ratsversammlung hinwegsetzen darf. Es könnte sein, daß 
sich dieser oder auch andere Dezernenten sagen, das hat einmal geklappt, 
versuchen wir es doch noch einmal mit höheren Beträgen. Hier müsse man 
den Anfängen wehren. Aus dem Protokoll über die Haushaltsberatungen 
1977 vom 9./10.12.1976 gehe ganz klar hervor, daß in den Beschluß 
nichts hineininterpretiert werden könne. Sprecher zitiert die entsprechenden 
Passagen aus der Niederschrift. Es sei ganz eindeutig, daß diese Maß­
nahme - egal mit wel chen Kosten - nicht real isiert werden soll te. Man 
müsse daher schärfste Kritik am Verhai ten des Stadtschulrates üben. Für 
den Bereich des Schulamtes sind im Haushalt für Druckkosten 3.000,-- DM 
veranschlagt, hiervon sind aber schon 1.500,--DM verausgabt. Sprecher 
möchte davor warnen, für diesen Titel Nachforderungen zu beantragen, 
denn sie würden nicht genehmigt werden. 

Ratsherr Bai zer sen meint, die Ratsversammlung müsse im 
Grunde froh darüber sein, daß der Dezernent versucht hat, mit "Bord­
mittel n" eine derart gute und notwendige Schrift herzustellen. Diese 
Schrift gibt klare Auskunft über die weiteren Mögl ichkeiten in diesem 
Bereich. Sprecher begrüßt für die SPD-Fraktion, daß der Stadtschulrat 
einen Weg gefunden hat, diese Schrift mit geringen Kosten herzustellen. 

- Kenntnis genommen -

Qroße Anfragen - Fragestunde -

- Es I iegen keine Großen Anfragen vor -

..!!,etreff: Förderung aus dem Konjunktur-Sonderprogramm 

Hierzu liegt folgender Antrag der F.D.P.-Fraktion vor: 

11 Die Ratsversammlung möge beschl ießen: 

Der Magistrat wird beauftragt, umgehend eine Aufstellung der für eine 
Förderung aus dem Konjunktur-Sonderprogramm geeigneten Maßnahmen 
Vorzulegen, um eine gründl iche Planung und eine rechtzeitige Vorbe­
reitung zu gewährleisten. 

- Drs . 43 -

Die Aufstellung muß Angaben über den Kostenrahmen und den Stand der 
planerischen Vorbereitungen enthal ten. 11 
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Ratsherr J u n g j 0 h a n n begründet, Intention dieses Antrages sei es, 
der Selbstverwaltung mehr Einfluß auf die Auswahl von Projekten zu geben, 
als dies früher der Fall war. Dabei sollte man auch bereit sein, auf Planungs­
kapazitäten des freien Marktes zurückzugreifen, der Einsatz von Generalunter­
nehmern sei näml ich in der Regel ungünstiger. 

Beschluß: Nach Antrag 
Der Beschluß ergeht einstimmig 

Betreff: ABM-Ma ßnahmen - Drs. 44 -

Hierzu I iegt folgender Antrag der SPD-Ratsherrenfraktion vor: 

liDer Magistrat wird gebeten, im Einvernehmen mit der Arbeitsver­
wal tu ng zu prüfen, 

1. ob im Rahmen der von der Arbeitsverwaltung durchgeführten ABM­
Maßnahmen im Bereich der Stadt Kiel in nachfolgenden Aufgaben­
gebieten Arbeitslose eingestellt werden können, 

1.1 Unterhaltung und Kontrolle der Kinderspielplätze 

1.2 Herrichtung und Ausbau des Zeltplatzes Falckenstein 

1.3 Verstärkung der Erziehungsberatung 

1.4 Verbesserung des Angebotes in den Kindertagesheimen/ 
Heimen der offenen Tür 

1.5 Jugendhe ime 

1.6 Verbessertes Angebot auf den Abenteuerspielplätzen 

2. wel che Fin anzierungsmögl ichkeiten er für ABM-Maßnahmen sieht 
und welche Deckungsvorschläge er aus dem derzeitigen Haushalt 
vorschlagen kann. 11 

~nmerkung: 

Zu diesem Tagesordnungspunkt wurde von der F. D.P. -Fraktion ein Änderungs­
antrag auf den Tisch gel egt. 

Bei der Beratung der Tagesordnung beantragte Stadtrat Hagelstein, diesen 
Antrag nicht als Änderungsantrag zu behandeln, sondern als selbständigen 
Antrag auf die Tagesordnung zu setzen, und Z)Nar nach Punkt 9. 

Somit liegt als Punkt 9 nur der Antrag der SPD-Fraktion zur Beratung vor. 

Die Diskussion zu den Punkten 9 und 9 a wurde gleichzeitig geführt, ist 
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aber wegen der Übersichtlichkeit im Protokoll getrennt wiedergegeben. 

Stadtrat J 0 h a n n i n g begründet den Antrag für die SPD-
Fraktion. Man rechne damit, daß für die Stadt etwa Kosten in Höhe von 
150.000,-- bis 200.000,-- DM entstehen. Sprecher erläutert die einzelnen 
Punkte des Antrages. Dieser Antrag sollte gleichzeitig eine Aufforderung 
für die freien Träger derartiger Einrichtungen sein, Untersuchungen anzustellen 
und Kräfte zusätzl ich einzustell en. Die SPD hoffe, hierdurch auch bei anderen 
Gemeinden eine Initial zündung auszulösen. 

Ratsherrin W i t t erklärt, grundsätzl ich begrüße die CDU-Fraktion alle 
Bemühungen, die geeignet erscheinen, die Probleme der Arbeitslosigkeit zu 
mindern. Auf diesem Gebiet sei der Sportdezernent schon tätig geworden 
(s. Punkt 5 d der Tagesordnung). Die CDU-Fraktion hätte es begrüßt, wenn 
der Sozial dezernent ebenfalls von sich aus initiativ geworden wäre und nicht 
gewartet hätte. 

In einem Zw ischenruf fragt Stadtrat J 0 h a n n i n g, ob Sprecherin be-
kannt sei, daß der Sozial dezernent entsprechende Anträge an den Personalaus­
schuß gestellt habe, diese aber abgelehnt wurden. 

Stadtrat 0 h m sen weist darauf hin, daß AB - Maßnahmen von der 
Stadt schon durchgeführt werden. AntrtJge hierzu seien im Personalausschuß 
nicht abgelehnt worden. 

Stadtrat L ü t gen s bemerkt, er habe den Personalausschuß gebeten, 
für Kindertagesheime zusätzl iche Erzieher über AB-Maßnahmen einzustell en. 
Dieser Antrag sei abgelehnt worden. 

Auf den Antrag der SPD-Fraktion zurückkommend führt Ratsherrin W i t t 
aus, die CDU-Fraktion befürchte jedoch, daß er nicht real isiert werden kann, 
da bestimmte Kriterien erfüll t sein müssen (keine gesetzl ichen Pfl ichtaufgaben, 
zusätzl iche Projekte). Beides treffe hier nicht zu, trotzdem hoffe ihre Fraktion, 
daß das Arbeitsamt einen großen Teil der Maßnahmen fördern wird. Ferner 
bestehen Zweifel, ob diese Maßnahmen -z.B. Kurzzeiteinsatz in der Erziehungs­
beratungssteIle und in den Jugendheimen - wirkl ich sinnvoll sind und ob die 
vorgeschlagenen Zahlen real isiert werden können. Da aber jede Mögl ichkeit 
zur Minderung der Arbeitslosigkeit genutzt werden sollte, wird die CDU-Fraktion 
dem Antrag der SPD-Fraktion zustimmen. 

Ratsherr P I a t h bemerkt, die F. D.P. -Fraktion habe in ihrem ursprüng-
I ichen Änderungsantrag den Inhalt des SPD-Antrages übernommen, da er ein 
sehr konkretes auf Kiel bezogenes Programm enthält. Ziffer 1.1 - Unterhaltung 
und Kontrolle der Kinderspielplätze - sei sehr begrüßenswert, weil seit Inkraft­
treten des Kinderspielplatzgesetzes die Träger verpfl ichtet sind, für die Sauber­
keit auf den Spielplätzen zu sorgen. Hinsichtl ich der Ziffer 1.3 - Verstärkung 
der Erziehungsberatung - könne man Zweifel haben, es sollten hierbei aber 
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alle an einem Strang ziehen. Bei Ziffer 1.4 - Verbesserung des Angebotes 
in den Kindertagesheimen/Heimen der offenen Tür - wUrde sich seine 
Fraktion freuen, wenn dieser Punkt zum Tragen käme. Sie habe bereits 
bei dem Beschluß, die Gruppenstärken zu erhöhen, vor diesem Schritt ge­
warnt. Zu Ziffer 1.5 - Jugendheime - bittet Sprecher zu überlegen, ob 
nicht auch Initbtiven, die sich in diesem Bereich gebildet haben, einbe­
zogen werden können. Die Ziffern 1.2 und 1.6 sind im Grunde Selbstgänger. 
Da AB-Maßnahmen maximal nur für ein Jahr gelten, müsse dann bei den 
entsprechenden späteren Beschl üssen ganz klar gesagt werden, was auf die 
Stadt zukomme. 

!eschluß: Nach Antrag 
Der Beschluß ergeht ohne Gegenstimmen bei 2 
Stimmenthaltungen 

Zur 
Betreff, - . Programm gegen die Jugendarbeitslosigkeit - Drs. 44-

- Der umfangreiche Text des Antrages der F. D.P. -Fraktion ist in den 
dieser Niederschrift vorgehefteten Sitzungsunterlagen enthalten -

~nmerkung: 

Dieser Antrag wurde als Änderungsantrag zu Punkt 9 auf den Tisch gelegt. 

Bei der Beratung der Tagesordnung beantragte Stadtrat Hag eis t ein 
jedoch, den Antrag nicht als Änderungsantrag zu Punkt 9 zu behandeln, 
sondern ihn als selbständigen Antrag auf die Tagesordnung zu setzen. Damit 
handelt es sich um einen Dring I ichkeitsantrag. Die Dringl ichkeit wurde mit 
Zwe idr ittel mehrhe it anerkannt. 

Die Diskussion zu den Punkten 9 und 9 a wurde gleichzeitig geführt, ist 
aber wegen der Übersichtl ichkeit Im Protokoll getrennt wiedergegeben. 

Ratsherrin W i t t erklärt, die CDU-Fraktion werde dem Antrag der 
F. D. P. -Fraktion zustimmen, da jede Mögl ichkeit zur Minderung der Arbeits­
losigkeit genutzt werden sollte. 

Ratsherr P I a t h geht in seiner Begründung des Antrages auf die bis­
herige Diskussion zum Thema Jugendarbeitslosigkeit ein. Die Ergebnisse der 
Beratungen des Sonderausschusses zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit 
sind bisher sehr unbefriedigend. Die F. D. P. -Fraktion wäre bereit, für diesen 
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Zweck im Nachtragshaushalt 1977 und Im Haushalt 1978 Mittel bereitzu­
steil en. 

Ratsherr S t e g e man n möchte weniger auf den Antrag als auf das 
Verfahren eingehen. Auf Antrag der F. D. P . -Fraktion wurde im vergangenen 
Jahr ein Sonderausschuß zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit eingesetzt. 
Diesem Sonderausschuß gehört auch Ratsherr Plath an, hat aber bisher an 
höchstens zwei Sitzungen teilgenommen. Viele Passagen des heutigen F. D.P.­
Antrages geben im Grunde das wieder, was als Zusammenfassung der Be­
ratungen des Sonderausschusses den Mitgl iedern vorgel egt wurde. Sprecher 
fragt sich, wozu auf Antrag der F.D.P. -Fraktion überhaupt ein Sonderaus­
schuß eingesetzt wurde, wenn die gleiche Fraktion vor Abschluß der Beratungen 
des Ausschusses nun in der Ratsversammlung einen sol chen Antrag stell t. Der 
Ausschuß habe sich bereits ~den zu beteil igenden Ämtern in Verbindung gesetzt. 
Innerhalb des Ausschusses ist dadurch Verärgerung aufgekommen, daß der 
Stadtschulrat als der zuständige Dezernent nach fast jeder Sitzung mit ent­
sprechenden Mitteilungen über die Jugendarbeitslosigkeit an die Öffentl ichkeit 
getreten ist. Dieses Verhalten hat die CDU im Ausschuß kritisiert. Sprecher 
empfindet es als sei tsames Demokratieverständnis, daß Ratsherr Plath einen 
sol chen Antrag in der Ratsversammlung vorlegt kurz bevor sich der Ausschuß 
damit befaßt. Er hat den Eindruck, daß dieser Antrag von der F.D.P nach dem 
Antrag der SPD nachgeschoben wurde. Aber auch an dem Antrag der SPD­
Fraktion zu Punkt 9 - ABM-Maßnahmen - könnte man Kritik üben. Bezügl ich 
der Minderung der Jugendarbeitslosigkeit sollte so verfahren werden, wie Stadt­
rat Diekelmann es getan hat. Durch solche Eigeninitiativen komme man weiter. 

Stadtrat J 0 h a n n i n g erw idert, der Antrag der SPD-Fraktion zu 
Punkt 9 sei nicht abgestellt auf die Jugendarbeitslosigkeit. Hierzu hatte seine 
Fraktion im vergangenen Jahr eine Große Anfrage und einen Antrag mit dem 
Ziel der Prüfung eingebracht. Es wurde dann allerdings ein Sonderausschuß 
von der Rat sversammlung eingesetzt. Jetzt bringe nun plötzl ich die F. D. P. 
diesen A.ntrag ein. Die SPD habe bereits im letzten Jahr vor der Einsetzung 
des Sonderausschusses gewarnt. Sie bedauert, da ß jetzt von der F. D . P. fast 
der gleiche Antrag wie seinerzeit von der SPD vorgelegt wird, allerdings mit 
einem Jahr Verspätung. 

Da morgen eine Sitzung des Sonderausschusses stattfindet, fühlt sich Stadtrat 
Kuster als Mitgl ied dieses Ausschusses durch den Antrag desavou iert. Für ihn 
stelle sich die Frage, ob der Ausschuß so überhaupt weiterarbeiten soll. Seines 
Erachtens könne, nachdem auch verschiedene Institutionen und Verbände im 
Sonderausschuß mitgearbeitet haben, das Ergebnis der Beratungen nicht vorweg­
gezogen werden. Er möchte für die Zukunft davor warnen, Anträge in die 
Ratsversammlung zu bringen, wenn die Beratungen der Ausschüsse noch nicht 
abgeschlossen sind. 

Nach Meinung von Ratsherrn P I a t h enthielt der Antrag der SPD-
Fraktion zur Jugendarbeitslosigkeit allgemeine Dinge, während der heutige 
Antrag der F.D.P.-Fraktion einen konkreten kommunalen Bezug hat. Da 

mit 
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die Sitzungstermine des Sonderausschusses mit den wenigen Mitgliedern nicht 
abgestimmt werden, könne ihm nicht angelastet werden, daß er wegen Orts­
abwesenheit auf eine Teil nahme verzichten mußte. Eine Desavouierung der Ver­
eine und Verbände I iegt seines Erachtens überhaupt nicht vor, da die Be­
fragung im Ausschuß zur Information der Mitgl ieder stattfand. Im übrigen ver­
steht Sprecher nicht, weshalb Ratsherr Stegemann denn eigentl ich die 
Dringl ichkeit des Antrages zu Beginn der Sitzung befürwortet habe. Im Sommer 
dieses Jahres wird es wieder einige hundert jugendliche Arbeitslose mehr geben . 
Daher müsse schnell etwas geschehen, um rechtzeitig ein Angebot machen zu 
können. Die Entrüstung der Sprecher der beiden anderen Fraktionen sei doch 
nur vordergründig. Der frühere Antrag der SPD-Fraktion richtete sich doch über­
wiegend an a ndere Träger, und zwar ohne konkreten Bezug. 

Stadtrat J 0 h a n n i n g entgegnet, daß der nachträgl iche Erwerb von 
Schulabschl üssen, der als ein Punkt im früheren Antrag der SPD enthal ten war, 
doch wohl eine konkrete Maßnahme sei. Wenn man dagegen den F. D.P. -Antrag 
liest, so enthäl t er allgemein gehaltene Erklärungen aber keine konkreten 
Maßnahmen. 

Ratsherr S t e g e man n erklärt, die Anerkennung der Dringl ichkeit 
des F. D.P. -Antrages war notwendig, damit in diesem Kreis überhaupt über die 
angewandten Praktiken gesprochen werden konnte. Dieser Antrag wird aufgrund 
der Notwendigkeit der Beschlüsse, die enthalten sind, mit Mehrheit angenommen 
werden. Aufgrund des Verfahrens - nicht wegen des Inhal ts - wird Sprecher 
sich aber bei der Abstimmung der Stimme enthal ten. 

Stadtrat Hag eis t ein kann das Lamento seines Vorredners nicht 
verstehen. Es müsse doch jeder Fraktion überlassen bleiben, Anträge in die 
Ratsversammlung zu bringen, wenn sie es für richtig hält. Er bezweifelt je­
doch, daß sich Ratsherr Stegemann wegen der Form und nicht wegen des 
Inhalts der Stimme enthalten wird. Sozialpädagogische Maßnahmen passen ihm 
wahrscheinl ich nicht, da er von Ratsherrn Stegemann bisher nicht viel mehr 
al s Lobbyismus gehört habe. 

Ratsherr S t e g e man n erklärt, es sei nicht zutreffend, daß er 
Lobbyismus betreibe. Er fragt, ob es denn grundsätzl ich in Parlamenten nicht 
zulässig sei, Lobbyismus zu betreiben. 

Stadtpräsident Sau erb a u m bemerkt, er - und er glaube, die Mehr-
heit des Hauses teile diese Auffassung - sei nicht der Meinung, daß Ratsherr 
Stegemann ledigl ich Lobbyismus betrieben habe. 

Stadtschulrat D r. Loh man n glaubt, daß eine Verwechslung der 
Dinge eingetreten sei. Die F. D.P. -Fraktion habe in ihrem Antrag Eckwerte 
festgelegt, auf deren Grundlagen Maßnahmen entwickelt werden sollen. Man 
könne daher nicht behaupten, daß dieser Antrag konkreter sei als der frühere 
Antrag der SPD-Fraktion. 
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Vor der Abstimmung weist Stadtpräsident Sau erb a u m darauf 
hin, daß im Einvernehmen mit Stadtrat Hagelstein über den Antrag ohne 
Ziff. 1 abgestimmt wird, da dieser Punkt mit dem Antrag der SPD-Fraktion -
Punkt 9 der Tagesordnung - identisch ist. 

Beschluß über den Antrag der F.D.P.-Fraktion ohne Ziffer 1: 

Betreff: 

Na ch Antrag 
Der Beschluß ergeht ohne Gegenstimmen bei einigen 
Stimmenthai tungen 

Bestellung eines Prüfers des Rechnungsprüfungs­
amtes 

Berichterstatter: Stadtrat Quade 

- Drs. 27 -

Antrag: Ämtsrat Hans Wiedeck wird nach § 115 Abs. 2 der Gemeinde­
ordnung für Schleswig-Holstein als Prüfer des Rechnungsprüfungs­
amtes bestell t • 

Beschluß: Nach Antrag 

Betreff: 

Der Beschluß ergeht einstimmig 

Wahl von zwei neuen stellvertr. Beisitzern 
für den Gemeindewahlausschuß 

Berichterstatter: Oberbürgermeister Bantzer 

- Drs. 45 -

Antrag: Als stellvertr. Beisitzer für den Gemeindewahlausschuß werden 
gewähl t: 

1. Herr Gerhard Baganz, Holtenauer Str. 345, 2300 Kiel 
2. Herr Johannes Hahnkamm, Wolperdingstr. 16, 2300 Kiel 1 

Beschluß: Nach Antrag 
Der Beschluß ergeht einstimmig 

Betreff: Wahl des Vorsitzenden des Umlegungsausschusses - Drs. 34 -

Berichterstatter: Stadtbaurat Barteis 
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Antrag: Zum Vorsitzenden des Umlegungsausschusses wird 

Herr Ratsherr L i P P e , 
zu se I nem Vertreter 

Herr Rolf T h u m m , Kappeiner Str. 8, 2300 Kiel 1, 

Beschluß: 

Betreff: 

gewählt. 

Nach Antrag 
Der Beschluß ergeht einstimmig 

1. Änderung des Regionalbezirksplanes 
IIVerbandsplan Kieler Umland 1968-8S' 

Ber i chterstatter: Oberbürgerme i ster Bantzer 

- Drs. 46 -

Antrag: Die Stadt Kiel stimmt dem IIEntwurf der 1. Änderung des 
Verbandsplanes Kieler Umland 1968-85 (Regionalbezirks­
plan)1I zu. 

Beschluß: Nach Antrag 
Der Beschluß ergeht einstimmig 

Im Anschluß an die Abstimmung zu Punkt 13 wird die Sitzung von 
17.15 Uhr bis 17.35 Uhr zu einer Pause unterbrochen. 

Betreff: Kreisentw icklungsplan Kiel 1977-1981 

Ber i chtersta tter: OberbUrgerme ister Ba ntzer 

Hierzu I iegen als Beratungsmaterial vor: 

a) Die Neue Drucksache 375 

b) Der Entwurf des Kreisentwicklungsplanes Kiel 1977/1981 
- Stand 15.12.1976 - einschließI. Teil B 

c) Ergänzungen zu S. 115 

d) Änderungen aufgrund der Sitzung des Ausschusses für 
Entwicklungsplanung am 6.1.1977 

Neue 
- Drs. 375 -
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e) Änderungen aufgrund der Magistratsberatung am 
19.1.1977 sowie kleinere Korrekturen infolge 
zw ischenzeitl icher Überprüfungen 

f) Stellungnahmen des Kreises Rendsburg-Eckernförde 
und der Industrie- und Handelskammer zu Kiel 

g) Wünsche der Ortsbeiräte 

Oberbürgermeister Ban t zer gibt zum Kreisentwicklungsplan 1977-
/ 1981 den kommunalpolitischen Bericht der dieser Niederschrift als Anlage 4 

beigefügt ist und schlägt vor, den Vorstellungen des Orts beirates Mettenhof 
zu folgen. 

Stadtrat Hoc h h e i m bemerkt, dieser Kreisentwicklungsplan sei 
sicherl ich eine sehr beachtl iche Ausarbeitung. Die CDU-Fraktion sehe in 
ihm eine richtunggebende Linie für manche Gebiete, möchte aber die Kieler 
Bürger nicht im unklaren darüber lassen, daß manches, was in diesem Plan 
angesprochen ist, damit noch nicht real isiert ist. Seine Fraktion stimme den 
Aussagen in einzel nen Bereichen und Teilen durchaus zu. Es gibt aber auch 
Bereiche, in denen die Auffassung seiner Fraktion diametral ist. Zur Arbeits­
platzbeschaffung sind in der heutigen Sitzung schon grundsätzl iche Ausführungen 
gemacht worden. Die CDU-Fraktion meine, auch wenn vom Vorstand der 
Howaldtswerke - Deutsche Werft kürzl ich erklärt wurde, so besorgniserregend 
sei die Entwicklung noch nicht, so müsse man doch sehen, daß gerade im 
Werftbereich große Sorgen bestehen. Zu diesem Bereich seien die Aussagen 
des Kre isentw ick I ungspanes etwas zu dünn geraten. Di e früheren Prognosen zur 
Bevölkerungsentwicklung haben sich bedauerl icherweise nicht bestätigt. Ge­
meinsam habe man hier vor Jahren eine ganz andere Entw icklung vor Augen 
gehabt. Auf Seite 22 ff des Kreisentw icklungsplanes habe man sich die Mühe 
gemacht, einen historischen Überblick zugrunde zu legen. Darin sei auch 
die Aussage enthal ten, daß die negative Wanderungsbilanz im wesentl ichen 
auf den Sog der Umlandgemeinden zurückzuführen sei. Sprecher kann sich 
noch gut daran erinnern, daß gerade in dem dort angesprochenen Zeitraum 
die CDU verlangt und gefordert habe, daß für diejenigen Bevölkerungskreise, 
die Siedlungen und Eigenheime in Kiel bauen wollten, Gelände zur Ver­
fügung gestell t wird. Leider habe man hiermit bei der SPD jahraus und jahrein 
tauben Ohren gepredigt. Man könne doch jetzt nun nicht so tun, als sei der 
Sog von außen schuld an der Entwicklung, vielmehr sei es doch so, daß 
seitens der Stadt nicht die erforderl ichen Maßnahmen ergriffen wurden, um der 
Abwanderung entgegenzuw irken. Dies müsse hier kritisch und negativ angemerkt 
werden. Der Teil des Kreisentwicklungsplanes, der sich mit Kultur und Schule 
beschäftigt, enthalte eine schwere ideologische Verklärung und wird der 
Situation in keiner Weise gerecht. Bei diesen beiden Bereichen stehe die CDU­
Fraktion in gar keiner Weise in Übereinstimmung mit den Aussagen des Kreis­
entw icklungsplanes. Die Aufstellung sol cher PI äne ist natürl ich sehr schön und 
Papier ist ja bekanntl ich auch gedul dig. Allerdings hängt die Real isierung von 
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den finanziellen Mögl ichkeiten ab. Teil B des Kreisentwicklungsplanes ist 
nicht nur mit einem großen Fragezeichen zu versehen, sondern nach der 
jetzigen finanziellen Entwicklung mehr als zweifelhaft. Hier ist vieles in 
der Zukunftsplanung sicherl ich vom Grundsatz her mit Recht festgelegt 
worden, aber man dürfe sich nicht der Illusion hingeben, daß es auch nur 
teilweise wird real isiert werden können. Man müsse auch einmal mit aller 
Deutl ichkeit sagen, daß die finanzielle Entwicklung befürchten läßt, daß 
manches, was man bei den Haushaltsberatungen 1977 noch für machbar 
und vorstellbar hielt, sich bedauerl icherweise nun schon nach wenigen 
Wochen nicht mehr so darstellt. Hieran ist ersichtlich, wie schnell sich 
die Dinge ändern können. Sprecher erklärt, daß die CDU-Fraktion zu einzelnen 
Teilbereichen noch Änderungsanträge vorbringen wird. Die Bereiche Kultur und 
Schule sind jedoch in der Gesamtanlage und Konzeption überhaupt nicht in 
Einklang zu bringen mit den Vorstellungen seiner Fraktion. Sie wird daher 
diesen Bereichen nicht zustimmen. 

Stadtrat J 0 h a n n I n g bemerkt In einer Zw ischenfrage, er nehme an, 
daß die Ablehnung nicht für alle Mitgl ieder der CDU-Fraktion gelte, denn im 
Ausschuß für Entwicklungsplanung hätten Mitgl ieder der CDU für den Plan ge­
stimmt. Er fragt ferner, ob Stadtrat Hochheim glaube, in dieser Sache kompetent 
und sachverständig sprechen zu können, denn er habe doch an keiner der 
Ausschu ßs i tzu ngen te iI genommen. 

Stadtrat Hoc h h e i m erw idert, es könne durchaus sein, daß Mitgl ieder 
der CDU-Fraktion im Ausschuß Dinge mitgetragen haben bzw. zugestimmt haben, 
damit sei die Fraktion aber für die Ratsversammlung nicht festgelegt. Im übrigen 
komme so etwas auch bei anderen Fraktionen vor. 

Ratsherr Pet e r sen bemerkt eingangs, die Ratsversammlung berate 
heute nicht über die Aufstellung eines neuen Kreisentwicklungsplanes, sondern 
über die Fortschreibung des bestehenden. Von daher sei es auch zu verstehen, 
daß keine grundl egenden neuen Dinge eingebracht wurden, sondern daß man 
versucht hat, aufgrund der neuen Fakten die Konsequenzen zu ziehen. 
Wesentl ich hierbei sei die falsche Prognose hinsichtl ich der Bevölkerungsent­
wicklung, die vor einigen Jahren noch auf 280.000 geschätzt wurde. Wichtig 
sei nun die Überlegung, welche pol itischen Konsequenzen die Abwanderung mit 
sich bringe. Einl euchtende GrUnde für die Abwanderung habe er selbst beim 
Statistischen Landesamt nicht finden können. Er glaubt nicht, daß es allein 
daran liegt, daß nicht ausreichend Siedlungsstellen bereitgestellt wurden. Die 
Stadt könne zwar für viele Bereiche Leitlinien aufstellen, allerdings müsse man 
feststellen, daß oft seitens der Stadt gar nicht die Möglichkeiten gegeben sind, 
richtig Einfluß zu nehmen. Besondere Bereiche, wie z.B. Wohnungsbereich, 
Arbeitsplatzbeschaffung, müssen in der Zukunft gesehen werden. Bei der Industrie­
ansiedlung dürfe man nicht in den Fehler verfallen, daß nun grundsätzlich jedes 
Unternehmen angesiedel t werden soll, sondern es müssen auch die Belange des 
Wohnwertes der Stadt gesehen werden und die Umweltprobleme. Nach Auf-
fassung der F. D.P. -Fraktion kann ein geplanter Ostuferhafen in den nächsten 
10 Jahren gar nicht verwirklicht werden. Zunächst müsse erst einmal der be-
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stehende Hafen voll genutzt werden. Ein Ausbau der Verkehrsanbindung 
ist notwendig, da diese bei Hamburg endet. Ferner ist auch der vom Ober­
bürgermeister angedeutete Ausbau des Luftverkehrs wichtig. Besondere Ge­
danken müssen über die Dinge angestellt werden, auf die die Stadt Kiel 
echten Einfluß nehmen kann, wie z.B. die Kindergartenversorgung . Hier 
sollten die Baumaßnahmen so variabel gestaltet werden, daß sie später auch 
für andere Zwecke genutzt werden können. Bei der Auflösung der Wohn-
lager wurde in der Vergangenheit der Fehler gemacht, daß die Bewohner 
erneut zentral untergebracht wurden, so daß praktisch in dem Neubaugebiet 
Mettenhof wieder ein Getto entstanden ist. Entsprechende Konsequenzen 
hieraus zeigt aber auch der Kreisentwicklungsplan auf. Etwas kurz geraten 
erscheint seiner Fraktion der Bereich des Krankenhauses. Die enthaltenen 
Forderungen müssen dringend verwirkl icht werden. Sprecher ist sehr erstaunt 
über die von Stadtrat Hochheim hier für die CDU-Fraktion vorgetragenen 
Äußerungen und fragt sich, was eigentlich noch eine Ausschußberatung soll. 
Die Mitgl ieder der CDU-Fraktion haben im Ausschuß Änderungen und 
einzelnen Punkten des Kreisentwicklungsplanes nicht widersprochen. Daher 
verwundert die heutige Stellungnahme der CDU-Fraktion. Die CDU hätte doch 
die Mögl ichkeit gehabt, den Plan im Ausschuß zurückzustellen, um zunächst 
noch einmal darüber zu beraten. Davon habe sie jedoch leider keinen Gebrauch 
gemacht. Er empfindet es als eine Brüskierung der Ratsversammlung, nun heute 
Änderungsanträge einzubringen. Ob die CDU-Fraktion dem Kreisentwicklungsplan 
zustimme oder nicht, müsse sie mit ihrem Gewissen vereinbaren, er jedenfalls 
verstehe die Reaktion der CDU nicht. Die F.D.P.-Fraktion wird dem Kreisent­
wicklungsplan zustimmen. 

Stadtrat M ö I I er bemerkt, sem Vorredner habe mit seinen Äußerungen 
zum Verfahren ein sehr ernstes Problem angesprochen, denn es sei nicht das 
erste Mal, daß die CDU-Fraktion aus Termin- oder wel ehen Gründen auch 
immer Punkte vertagt oder zurückstell t. Die Fortschreibung des Kreisentw icklungs­
planes befinde sich nunmehr fast 18 Monate in der Beratung. Man habe auch 
sehr viel Nachsicht dafür aufgebracht, daß die CDU ihre Beratungen noch nicht 
durchgeführt hatte. Nachdem jedoch gestern im Mag istrat gebeten wurde, 
Änderungen doch zumindest als Tischvorlage vorzulegen, sei es eine Zumutung 
von der CDU-Fraktion, nun ihre Änderungen aus der Tasche zu ziehen, denn 
diese Änderungen müssen doch wohl grundlegend sein. 

Stadtrat Die k e I man n möchte in einer Zwischenfrage wissen, ob 
Sprecher es für legitim hält, wenn Dinge, die in der Ausschußberatung nicht 
durchgekommen sind, nunmehr in der Ratsversammlung als Änderungsantrag ge­
stell t werden. 

Stadtrat M ö I I e r erw idert, er werde diese Frage beantworten, wenn 
er den Inhalt der Änderungsanträge kenne. Im übrigen sei ihm - auch von Mit­
gl iedern der F. D.P. -Fraktion - berichtet worden, daß im Ausschuß von der 
CDU-Fraktion keine entscheidenden Anträge gestellt worden sind. Der Ober­
bürgermeister habe in seinen allgemeinen AusfUhrungen nach den Gründen ge­
fragt, warum Entwicklu~spol itik ein so wenig vorrangiges Thema sei. Nun 
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sage man der Planung allgemein ja manchmal nach, sie sei nicht real istisch. 
Dies stimme teilweise sicherl ich auch, aber dieser Vorwurf treffe auf die vor­
gelegte Fortschreibung des Kreisentwicklungsplanes nicht zu. Hierin sei gerade 
die nüchterne Anal yse und real istische Einschätzung der Stadtentw icklung sehr 
gut gelungen, und dieser Plan trägt auch voll den veränderten Rahmenbe­
dingungen Rechnung. Es ist gelungen, daß die Fortschreibung des Kreise nt­
wicklungsplanes kein Märchenbuch ist. Man kann darin eine Reihe von Forderun­
gen feststellen, die bereits bei den Haushaltsberatungen 1976 bzw. 1977 vorge­
tragen wurden, auch wenn andererseits von einigen I iebgewordenen Dingen Ab­
schied genommen werden mußte. Auf den Vorwurf, die Abwanderungen seien 
darauf zurückzuführen, daß keine Siedlungsgebiete zur Verfügung gestellt wurden, 
entgegnet Sprecher, daß zu diesem Zeitpunkt auch kaum Gebiete ausgew iesen 
werden konnten. Außerdem gal t es, den Mietwohnungsbedarf zunächst abzudecken. 
Jetzt müsse man allerdings auch den Schwerpunkt im Eigenheim- und Siedlungs­
bau und in der Modernisierung des Stadtkerns sehen. Die SPD-Fraktion sieht 
einen weiteren Schwerpunkt in der Berufsbildung . Zur Hafeninvestition teilt sie 
die Skepsis der F.D.P .-Fraktion. Insgesamt wird die SPD-Fraktion dem Kreisent­
wicklungsplan in der vom Magistrat vorgelegten Fassung zustimmen. Abschl ießend 
dankt Sprecher dem Dezernenten und den Mitarbeitern des Amtes für Entwicklungs­
planung für die Ausarbeitung dieses Kreisentwicklungsplanes. 

Danach bittet Stadtrat Z i m m er namens der CDU-Ratsherrenfraktion um 
Sitzungsunterbrechung . Während der Sitzungsunterbrechung von 18.35 Uhr bis 
18.50 Uhr zieht sich die CDU-Fraktion zur Beratung zurück. 

Nach Wiedereröffnung der Sitzung erklärt Stadtrat Z i m m er namens der 
CDU-Fraktion, sie spreche den anderen beiden Fraktionen das Recht ab, über 
ihren Arbe itsrhythmus zu befinden, d. h. wann, wie und wo etwas geschieht, ist 
Sache seiner Fraktion. Alleinverbindlich sei das, was hier im Rat getan werde. 
Abgesehen davon versteht er die Aufregung von Stadtrat Möller nicht, der 
kritisiert, daß keine Tischvorlage der Änderungen eingebracht wurde, denn in 
zunehmendem Maße sei die CDU von den beiden anderen Fraktionen mit Dring-
I ichkeitsanträgen konfrontiert worden. Die heutige Tagesordnung sei wieder ein­
mal ein gutes Beispiel dafür. Der Verlauf der Diskussion habe deutl ich gemacht, 
daß die beiden anderen Fraktionen gar nicht bereit sind, über Änderungen zu 
diskutieren, da sie dem Kreisentw icklungsplan in der vorgelegten Form zustimmen 
wollen. Daher wird die CDU-Fraktion keine Abänderungsanträge stellen. Die 
CDU-Fraktion werde den Kreisentwicklungsplan ablehnen. Dieses 11 Neinll ist keine 
Abl~hnung aller Punkte, sondern bezieht sich im wesentl ichen auf die Bereiche 
Schule und Kultur. Da eine weitere Diskussion keinen Erfolg haben wird, bittet 
Sprecher, die Diskussion zu beenden. 

Beschluß: Dem Entwurf zum Kreisentwicklungsplan Kiel 1977-1981 
einschi ießI ich 

der Ergänzungen zu Seite 115, 
der Änderungen aufgrund der Sitzung des Ausschusses für 
Entwicklungsplanung am 6.1.1977, 
der Änderungen aufgrund der Magistratsberatung am 19.1.1977, 

kleinerer Korrekturen infolge zwischenzeitlicher Überprüfungen 
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sowie 

der Änderung zu Seite 119/5. Abs. ("die Parkflächen" 
ersetzen durch "das Gebiet") auf Wunsch des Ortsbei­
rates Mettenhof 

wird zugestimmt. 

Der Beschluß ergeht mit Stimmenmehrheit 

19. ordentl i che Hau ptversamml u ng des Deu tschen 
Städtetages 1977 

- Drs. 47 -

Beri chterstatter: Oberbürgerme ister Bantzer 

Antrag: Für die 19. ordentl iche Hauptversammlung des Deutschen 
Städtetages vom 4. Mai (abends) bis 6. Mai 1977 in 
Stuttgart werden gewählt: 

Beschluß: 

Anmerkung: 

a) als stimmberechtigte Abgeordnete: 

1. Oberbürgermeister Günther Bantzer 
2. Stadtpräsident Eckhard Sauerbaum CDU 
3. Stadtrat Wolfgang Hochheim CDU 
4. Stadtrat Will i Kuster SPD 

b) als Gäste: 

1. Ratsherrin Hilde Witt 
2. Ratsherr Peter Berg ien 
3. Ratsherr Karl-Heinz Heilig 
4. Ratsherr Wolfgang Lange 
5. Ratsherr Kurt Rapsch 
6. Ratsherr Holger Ipsen 
7. Stadtrat Karl-Otto Hagelstein 
8. Ratsherr Volker Plath 
9. Ratsherr Uwe Petersen 

Nach Antrag 
- Der Beschluß ergeht einstimmig -

CDU 
CDU 
CDU 
SPD 
SPD 
SPD 
F.D.P. 
F . D.P. 
F.D.P. 

Ursprüngl ich war durch Namensvorschlag der SPD, der zu 
Beginn der Sitzung auf den Tisch gelegt wurde, Herr Rats­
herr Rapsch als stimmberechtigtes Mitgl ied vorgeschlagen 
worden. Bei Beratung dieses Tagesordnungspunktes wurde je­
doch von Stadtrat Möller ein neuer Vorschlag unterbreitet, 
wonach Stadtrat Kuster als stimmberechtigtes Mitglied und 
Ratsherr Rapsch als Gast vorgeschlagen wurde. 
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Betreff: Umbau der Fischhalle am Wall zu einem 
Museum 

- Drs. 40 -

Berichterstatter: Stadtrat Zimmer 

Antrag: FUr den weiteren Ausbau der Fischhalle am Wall wird 
das nachstehend aufgefuhrte Raumprogramm genehmigt: 

1. Obergeschoß: 

Ausstellungsfläche Museum 
Hausmeisterwohnung (bleibt vorerst 

bestehen) 

2. Obergeschoß 

ca. 

ca. 

212 qm 

70 qm 

Ausstell u ngsfl äche Museum ca. 126 gm 

Endsumme ca. 1.288 qm 

(e inschi. ca. 880 qm im Erdgesch. 

davon fUr das 
Museum ca. 1.050 qm 

Das Hochbauamt wird beauftragt, die Planung der 2. Ausbau­
stufe der Fischhalle durchzufUhren, wenn Uber die vom Kultur­
ausschu ß beschlossene AI ternat i ve endgUI t ig entsch ieden ist. 

Stadtrat Z i m m e r erläutert die Vorlage und möchte hier einmal 
Gelegenheit nehmen, dem Stadtbaurat und seinen Mitarbeitern fUr den her­
vorragenden Umbau der Fischhalle zu danken. 

Beschluß: 

Betreff: 

Nach Antrag 
Der Beschluß ergeht einstimmig 

Errichtung der 12. Klasse der Fachoberschule 
an den Berufl ichen Schulen am SchUtzenpark 

Berichterstatter: Stadtschulrat Dr. Lohmann 

- Drs. 48 -

Antrag: Zugestimmt wird der Errichtung der 12. Klasse der Fach­
oberschule im Rahmen der Berufl ichen Schulen am SchUtzen­
park ab Schul jahr 1977/78 

Stadtschul rat D r. Loh man n erläutert die Vorlage. 

Beschluß: Nach Antrag 
Der Beschluß ergeht einstimmig 
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Errichtung einer Sprachenschule an den 
Berufl ichen Schulen am Ravensberg 

Berichterstatter: Stadtschul rat Dr. Lohmann 

- Drs. 49 -

Antrag: Zugestimmt wird der Errichtung einer Sprachenschule im 
Rahmen der Höheren Handelsschule an den Berufl ichen 
Schulen am Ravensberg - Wirtschaft und Verwaltung - ab 
Schul jahr 1977/78 

Stadtschul rat 

Beschluß: 

Betreff: 

D r. Loh man n erläutert die Vorlage. 

Nach Antrag 
- cer Beschluß ergeht einstimmig -

Freigabe von Haushaltsmitteln 
hier: Umsetzen von Fertigteilklassen nach 

der Toni-Jensen-Schule, Neumühlen­
D i etr ichsdorf 

Berichterstatter: Stadtschul rat Dr. Lohmann 

- Drs. 42 -

Antrag: Die Mittel der HHSt. 22.100.941 - vier Fertigteil­
Klassen, Toni-Jensen-Schule in Neumühlen-Dietrichsdorf 
(Umsetzung von Mettenhof) - in Höhe von 148.000 DM 
werden fre igegeben. 

Stadtschulrat D r. Loh man n erläutert die Vorlage und geht dabei 
auf einen Alternativantrag ein, der von der CDU-Fraktion im Laufe der Be­
ratung gestellt werden wird. Er bittet jedoch, von dieser Alternative abzu­
sehen, da nicht sichergestellt sei, daß die Bereiche aufrechterhalten werden 
können. 

Anschi ießend stell tRatsherr T s c h 0 r n namens der CDU -Ratsherren-
fraktion folgenden Alternativantrag: 

111. Die Toni-Jensen-Schule - Realschule - wird nach der Andreas-Gayk­
Schule verlegt. 

2. Die Andreas-Gayk-Schule - Hauptschul e - wird an die Toni-Jensen­
Schule verlegt. 

3. Die Andreas-Gayk-Schule - Grundschule - wird an die Adolf-Reich­
wein-Schule verlegt. 1I 
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Sprecher ist verwundert darüber, daß in der Vorlage nichts darüber ausgesagt 
wird, wie sich die Umsetzung der Fertigteilklassen für Neumühlen-Dietrichs­
dorf auswirkt. Der Stadtschulrat habe hier zwar zu Recht darauf hingewiesen, 
daß die Schülerzahlen zurückgehen werden, allerdings glaube er nicht, daß 
man zu einzügigen Schulzweigen kommen wird. Vielmehr glaube er, daß 
selbständige Einrichtungen auch langfristig zu hol ten sind. Unverständl ich ist 
es jedoch, daß jetzt noch Klassenräume aufgestell t werden soll en, wenn in 
5 bis 10 Jahren dann doch Freiräume entstehen, denn hierdurch werden zu­
mindest in diesem Jahr erst einmal Kosten in Höhe von rund 150.000 DM ver­
ursacht. 

Ratsherr S c h une k fragt, ob Sprecher bekannt sei, daß die Schwentine-
schul e aufgrund der schi echten Räuml ichkeiten auf Dauer dort nicht gehal ten 
werden könne. 

Ratsherr T s c h 0 r n erwidert, der Vorschlag seiner Fraktion enthalte 
die Vorstellung, die Schwentineschule mittelfristig in dem Gebäude der Toni­
Jensen-Schule unterzubringen. Selbst in der Vorlage des Schulamtes ist ent­
halten, daß sogar dann, wenn die Schwentineschule an die Toni-Jensen-Schule 
verlegt wird, immer noch Freiraum vorhanden sein wird. Die Andreas-Gayk­
Schule ist wie geschaffen für eine dreizügige Realschule. Nach den Vorstellungen 
seiner Fraktion wird die Grundschule an die Adolf-Reichwein-Schule, die 
Hauptschule an die Toni-Jensen-Schule und die Realschule an die Andreas­
Gayk-Schule verlegt. Da dieser Weg nach Auffassung der CDU-Fraktion durchaus 
real isierbar ist, ist es nicht einzusehen, daß in diesem Jahr 150.000 DM für die 
Umsetzung der Fertigteilklassen zum Fenster hinausgeworfen werden, denn mit den 
vorhandenen Klassen ist das Schulproblem in Dietrichsdorf zu lösen. Allerdings 
könne er sich denken, warum der Stadtschulrat diese Lösung versucht, weil er 
näml ich so einer Entscheidung aus dem Wege geht. Der Stadtschul rat habe in 
den letzten 6 Monaten in dieser Angelegenheit eine Gratwanderung von Abis Z 
gemacht. Wenn die Fertigteilklassen nach Neumühlen-Dietrichsdorf versetzt 
werden, dann wird man in 3 bis 4 Jahren trotzdem vor der Situation stehen, 
entweder die Haupt- oder aber die Grundschule aufzulösen. Diese Entscheidung 
sollte man schon heute treffen. Er versteht nicht, weshalb man heute dem Problem 
ausweicht. 

Nach Meinung von Ratsherrn H ä n sie r sind die Vorstellungen der CDU­
Fraktion eine Milchmädchenrechnung, da nicht festgestellt wurde, was an Kosten 
durch die Verlegung der Schulen eintritt. Offensichtl ich wurde auch übersehen, 
daß diese Vorstellungen gar nicht real isierbar sind, denn die Andreas-Gayk­
Schule ist z.Z. gar nicht in der Lage, die Toni-Jensen-Schule unterzubringen. 
Die CDU-Fraktion verursache mit ihren Vorstellungen eine Riesenunruhe bei den 
Betroffenen und will s.E. hier versuchen, die Vorstellungen eines Schulleiters 
auf dem Rücken der Arbeiterk inder durchzusetzen. Das einzige, was in diesem 
Bereich mögl ich und durchführbar ist, ist die Umsetzung der vier Fertigteilklassen . 
Im übrigen ist Sprecher verwundert, daß die CDU-Fraktion entgegen der Auf­
fassung des Kultusministers, der ja sagt, er wolle die Schulzentren förden, ver­
sucht, in diesem Ortsteil die Sekundarstufe zu unterlaufen. 
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Stadtrat Hag eis t ein erklärt, die F.D.P.-Fraktion sei bereit, 
dieser Vorlage zuzustimmen. Er habe sich an Ort und Stelle mit den be-
teil igten Schulle itern unterhalten und die einzel nen AI ternativen erörtert. 
Dabei ist deutl ich geworden, daß die Ganztagsschul e in Neumühlen­
Dietrichsdorf erhalten bleiben muß. Er ist auch den Schulleitern dankbar 
dafür, daß sie es verstanden haben, dafür zu sorgen, daß nicht schon vorher 
die Vcksseele zum Kochen gekommen ist. Einer Verlegung der Realschule 
wie von der CDU-Fraktion beantragt - könne er sich nicht anscHi eßen. Er 
würde es nicht für vertretbar halten, wenn die Sekundarstufe I auseinander­
gerissen würde. Als weiteres Argument sprechen die Investitionskosten für die 
Realschule gegen diese Lösung. Er glaubt, daß die Umsetzung auch durchaus 
langfristig sein kann. Abschließend bittet Sprecher das Schulamt, obwohl ihm 
klar ist, daß diese Bitte utopisch sein mag, beim Land immer wieder vorstell ig 
zu werden, um zu erreichen, daß zwei Vorklassen an die Toni-Jensen-Schule 
verlegt werden. Man wolle ja gar nicht mehr Klassen haben, sondern ledigl ich 
zwei Klassen verlagern. 

Ratsherr T s c h 0 r n bedauert, daß von Ratsherrn Hänsler hier in der 
Diskussion polemisiert wurde. Die bisherigen Diskussionen konnten dagegen 
sehr sachlich geführt werden. 

Danach läßt stellv. Stadtpräsident M ü I I e r alternativ abstimmen, und 
zwar zunächst über die Drucksache 42 und sodann über den AI ternativantrag 
der CDU-Fraktion. 

Nachdem beide Abstimmungen durchgeführt sind stell t er fest, daß die Mehr­
heit der Stimmen auf die Drucksache 42 entfallen sind und somit diese Vorlage 
angenommen und der von der CDU-Fraktion gestellte Alternativantrag abgelehnt 
worden ist. 

Betreff: Einrichtung von zusätzl ichen Kindergartengruppen 
in Kiel-Mettenhof 

- Drs. 50 -

Beri chterstatter: Stadtrat Lütgens 

Antrag: 1. Der Einrichtung von zwei Kindergartengruppen in der 
ehemal igen Verwaltungsstelle Mettenhof, Schumacher­
platz, wird zugestimmt. 

2.1 Der Leistung einer außerplanmäßigen Ausgabe 
be i der Haushai tsstell e 469.40.941 mit 31.000 DM und 
bei der Haushai tsstell e 469.40.9353 m. 17.000 DM 
wird zugestimmt. 

2.2 Die Deckung dieser außerplanmäßigen Ausgaben erfolgt 
durch den Nachtragshaushal t 1977. 

2.3 Bis zum Inkrafttreten des Nachtrages werden 
bei der Haushaltsstelle 45.770 48.000 DM 
gesperrt. 
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Anmerkung: 

Die in der Zusammenstellung angekündigte Neue Drucksache wurde aus 
zeitlichen Gründen nicht vorgelegt. Die Änderungen wurden von Stadtrat 
Lütgens ledigl ich mündl ich in der Ratsversammlung vorgebracht. 

Stadtrat L ü t gen s trägt folgende Änderung vor, die auf die 
Magistratssitzung am 16.2.1977 zurückgeht: 

"2.2 des Antrages erhält folgende Fassung: 

11 Die Deckung dieser außerplanmäßigen Ausgaben erfolgt durch 
Sperrung von 48.000 DM bei der Haushaltsstelle 470/01.985 -
Pflegeheim Annenstraße -. Die zusätzl ichen Personalkosten 
werden aus den vorhandenen Mitteln gedeckt (SNA)." 

2.3 des Antrages wird gestrichen." 

Das Kämmereiamt habe nunmehr haushaltsrechtl ich keine Bedenken mehr. 

Ratsherr H eil i g bemerkt, es müsse au ßerordentl ich erstaunen, daß 
nur einen Monat nach den Haushai tsberatungen von der Verwal tung eine 
Vorlage mit derart hohen Kosten vorgelegt wird. Diese Kritik richte sich 
nicht so sehr gegen den Dezernenten, sondern vielmehr an die Verwaltung 
insgesamt. Obwohl die Tatsache, daß die Räume der Verwaltungsstelle 
Mettenhof nicht mehr benutzt werden seit dem Sommer 1976 bekannt war, 
komme diese Vorlage erst jetzt. Die Vorlage sei mit Sicherheit von guten 
Intentionen getragen, allerdings könne die CDU-Fraktion heute nicht zu-
stimmen, da sie sie nicht für entscheidungsreif halte. Die Mögl ichkeiten 
der Personalumsetzung sind, wie ihm von Ratsherrin Witt, die Mitgl ied des 
Jugendwohlfahrtsausschusses ist, versichert wurde, überhaupt nicht im Ausschuß 
diskutiert worden. Hierzu hätte zumindest vom Dezernenten schriftl ich Stellung 
bezogen werden müssen, denn es gehe bei der derzeitigen finanziell en Situation 
doch um beachtl iche Folgekosten für mehrere Jahre. Ferner sind Bedarfsproblematik 
und Prioritätenproblematik nicht ausreichend diskutiert worden. Nicht ohne Grund 
werden dankenswerterweise vom Jugendamt jährl ich umfangreiche Zusammen­
stellungen erarbeitet und die Prioritäten festgelegt. Danach steht Mettenhof 
weitaus besser da, als viele andere Stadtteile. Eine Bindung von jährl ichen 
Haushaltsmitteln von über 100.000 DM bedeutet, daß Projekte, die unbestritten 
wichtiger sind, in ihrer Real isierung gefährdet werden. Auch hierzu sagt die 
Vorlage nur wenig aus. Sprecher beantragt daher namens der CDU-Ratsherren­
fraktion die Drucksache 50 an den Jugendwohl fahrtsausschuß zur erneuten Be­
ratung zu überweisen bzw., sofern dieser Antrag keine Mehrheit finden soll te, 
hilfsweise Vertagung. 

Ratsherr S c h u n c k erläutert die Situation für Mettenhof im Kinder­
gartenbereich . Ob die Zahl en der Wartel isten nun w irkl ich die letzten Aus­
sagen geben könnten, erscheint ihm zweifel haft. Er glaubt eher, daß es so ist, 
daß viele Eltern ihre Kinder nicht unmittelbar anmelden, sondern für einen 
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späteren Zeitraum. Er ist jedenfall s sicher, daß der Bedarf in Mettenhof vor­
handen ist. Die Frage der Nutzung der Räume der ehemal igen Verwaltungs-
steIl e konnte erst so spät geregel t werden, da vom Hauptamt zu nächst versucht 
wurde, diese Räume lukrativ an Ärzte zu vermieten. Allerdings war dies dann 
doch nicht mögl ich. Es bot sich dann diese Lösung an, von der man auch Ge­
brauch machen sollte. Der Ausschuß habe dem Antrag auch einstimmig zugestimmt. 

Auf die Frage von Ratsherrn H eil i g ,ob er mit ihm darüber überein­
stimmen würde, daß die Gesamtheit einer Fraktion klüger sein könne als zwei 
oder drei Mitglieder eines Ausschusses, antwortet Ratsherr S c h u n c k , 
dies mag wohl sein, durch den Antrag auf Überweisung an den Ausschuß könne 
man jedoch den Eindruck gewinnen, daß ein gewisses Hin und Her der 
Interessen zwischen den Ortsteilen gegeben ist. 

Stadtrat L ü t gen s erläutert, daß sich bis Dezember 1976 eine Gruppe 
von Ärzten für die Räuml ichkeiten interessiert habe, die dann doch nicht zuge­
sagt habe. Das Hauptamt stand danach vor der Frage, was aus den Räumen 
werden soll te. Diese Chance konnte man sich für diesen Zweck nicht entgehen 
lassen. 

Stadtrat M ö I I erweist darauf hin, daß SO'Nohl der Überweisungs- als 
auch der Vertagungsantrag die Sache doch nicht weiterbringe. Man sollte 
jetzt doch keine Zeit mehr ver! ieren. Die SPD-Fraktion werde den Überweisungs­
antrag abi ehnen. 

Beschluß über den Überweisungsantrag: 

Mit Stimmenmehrheit a b gel e h n t 

Damit ist die Drucksache 50 auf Antrag der CDU-Ratsherrenfraktion 
vertagt. 

Betreff: Überplanmäßige Ausgaben Im Bereich des 
Jugendamtes 

- Drs. 30 -

Berichterstatter: Stadtrat Lütgens 

Antrag: Folgende Eilentscheidungen des Oberbürgermeisters werden 
genehmigt: 

a) Haushaltsjahr 1976 
vom 12.1.1977: 

Bei der Haushaltsstelle 468/511 - Unterhaltung der Spiel­
plätze wird einer überplanmäßigen Ausgabe von 6.610 DM 
zugestimmt. Die Mehrausgabe wird durch Einsparungen in 
gleicher Höhe bei der Haushai tsstell e 469/570 - Beköstigungs­
mittel - gedeckt. 

- 26 -



Beschluß: 

Betreff: 

- 26 -

b) Haushaltsjahr 1977 
vom 11. 1 • 1977 

Be i der Hau sha I tsstell e 466.02/94100 - Erw e i teru ng der 
Sanitärräume für das Jugendheim - wird einer außerplan­
mäßigen Ausgabe von 21.000 DM zugestimmt. Die Aus-
gabe wird durch Mehreinnahmen in gleicher Höhe bei der 
neu einzurichtenden Haushaltsstelle 466.02/361 - vom Land­

gedeckt. 

Nach Antrag 
- Der Beschluß ergeht einstimmig -

Genehmigung einer Eilentscheidung des Oberbürger- - Drs. 33 -
meisters nach § 82 GO zur Leistung einer über-
planmäßigen Ausgabe 

Beri chterstatter: Stadtrat Lütgens 

Antrag: Die Entscheidung des Oberbürgermeisters nach § 82 Abs. 1 
GO zur Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe bei der 
Haushaltsstelle 50000.67930 - Gesundheitsamt; sonstige innere 
Kostenerstattungen - in Höhe von 6.804,96 DM wird genehmigt. 

Beschluß: Nach Antrag 

Betreff: 

- Der Beschluß ergeht einstimmig -

Aufstellung zur 1. Änderung und Erweiterung des 
Bebauungsplanes Nr. 334 für das Baugebiet Kiel­
Suchsdorf: Eckernförder Straße - Bundesbahn -
Kopperpahl er Au - Viehdamm - B. -Plan Nr. 368 
(früher. Eckernförder Chaussee - Bu ndesbahn -
Kopperpahl er Au - Viehdamm) 

- Drs. 51 -

Beri chterstatter: Stadtbaurat Bartel s 

Antrag: Es wird zugestimmt 

a) Der Aufstellung zur 1. Änderung und Erweiterung des 
Bebauungsplanes Nr. 334 für das Baugebiet Kiel-Suchs­
dorf: Eckernförder Straße - Bundesbahn - Kopperpahler 
Au - Viehdamm - B.-Plan Nr. 368 

b) Auf die Beteil igung der Bürger an der Bauleitplanung 
gem. § 2a Abs. 2 BBauG in Verbindung mit § 2 a 
Abs. 4 Satz 1 und Textziffer 2 BBauG zu verzichten. 

- 27 -



24) 

25) 

Beschluß: 
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Nach Antrag 
- Der Beschluß ergeht einstimmig -

Ergänzung des Satzungsbeschlusses vom 
21.10.1976 zum Bebauungsplan Nr. 368 g für 
das Baugebiet:Suchsdorf-Süd z:.N ischen Eckern­
förder Straße und Viehdamm (ergänzter Satzungs­
beschlu ß) 

Berichterstatter: Stadtbaurat Barteis 

- Drs. 52 -

Antrag: Die Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 368 g für das 
Baugebiet: Suchsdorf-Süd z:.N ischen Eckernförder Straße 
und Viehdamm wird entsprechend dem in der Sitzung 
aushängenden Plan als Satzung beschlossen. 

Beschluß: Nach Antrag 

Betreff: 

- Der Beschluß ergeht einstimmig -

Ergänzung des Satzungsbeschlusses vom 
21.10.1976 zum Bebauungsplan Nr. 368 f für 
das Baugebiet: Suchsdurch-SUd z:.Nischen Holm­
redder und Viehdamm (ergänzter Satzungsbeschluß) 

Berichterstatter: Stadtbaurat Barteis 

- O>rs. 53 -

Antrag: Die Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 368 f für das 
Baugebiet: Su chsdorf-Süd z:.N ischen Holmredder und 
Viehdamm wird entsprechend dem in der Sitzung aus­
hängenden PI anal s Satzu ng beschlossen. 

Beschluß: Nach Antrag 
- Der Beschluß ergeht einstimmig -

Betreff: Mehraufwendungen fUr Abfallbeseitigung - Drs. 54 -

Berichterstatter: Stadtrat Kuster 

Antrag: Bei der Haushaltsstelle 72/675 - an öffentl iche Unter­
nehmen - Rechnungsjahr 1976 - wird der Leistung einer 
Uberplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 470.701,11 DM 
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~9) 

Beschluß: 

Betreff: 
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zugestimmt. Die Ausgabe wird im Rahmen des Abschlusses 
1976 unter Einbeziehung der Abschlüsse der Vorjahre des 
Abschnittes 72 gedeckt. 

Nach Antrag 
- Der Beschluß ergeht einstimmig -

Zuschuß zum Ausgleich der Verluste der Versorgung - Drs. 55 -
und Verkehr Kiel GmbH (VVK) 

Berichterstatter: Bürgermeister BarON/Stadtrat Dr. Moll 

Antrag: Der WK wird zum Ausgleich der Verluste ein Zuschuß In 

Höhe von 
500.000 DM 

aus Mittel n der Haushaltsstelle 83.715 - Haushai tsjahr 1976 -
gewährt. 

Beschluß: 

Betreff: 

Nach Antrag 
- Der Beschluß ergeht einstimmig -

Genehm igu ng von Sofortentsche idu ngen des Ober­
bürgermeisters gemäß § 82 GO 

Ber i chterstatter: Oberbürgerme ister Ba ntzer 

- Drs. 56 -

Antrag: Den in der anliegenden Liste aufgeführten Sofortentschei­
dungen gemäß § 82 GO in Höhe von insgesamt 
36.076,63 DM wird zugestimmt. 

Beschluß: Nach Antrag 
- Der Beschluß ergeht einstimmig -

Betreff: Erlaß einer Baumschutzverordnung 

- Die Dringl ichkeit dieses Antrages der SPD-Fraktion, der mit der 
Nachtragstagesordnung verschickt wurde, ist bei der Beratung der 
Tagesordnung nicht anerkannt worden, daher wurde dieser Antrag 

heute nicht behandelt -

- Drs. 62 -
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30) Verschiedenes 

./ 

Ratsherr D r. Her man n bittet, in die Prioritätenplanung 
für die Schnee- und Eisräumung der Straßen auch abschüssige Straßen 
mit einzubeziehen. 

- Weitere Veranlassung durch das Stadtreinigungs- und Fuhramt -

Stellv. Stadtpräsident M ü I I erteilt mit, daß am 17.3. und 
21.4.1977 die nächsten Sitzungden der Ratsversammlung stattfinden 

werden. 

- Kenntnis genommen -

I 

dUdC.~t 
a tprasl en 

c ({ 
Stadtpräs {'almt 

ats ~~ 
Schriftführerin 

~n 



- Der Stadtbaurat - Kiel, den 17. Fehr. 1977 

~tt.: Anfrage von Herrn Bollmann 

Das Grundstück liegt in dem noc}l unerschlossenen Gebiet 
des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes Nr. 373. Die 
Erschließung de3 Grtmdstuckes als Voraussetzung fUr 
seine Bebaubarkeit ist nur im Rahmen der Gesruaterschlie­
ßung möglich. Die Eigentümerin des überwiegenden Teils 
der Fläche, die der B-Plan Nr. 373 erfaßt, die Kieler 
Wohnungsbaugesellschaft, ist seit längerem an der Reali­
Sierung des Planes interessiert. Wegen der Finanzie­
rungsschvlierigkeiten im Geschoß''lohnungsbau bemUh"t sie 
sich aber um eine Umulanung des Teiles im Plangebiet, 
für den eine dreigeschossige Bebauung ausge\",iesen ist. 
Das wird eine Änderung des B-Planes erforderlich machen. 
KWG und Verwaltung bei'assen sich zur Zeit dami"c. 

Wegen der Planänderung und '1:/Cil in dem von der Ratsver­
Sammlung beschlossenen Erschließungsprogramm das Gebiet 
des B-Planes Ne. 373 nicht enthalten ist, kann der Zeit­
pUnkt für die Herstellung der Erschließungsanlagen nicht 
genannt werden. Eine Erschließungspflicht der Stadt be­
steht grundsätzlich nicht. Das Stadtplanungsamt wird 
dennoch untersuchen, ob eine Voraberschließung dieses 
am Rande des B-Planes liegenden Grundstückes baurechtlieh 
und techn.isch möglich ist, ",..,obei Umweglwsten fUr den 
Bauherrn nicht aus zu schließen sind. 



Kiel, den 17. Februar 1977 

Die Kleine Anfrage · ~er SPD-Ratsherren-Fraktion beantworte ich 

wie folgt: 

~ 1 ) : 

Dem Magistrat sind die Pläne zur Erweiterung des St. Ellsabeth­

Krankenhauses um 40 auf 100 Betten bekannt. 

Vom Bauordnungsamt vrurde ein Vorbescheid erteilt. ein Bauantrag 

liegt noch ni~ht vor. 

~1:l-&!. 
Der Magistrat hat an der Planung nicht mitgewirkt. 

Das Land stellt beka.nntlich den Krankenhausbedarfsplan auf. 

H1erzu werden nur t~ehtirt: : 
1P 

1. die Krankenhausge sell Gchaft 
2. die Spltzenverbände der gesetzlichen Krankenkassen 
3. die Spitzenverb,~de der Kreise lmd kreisfreien Städte 

Der Krankenhausbedarfspinn fUr Schleswlg-Holsteln gilt bis zum 
31 . 12.1980. 

In diesem Plan 1s t das St. Ellsabeth-Krankenhaus mit 60 Betten 
enthalten. 

Der Zielplan, elne vom Land fUr die fernere Zukunft ohne recht­
~e Verpflichtung aufgestellte Prognose, erwähnt das St . Elisa­

beth-Krankenhaus nicht. 

Das bedeutet aber nicht, daß es in der jetzt vorberei t eten Fort­
SChreibung des Krankenhaus bedarfs planes bis 1984 nioht enthalten 
1st. 
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Vorn LaUQ hat der r~aglstrat erfahren, daß das St. E11sabeth-Kranken­
haus 1n der Forts~hreibung mit 100 Betten ausgewiesen wird. 

Es ist nicht zu er\'l~rt.enJ daß sich im Anhörverfahren d1e genannten 
Beteiligten gegen 100 Betten aussprechen werden. 

GI.\.IlZ abgesehen davon, daß sie bekanntlich ohnehin nur beratende 

Funktionen haben. 

E!. WUrde vom Land ·· ausdrücklich versichert, daß te Auf-

~oCkung der Betten des. St. Elisabeth-Krankenh 
~r die Planung fUr das Städtische Krankenh UB 

Das rand hatle bereite vor einem Jahr von den Absicht n gehört, die 
Klinik Dr .. Bents, Bese1 4?rallee, zu schließen • . 

.. 
Im Hinblick auf die seinerzeit bevorstehende Schließung der Klinik 
Dr . Petrick und in Verbindung mit der erst späteren Fertigstellung 
Qes Neubaues des Sttidt. Krankenhauses sah man in der Aufstockung der 
8ettenzahl des St. Elisabeth-Krankenhauses einen Ausgleich etwa fUr 
<aE) mit der Schließung der Klinil{ Dr. Bents zum 31.12.191'7 \t~egfal­

lenden Betten. 

lilerzu ergfulzend noch (~ln~llal die Zahlen der 
Chirurgischen Betten 1n Kiel: 
Stand 5.2.191'9 938 
. / . Klinik Dr. Petrick -2l 

885 

-j. Klinik Dr. Bents (31.12.1977) -2Q 
8'5 

40 -+ St. Elisabeth-Krankenhaus 
875 

Also ein Minus von 10 gegenUber dem 5.2.1976. 
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äu 3): 

Nach den f\1aßstffi>'en, d1e der Magistrat und die Landesregierung 
Schleswig-Hols taln an die Krankenhausplanung in Kiel gelegt 
haben, wird eineo °Beeintrttcht igung auf dem K6n1gs\t'leg gegeben 
sein. wenn nicht besondere Schallschutzmaßnahmen vorgesehen 

werden. 

Die Frage zu 4) habe ich bereits beant't'lortet. 

~u 5): 

D1e neueste Bau- und Finanziel~g5planung des Landes 1st dem 

Magistrat nicht bekannt . 

Nach .. § 6 KHG s ind di e mehrj ä.hrigen Krankenhausbedarfaplärle der 
Ltlnder Jährlich der Entltdcklung anzupassen. 

Die LMnder haben von daher bis zum 1.10. e1nes jeden J hres für 
dafl folgende Kalendocrjahr E'1n Jahreakrankenhausprogramm aufzu­
stellen. 

Dieses Pro~;rarr.m muß mindesten~ ent:w.l ten: 

- Projektbezeichnung mit Bettenzahl 
Krankenhausträger 
eine Aussage Uber die förderungsfUhigen Kosten de Gesamt-

projekts 
voraussj,chtliche Höhe der jMhrlichen Fördermittel fUr Jedes 

Vorhaben .. 

~as Jahreskrankenhaus bauprogramm ist ein verw ltungeinternes 
E,inanz i eryngsprogl"a.mtrl I das nicht verlSffentlicht werd n muß. 

Ebenso ist eine AnhlSrung der wesentlich Bete1ligten - wie von 
mir unter 2) genannt - nicht vorgesehen. 



Anlage 3 

DER OBERBÜRGERME ISTER 

Betr . 
~ 

Kiel, den 17. Februar 1977 

Kleine Anfrage der CDU-Ratsherrenfraktion betr. Informationsschrift des 
Schulamtes "Aus der Schule - in die Schule" 

Die Kleine Anfrage der CDU-Ratsherrenfraktion wird wie folgt beantwortet: 

~rage 1: 

~o die vom Schulamt beabsichtigte Herausgabe einer gebundenen Broschüre für die 
R chulabgänger 1977 durch Abi ehnung entsprechender Haushaltsmittel durch die 
zotsversammlung vom 9. Dezember 1976 ausgeschlossen war, ist eine im Umfang geringere 
d usammenstellung der beruflichen Schulen in Kiel als geheftete Ausgabe im Rahmen 
er Kieler Schul information herausgegeben worden. 

Diese Schrift mit einer Auflagenhöhe von 3.500 Exemplaren ist wie folgt verteilt 
worden: 

1. 1.000 Exemplare über den Verteiler der Kieler Schul information 

2. 2.300 Exemplare an die Schulabgänger 1977 

3. 100 Exemplare an die Presse 

4. 100 Exemplare an die in der Schrift aufgeführten Schulen 

Bei der H II erste ung der Schrift sind folgende Kosten entstanden: 

1. 

1.1 

1.2 

1.3 

2. 

2.1 

Personal kosten 

Stadtinspektor Bes. Gr A9 für 1 Woche 

- nach Auskunft des Personalamtes -

Druckereimitarbeiter für 1 Woche 
- nach Auskunft des Personalamtes -

Fotosatztechniker 
- nach Auskunft des Stadtvermessungsamtes -

Sachkosten 

Papier- und Maschinenko.sten 
- nach Auskunft der Druckerei -

Fotosatzkosten 

690,-- DM 

650,-- DM 

35,-- DM 

1.500,-- DM 

9,-- DM 

2.884,-- DM 
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~rage 2: 

~ine Veranschlagung der Ausgaben hat nicht stattgefunden. Die Sachkosten sind im 

S
ahmen der einzel nen Sachkostenansätze gedeckt, die Personal kosten sind in den 
a I .. . mme nachweisen der einzelnen Amter enthalten. Eine Verrechnung dieser Kosten 

Innerhalb der städtischen Ämter findet nicht statt. 

~ 
Nein, da kein Beschluß vorl iegt, der die Herausgabe einer Schulabgängerschrift 
untersagt. 

~ 
~er Magistrat vertraut auf die sorgfältige und rechtmäßige Wahrnehmung der dienst ­
lehen Aufgaben durch die Magistratsmitgl ieder, die nach der Gemeindeordnung den 
~gistrat in ihrem Sachgebiet vertreten. Im Rahmen seiner Beratungen und Beschluß­
aSSungen achtet er auch hierauf. 



Ru.1Q.S' 'f 

Sperrfri st : 17. Februar 1977, 16.00 Uhr 

Änderungen vorbehalten! 

Kommunalpolit ischer Bericht 

des O berbürgermeisters zum Kre isentwicklungsplan 

Herr Stadtpräsident ! 

Meine Damen und Herren! 

Kiel 1977 - 1981 

Unter dem Planungsziel "Menschliche Stadt" stellen wir in Teil A. unseres Kreis­

entwi ckl ungsplanes fest: 

"Die Stadt a ls Organisa t"on der örtlichen Gemeinschaft muß dafür sorgen, daß die 

Bürger als einzelne und als Glieder der Gesellschaft frei und gesi chert leben kön nen, 

frei von materieller Not r von gesellschaftl icher Diskriminierung und Bevormundung, 

fre i zur Entfaltung ihrer Persönlichkeit, gesichert vor den G efahren und schädlichen 

Einflüssen der techni sierten Umwelt. 

Die Stadt als all täglicher Le bensraum muß bewohnbar bl eiben. Die BUrger sollen 

sich in ihrer Stadt wohl flih len können. 

Das mi : anderen Städten unverwechselbare landschaftliche und städtebauliche Ersche i­

nung~ ry i Id Kie ls darf nicht beeinträchtigt werde n durch di e Folgen einseitigen Nachgebens 

gegenüber technisch oder ökonomisch begründeten Forderungen Vorübergehende 

Unzulänglichke iten sind eher hinz unehmen als nachhaltige Zerstörungen. 11 
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Sicher wird man diese Ausführungen als eine Ansammlung von Selbstverständlich-· 

keiten und Banalitäten bezeichnen können, aber wer die tatsächl ichen 

Gegebenheiten in unserer Stadt 'Oder aber auch einzel ne BeschlUsse in diesem 

Hause mit diesen Zielsetzungen vergleicht, wird feststellen, wie schwer es ist, 

theoretische Selbstverstä ndl ichkeiten in die Wirklichkeit umzusetzen. Mit dem 

vorl iegenden Entwurf zum Kreisentwicklungsplan unterbre iten Magistrat und Aus -

5chJ3für Entwicklungsplanung Vorschläge fUr unsere Stadt, wie wir den 

gesetzten Zielen näher kommen können. 

Im Dezember habe ich bedauert, daß wir den neuen Kreisentwicklungsplan dama ls 

nicht mehr abschließend beraten konnten. Die Etatdebatte der Ratsversamm lung 

hat mir dann aber gezeigt, daß die Verschiebung in den Januar 1977 auch 

Vorteile bringen kann. Denn jetzt, wo Haushalt und Investitionsprogramm erst 

einmal unter Dach sind, läßt sich wohl doch etwas mehr Distanz zu den 

Tagesfragen aufbringen. 

Dieser gedanklic~Abstand scheint mir um so wichtiger zu sein, je stärker die 

Tagespolitik im Zeiche n des Krisen-Management steht und wohl auch 

stehen muß, 

Krisen-Management im doppelten Sinn : 

Insgesamt ging und geht es ja darum, mit den vorhandenen finanziellen und 

personellen Kräften die wichtigsten Aufgaben wenigstens soweit zu erfül len, 

daß der Mangel für die Bürger nicht allzu schmerzhaft wird, 
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und in Einzelfällen gi ng es wohl auch fUr Dezernenten und Fraktionen darum, 

favorisierte Ausgabepositionen vor den Attacken des Kammerers, anderer 

Kollegen oder anderer Fraktionen, zu schUtzen. 

Ich habe mich allmählich daran gewöhnt, daß Stadtentwicklung kein vorrangiges 

Thema für die Kommuna lpol itik in Kiel mehr ist. Ich habe mich auch nach den 

Gründen dafür gefragt. 

Entweder gibt es keine von uns zu lösenden Probleme der Stadtentwicklung, 

oder wir kennen Probleme und Lösungsmöglichkeiten so gu t, daß sie fUr uns 

nur noch Banalitäten darste llen. 

Es gibt wohl aber auch noch eine dritte Erklärung : 

Wir fühlen uns einfach uns icher gegenüber der Zukunft. Weil uns niemand 

absolute Wahrheiten für die Zukunft prognostizieren kann, klammern wir nur 

zu gern all es aus, was uns von den Tagesproblemen ablenken könnte . Den lang­

fristig wich tigen Themen wenden wir uns erst zu, wenn pl ötzlich Zukunft 

und Gegenwart nicht mehr zu trennen sind, wie etwa be i der Kernenergi edis­

kL3sion oder unserem General-Verkehrsplan . 

Und oftmals kommen dann Entscheidungen unter dem Druck von außen zustande 

oder werden, was ebenso schlecht is t, gegen den Druck von a ußen stur verteidigt. 

Politik und Verwaltung sehen in sol chen Situationen me istens nicht besonders 

gut aus. 
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Entwicklungsplanung ist wohl auch deshalb so uninteressan t, weil sie 

zwangsläufig komplex und abstrakt ist und allenfalls im mittelfristigen Ergebnis 

das bringt, was politisch Spaß macht, nämlich konkrete Projekte, di e man am 

Ende der Wahlperiode wirkungsvoll vorzeigen kann. 

Der Kreisentwicklungsplan, wie ihn das Land von den Kreisen und kreisfreien 

Städten verlangt, ist ein Ergebnis eines vielfältigen Arbeits- und Diskussions­

prozesses, der sich nur zum Teil im eigentlichen Plan niederschlägt. Viele 

gedankl icheAnsätze kann e r nicht wiedergeben, weil das den formalen 

Rahmen sprengen würde. 

Ich will darum in meinem Bericht vor allem auf Gesichtspunkte und Zusammen­

hänge eingehen, d ie im Plan allenfalls angedeutet werden, die mir aber fUr das 

Verständnis wichtig erscheinen. 

Nach dem Landesplanungsgesetz soll der Kreisentwickl ungspion die staatliche .. 

Ra umord nungsvorstellungen mittel fristig konkretisieren. Er muß sich also aus de r 

Raumordnung, ihren Zielen und ihren Rahmenbedingungen herleiten. 

N un ist Raumordnung auch ein Thema, bei dem ein Parlamentssaal sich schnell 

le rt. Ich vermute deshalb, daß auch Ihnen manche Äußerungen der Fachleute 

entgangen sind, die für Kie l nicht ganz uninteressant erscheinen . 

Im Jun i 1976 hat der Beirat für Raumordnu ng bei dem Bundesminister fU r 

Raumordnung, Bauwesen und Städtebau auf Veränderungen in den Rahmenbe­

d ingungen hingewiesen, die ich, soweit sie für Kiel wichtig sind, in einigen 
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Thesen und Fragen zusammenfassen will : 

Zunä chst zu den ökonomischen Rahmenbedingungen: 

1. Die Industrialisierung der dritten Welt erschwert den Export in immer 

stärkerem Ma ße, insbesondere bei technologisch einfacheren Industrieprodukten. 

Frage für uns : Is t und bleibt d ie Kieler Industrie technologisch auf einem 

hohen Stand? 

Im Kreisentwicklungsplan haben wir besonders den Ausbau und die Qualitäts-

steigerung von Arbe itsplätzen betont in der Hoffnung, bei künftigen Ansiedlungen 

auch auf die eben gestellte Frage eine Antwort geben zu können. Wir begrüßen, 

daß a uch der Regionalplan II I diese Bestrebungen unterstützt. Unbeantwortet 

bleibt a l lerdings die Frage: 

Können wir hier mit neuer Technologie rechnen? Reicht dafür die 

Standortqua I i tät aus? 

2 . Die relative St(]ndortgunst ha t sich stark differenziert· 

Standorte an leistungsfähigen Verkehrsachsen oder - knote n, z. B. In tercity 

und FlughcJfen, haben gewonnen, 

aber ein Autobahnanschluß ist kein Pluspunkt mehr, sondern eine Selbstver­

ständ I ichkeit. 

Der Beirat für Raumordnung stel lt unmißverständlich fest: 

Die Einführung des Intercitynetzes hat die Standortgunst der bedienten Städte 
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zu Lasten der n icht bedi enten erhöht. 

Frage für uns: Sollen wir uns mit der verkehrspolitischen Behandlung 

Kiels abfinden 

und späteren Stru kturforschern die Einsicht überlassen, man hätte mit einem 

Anschluß Kiels an di e hochwertigen Verkehrsnetze die Verbesserung unserer 

Wirtscha ftsstruktur vie l le icht doch fördern können? 

Oder müssen wir n icht immer wieder Verbesserungen fordern wie die Bahnelek­

trifizierung und den Inte rc ityanschluß nach Kiel? Sicher, die Bahn hat daran 

kein betriebswirtschaftl iches Interesse. Adressat ist das Land. 

Dem Land also müssen wir im Interesse aller Bürger immer wieder die Frage 

stellen: 

Was soll langfrist ig aus den all gemeinen Lebensbedingungen auf dem 

flachen La nd werden, wenn die wirtschaftl ichen Bedingungen in den 

Aktivräumen verfallen? 

A f die Fragen des Verkehrs haben wir auf den Seiten 55 ff. Stellung genommen. 

Ich möchte sie heute um die Mit tei lung ergänzen, daß der Vorstand des 

Kieler Um land Verbandes\in se iner Sitzung am 14. Januar 1977 beschlossen hat, 

gegenüber der Deutsc hen Bundesbahn und den Regierungen die Forderung zu 

vertreten, neben dem für die Zukunft geplanten auf Hamburg ausgerichteten 

D-Zug-Netz in unserem Land ein auf Kiel ausgerichtetes EiI-Zug-Netz zu 
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schaffen. Mit dieser auf die Fläche bezogenen Konzeption hofft der Vorstand, 

über die Diskussion zur Erhaltung von Einzelstrecken hinaus einen neuen 

Beitrag geleistet zu haben. Wir Kieler sollten diesen Vorschlag dankbar 

unterstutzen . 

3 . Die Dienstleistungswirtschaft wird sich weiter auf zentrale Standorte 

höherer Ordnung konzentrierenJDas kann fUr Kiel als Oberzentrum von Vorteil 

sein. Es kann aber auch bedeuten, daß Kiel Funktionen an höhere Zentren wie 

Hamburg oder Frankfurt verl iert. 

Die Hinweise auf die Bedeutung der Dienstleistungswirtschaft fUr die Zukunft 

unserer Stadt ziehen sich wie ein roter Faden durch viele Teile unseres 

Kre isentwi ckl ungsplanes . 

Doch auch hier wird die Erreichbarkeit Kiels im hochwertigen Personenfern-

verkehr eine ganz entscheidende Rolle spielen. 

4. Veränderte Transporttechnologien bringen Veränderungen in der relat iven 

Standortgunst der Häfen. 

Frage für uns: Wie groß ist die Kieler Chance, zusätzli ch zu den vorhandenen 

Fährverbindungen neuen Verkehr mit überregionaler Bedeutung zu bekommen? 

Berechtigt der Hinwe is auf allgemein wachsende Schiffsgrößen und auf das tiefe 

Wasser in Kiel schon zu Hoffnungen und Investitionen? Und wenn eine Chance 

besteht - wie ist dann die Relation von Vorteilen und Nachteilen, von Nutzen 

und Kosten nicht nur für die Hafenwirtschaft , sondern fUr die Stadt und ihre 

Bürger? 
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5. Schließlich macht der Beirat für Raumordnung den KUstenregionen aber 

auch Hoffnung: 

Energieproduktion und Montanindustrie tendieren zur Verlagerung an d ie 

Küste, nicht zuletzt deshalb, weil der Umweltschutz an den traditionellen 

Standorten zu teuer wird . 

Aber auch hier zwei kr itische Anmerkungen: 

Kiel liegt bekanntlich nicht, wie die Nordseehäfen, in einer Bucht des 

a tlantischen Ozeans, sondern an einem Binnenmeer und ist darum eben kein 

Platz für Massengutanlandungen und Verarbeitung. Zum anderen nehmen wir 

den Umweltschutz sehr ernst und sind nicht daran interessiert, aus Kiel 

einen Fall Achterndiek zu machen. 

Soweit meine kritisch en Bemerkungen und Fragen zu den ökonomischen Rah­

menbedingungen der Ki eler Stadtentwicklung. 

Über die demographischen Tendenzänderungen besteht hinreichende Klarheit 

auch hier in Kiel: 

Die Aussicht, daß Kiels Einwohnerzahl schon in wenigen Jahren unter die 

VIerte imillion sinkt, hat nichts Erschreckendes mehr. Und auch die Auswirkungen 

auf die kommunale Infrastruktur und ihre Auslastung lassen sich recht gut übersehen. 

Trotzdem meine ich, daß die Tendenzwende in der Bevö lkerungsentwicklung nicht 

einfach zur Kenntnis genommen werden sollte, sondern daß wir, um Fehlplan ungen 

zu verhindern, die Ursachen der Bevölkerungsentwicklung sehr sorgfältig 
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zu beachten haben: 

Der Geburtenrückgang ist nur ein Faktor, und zwar - für eine Stadt -

nicht einmal der wichtigste. 

Einen viel größeren Einfluß auf die absoluten Zahlen haben die Wanderungen, 

und wenn wir also versuchen wollen, auf die Bevölkerungsentwicklung in Kiel 

Einfluß zu nehmen, wozu es gute Gründe gibt, dann müssen unsere Maßnahmen 

bei den Wanderungen ansetzen, 

_ bei den Wanderungen innerhalb der Stadt, 

_ bei den Wanderungen über die Stadtgrenze, aber innerhalb des Kieler Raumes, 

_ und schließI ich be i den Fernwanderungen, bei denen nicht nur die Wohnung, 

sondern auch der Arbeits- oder Ausbi Idungsort gewechselt wird. 

Daß wir auf die Gesamtzahl und auf di e räumliche Verteilung der Menschen 

in Kiel Einfluß nehmen müssen, wenn wir auf e ine aktive Entwicklungspol itik 

für unsere Stadt nicht verzichten wollen, ist im Grundsatz wohl unbestritten. 

Unbestritten ist auch, daß wir den Menschen dabei nicht die Freiheit nehmen 

wollen und kön nen, über Kinderzahl und Wohnort selbst urd,in eigener Verantwortung 

zu entsche iden. 

AI-er es geht darum, die Rahmenbedingungen so zu gesta lten, daß di e indi viduellen 

Entscheidungen im Ergebnis auch den Interessen der Gemeinschaft dienen. 

Und ich me ine, es liegt durchaus im Interesse der Gemeinschaft, 

_ wenn wir den sozialen und baulichen Verfall alter Stadtviertel verhindern , 

_ wenn wir für e ine pädagogisch sinnvolle Auslastung unserer Schulen sorgen, 
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_ wenn wir fUr mögl ichst vi ele Menschen ein öffentliches Verkehrssystem 

halbwegs attraktiv und wirtschaftlich vorhalten können, 

_ wenn wir d ie Zersi edlung der Landschaft in Grenzen halten, damit die 

Wege zur Natur nicht immer weiter werden, 

_ oder wenn wi r versuchen , die Abwanderung von hier ausgebi Ideten und 

hier gebrauchten Fachkräften in andere Wirtschaftsräume zu verhindern. 

Bevölkerungspolitik ist also kein System fUr sich, 

wie auch irgendwelche Z ielzahlen keinen eigenen Wert haben. Sie müssen 

im Zusammenhang gesehen werden mit den anderen Zielen der Stadtentwicklung. 

Der aufmerksame Leser des Entwicklungsplans vermißt viell e icht konkrete 

Z ie lzahlen für die Einwohnerentwickl ung in Kiel. Auf den Seiten 30 und 31 

stehen zwar sehr deta illierte Angaben, aber in der Zielformel auf Seite 22 

ist keine e inz ige Zah l vorhanden -

Haben die Planer nun quantitative Ziele oder nicht? 

Oder sind sie vielleicht gebrannte Kinder? 

Der vermeintl iche Widerspruch löst sich auf: Kurz- bis mittelfrist ig kann man 

mit e iniger Sicherhei t die Entwicklung der Ei nwohnerzahlen prognostiz ieren -

k hts anderes gibt di e Tabelle auf Seite 30/31 an, die ich im übrigen als 

Ori entierungshilfe auch für die Arbeit in den Stadtteilen wärmstens empfehle. 

Langfri stig kann man zwar Model le durchrechnen, die aber immer auf 

Annahmen beruhen, 

Efns und zwar meist/auf Anna hmen, daß bestimmte Planungen a uch real isiert werden. 

Hier vermischen sich dann Pläne, Wünsche und Prognosen in einer Weise, daß 
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der Laie sich nicht mehr zurechtfinden kann. Wir halten es darum für 

ehrlicher, der Ratsversamm lung keine quantifizierten Langfristziele vorzu-

schlagen, 

aber ihr durchaus deutlich zu sagen, wo es mittelfristig längs gehen wird. 

Diese mittelfr istige Prognose ist verhältnismäßig sicher, weil wir den Wohnungsbau 

als den noch immer wichtigsten Bestimmungsfaktor für die nächsten Jahre im 

großen und ganzen noch recht gut abschätzen können . 

Wir müssen davon ausgehen, daß die erschlossenen oder zur Erschließung 

vorgesehenen Neubaugebiete bis 1981 zwar Raum für rd. 4.000 Wohnungen 

bi eten, von denen aber wohl nur rd. 3.000 fertiggeste llt sein werden. Zusammen 

mit vielleicht 1.000 weiteren neuen Wohnungen in anderen Teilen des Stadt­

gebi etes ergibt sich mitte lfr isti g also günstigstenfa lls ein Zugang von etwa 

4 .. 500 Wohnungen, das hei ßt e in Jahresdurchschnitt von nur 900. Für eine 

ausgegl ichene Wanderungsbilanz wären aber e twa 1.300 Neubauwohnungen 

im Jahr notwendig -

ein Wanderungsverlust gegenüber dem Umland von 1.000 bis 1.500 Menschen 

im Jahr ist also mittelfristig sicher. 

Wie es nach 1981 weitergehen soll und weitergehen kann , wissen wir noch nicht 

so genau . Sicher hat jeder von uns ungefähre Vorstell ungen darüber, wo und in 

welcher Form die Kie ler zukünftig wohnen so llten. Diese Vorstellungen füllen 

e in sehr bre ites Spektrum zwischen dem Kleinsiedlungshaus am Stadtrand und 

der Geschoßwohnung in e inem sanierten Altbauv iertel . Aber auf diesen 

Vorstellungen allein kann man noch keine konkrete Planung aufbauen . 
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Wir müssen uns möglichst bald die Einsichten verschaffen , die für d ie 

Baupolitik der aOer Jahre unbedingt notwendig sind. 

Wir müssen eine Antwort auf viele Fragen finden, 

auf vordergründige Fragen wie z. B. nach dem Flächenbedarf für Eigenheim­

und Geschoßwohnungsbau oder nach dem Umfang notwendiger Sanierung 

und Modernisierung, 

wir müssen uns aber auch und vor allem einen Einbl ick in die Faktoren ver-

schaffen, die d ie Wohnwünsche der Großstadtbevölkerung heute und in Zukunft 

beei nfl ussen. 

Ist n icht der Zug in die Randgebiete auch deshalb so stark, weil es sich in 

den hoch verdichteten Altbaugebieten immer schlechter leben läßt? 

Was stört die Menschen beim Wohnen in der Stadt? Wo muß man also 

ansetzen, wenn man den sozialen und baul ichen Verfall von Altbauvierteln 

aufha lten will ? 

Diese Fragen sind auch hier schon gestell t worden. Wir brauchen eine Antwort 

darauf. Das Amt für Entwicklungsplanung bereitet darum eine breit angelegte 

Untersuchung vor, die sicher nicht billig wird, 

d ren Ergebnisse uns aber viellei cht vor einer Politik bewahren, deren Folgen 

langfristig sehr vie l teurer werden. 

Die Baupolitik, speziell in den Sektoren Wohnungsbau und Stadtverkehr, 

wird darüber entscheiden, ob es die Großstadt Kiel, wie wir sie kennen, 

in 20 Jahren noch geben wird. Wenn wir nicht mi t Mut, Phantasie und Finanzen 
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daran gehen, die Innenstadt in stärkerem Maße wohnlich z u machen, wird sie 

weiter zerfallen in einen einwohnerarmen Kern und in einen Kranz von 

stadtähnlichen Randgemeinden mit einer Mischung von Idylle und Langewe ile. 

Zum Wohnen in der Stadt gehört mehr als nur eine Wohnung. Die Verbesserung 

der Wohnumwelt ist darum ebenso wichtig wie die eigentliche Modernisierung. 

Modernisierung von Wohnungen kann man weitgehend der privatwirtschaftlichen 

und gemeinwirtschaft lichen Initiative überlassen. Diese Initiativen werden 

dabei in Zukunft im Hinblick auf eigengenutzte Altbauwohnungen und Wohnge­

bäude mit der Unterstützung des Bundes durch steuerliche Erleichterungen 

rechnen können. In der Regierungserklärung ist dami t einer Bitte der Gemeinden 

entsprochen worden. Die Verbesserung der Wohnumwel t dagegen ist ohne das 

geistige und finanzielle Engagement der Kommune nicht zu erreichen. 

Es wird nicht genügen, nur Wünsche zu formulieren und dann auf das Wunder 

der Realisierung zu warten. Es wird notwendig sein, alle oder doch viele 

Bereiche der kommunalen Arbeit in den Dienst der Stadterhaltung zu ste ll en. 

Einer dieser Bere iche ist die Verkehrs- und Straßen baupolitik. 

Dp,r Verkehr hat ja nicht nur eine dienende, sondern auch eine gesta ltende 

Funktion. 

Eine autogerechte Stadt ist kein Lebensraum für Menschen mehr. Eine Stadt 

ohne Auto kann es unter den heutigen wir tschaftlichen und gesellschaftl ichen 

Bedingungen auch nicht geben . 
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Wir stehen also vor der schwierigen Aufgabe, die Stadt einzuteilen In 

Gebiete mit Vorrang für die wohnenden Menschen 

- das heißt nichts anderes als ein Abwürgen des Autoverkehrs! -

und in Gebiete, die ihre Wohnfunktion allmählich verlieren müssen. 

Diese Feststellung hört sich recht banal an, 

wer aber einmal mit Bürgern über Verkehrsfragen diskutiert hat, der weiß, 

wie schwer es ist, befri edigende Lösungen zu finden. 

Das gleiche g i lt für den Sektor des öffentlichen Nahverkehrs. Die Verkehrs-

fachleute haben uns 1976 die Untersuchungen zum Generalverkehrsplan 

vorgelegt. 

Die Ergebnisse entsprechen der Formel 

" gut, aber sehr teuer 11 oder IInicht so teuer, aber auch nicht so gut
ll

• 

Einen Vorschlag, der gut und billig ist, kann es leider nicht geben. 

Also müssen wir einen Kompromiß finden. Wenn wir uns auch nicht für das 

beste System entscheiden können, müssen wir doch konsequent bleiben und 

da für sorgen , daß der ÖPNV nicht noch weiter in die Rolle eines LUcken-

büßers gedrängt wird . 
. 

Auch das hört sich sehr einfach an . Aber es wird vi e l Überzeugungskraft 

verlangen, auch den immer noch zahlrei chen autoverliebten Menschen 

klar zu machen, daß der G ebrauch des Konsumgutes Auto zum Wohle der 

Allgemeinheit teilweise eingeschränkt werden muß. 

Ich will auf die Einzelheiten des Planes nicht weiter eingehen, sondern 

hier nur feststell e n, daß es in den Ausschußberatungen keine Vorschläge 
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über inhal tl iche AI ternativen gegeben hat, sondern nur Vorschi äge für 

Ergänzungen und bessere Formul ierungen. Diese Änderungen I iegen Ihnen 

in den Anlagen vor. Ich bitte, ihnen mit dem Entwurf zuzustimmen. 

Das Gespräch mit den Ortsbeiräten brachte keine wesentl ichen Änderungs­

vorschläge. Die Suchsdorfer Anregungen zu Teil B beziehen sich auch auf 

die mittelfristige Finanzplanung und können m.E. erst bei der Fort­

schreibung berücksichtigt werden. Dem Mettenhofer Vorschlag zum Ge­

biet He idenberger Teich soll te gefolgt werden. Alle anderen Wünsche 

und Anregungen der Ortsbeiräte werde ich den zuständigen Dezernenten 

zustell en. 

Der Entwicklungsplan ist ein Rahmenplan. Nur in diesem Sinne kann er 

das kommunale Handeln der nächsten Jahre vorzeichnen. Er muß ausge­

füllt werden durch Fachpläne, die ihrerseits real isiert werden durch die 

Entscheidungen über Einzelvorhaben und ihre Finanzierung. 

Ich habe den Eindruck, daß dieser Entw icklungsplan real istischer ist als 

sein Vorgänger vor drei Jahren; 

real istischer SCM'ohl was die finanzielle Seite angeht, 

al s auch h insichtl ich der organisatorischen und personell en Mögl ichkeiten. 

Er ist kein Wunschkatalog mehr, sondern ein Konzept, mit dem sich 

arbeiten läßt. 

Es I iegt jetzt in Ihrer Entscheidung, ob mit diesem Konzept gearbeitet 

werden soll. 
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Für die Mitarbeit bei der Ausarbeitung dieses Entwurfs darf ich Ihnen 

allen, meine Damen und Herren, meinen Dank sagen. In diesen Dank 

mächte ich aber auch ganz besonders die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

des Amtes für Entwicklungsplanung einbeziehen. 



~inn: 19.47 Uhr 

NIEDERSCHRIFT --------------------------
über die Sitzung der Ratsversammlung 

am 17. Februar 1977 

Rathaus, Ratssaal 

Nichtöffentl iche Sitzung 

~esend: Siehe Niederschrift über die öffentl iche Sitzung 

Ende: 19.50 Uhr 



8) Verschiedenes 

- Es I iegen keine Wortmeldungen vor -

Nach Wiederherstellung der Öffentl ichkeit gibt Stell v. Stadtpräsi-

dent M ü I I e r die in nichtöffentl icher Sitzung gefaßten 

Beschl üsse bekannt. 

~~ 
Schriftführer! n 



Hauptamt Kiel, den 9. März 1977 

An 

a) 

b) 

das Rechtsamt 

Rcc;fri t~~J12 
Herrn OberbUrgermei ster Bantzer I 'l' 3 
h i e r 

Unter Bezugnahme auf das Schreiben des Rechtsamtes vom 4. Februar 
wird die Langniederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung am 
17. Februar 1977 zur Kenntn is übersandt. 

Im Auftrage: 

;..t; d VJ fJ-I ~~4 Vß.f / &,c" 1JM, 

e Li. fl: L;.;/tdJJJ (.411 '/ t , 

1911 



Hauptamt Kiel, den 14. März 1977 

1) Je eine Abschrift der Niederschrift uber die Sitzung der Ratsversammlung 

am 17. Februar 1977 erhalten das Büro des Stadtpräsidenten und das 
Rech nu ngsprUfu ngsamt zur Kenntnis. 

2) Auszüge erhal ten: 
ab', J.~/J, /MCA . 

Öffentl iche Sitzung 

Von Punkt der Niederschrift 67 z.K. 

11 11 3a 11 11 a) 60 z.K. 
b) 66 z.K. 

11 11 5a 11 11 00 z.K. 

11 11 5b 11 11 00 z.K. 

11 11 5 c 11 11 05 z.K. 

11 11 5d 11 11 a) 51 z.K. 
b) 01 z.K. 
c) 90 z. K. 

11 11 5e 11 11 71 z.K. 

11 11 6a 11 11 a) 50 z.K. 
b) 52 z.K. 

11 11 6b 11 11 a) 20 z.K. 
b) 00 z.K. 

11 11 8 11 11 a) 60 z.K.u.w.V. 
b) 90 z.K.u.w.V. 

11 11 9 11 11 a) 42 z.K.u.w.V. 
b) 51 z.K.u.w.V. 
c) 60 z.K.u.w.V. 
d) 90 z.K.u.w.V. 

11 11 9a 11 11 20 z.K.u .w.V. 

11 11 10 11 11 a) 01 z.K.u.w.V. 
b) 03 z.K.u.w.V. 

11 11 1 1 11 11 04 z.K.u.w.V. 

11 11 12 11 11 a) 61 z.K.u.w.V. 
b) 00 z.K. 
c) BUro Stadtpräsident z.K. 

11 11 13 11 11 06 z.K.u.w.V. 

11 11 14 11 11 06 z.K.u.w.V. 
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Von Punkt 15 der Niederschrift a) 00 (2 x) z.K.u.w.V. 
b) Büro Stadtpräs ident z.K. 

11 11 16 11 11 a) 30 z.K.u.w.V. 
b) 65 z.K. 
c) 90 z.K. 

11 11 17 11 11 a) 20 z.K.u.w.V. 
b) 90 z.K. 

11 
11 18 11 11 a) 20 z.K.u.w.V. 

b) 90 z.K. 

11 11 19 11 11 a) 20 z.K.u.w.V. 
b) 90 (2 x) z.K. 

11 11 20 11 11 42 z.K. 

11 11 21 11 11 a) 42 z.K . u .w.V. 
b) 90 (2 x) z.K. 

11 11 22 11 11 a) 50 z.K.u.w.V. 
b) 90 (2 x) z.K. 

11 11 23 11 11 61 (2 x) z.K.u.w.V. 

11 11 24 11 11 61 z.K.u.w.V. 

11 11 25 11 11 61 z.K.u.w.V. 

11 11 26 11 11 a) 71 z.K.u.w.V. 
b) 90 (2 x) z.K. 

11 11 27 11 11 90 (2 x) z.K.u.w.V. 

11 11 28 11 11 90 (2 x) z.K.uw.V. 

11 11 29 11 11 67 z.K. 

11 11 30 a 11 11 71 z.K.u.w.V. 

Nichtöffentl iche Sitzung 

Von Punkt der Niederschrift 30 z.K.u.w.V. 

11 11 2 11 11 30 z.K.u.w.V. 

11 11 3 11 11 90 (2 x) z.K.u.w.V. 

11 11 4 11 11 92 z.K.u.w.V. 

11 11 5 11 11 92 z.K.u.w.V. 

11 11 6 11 11 92 z.K.u.w.V. 

11 11 7 11 11 92 z.K.u.w.V. 

3) Z.d.A. 
Im Auftrage: 

!».Q,J+,'w 



SITZUNG 
/ 

des Magistrats 'vom .............. . 
/' 

der Ratsversammlung vom . . ir .. rl- ... 1: r 

Einen Auszug der Niederschrift über die Sitzung 

des Ma~strats 
der Ratsversammlung (nicht-)öffentlich heute erhalten: 

~-- ,/ ----------------- - ---------------------------------- -- --------------
Amt Betrifft: Unterschrift - Datum 

-~- --------------------------------------------------------------------

~~~j2_ -~tr;.#f_1oAie/~t __ ~~~~t~j _______ ~c!tfJ.I'-_j ___ ~_~~ _ _'f!~ __ 
J2J Punkt: 
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-Jf!------------- ---------~~~~t~JJ..f~gf!}tAJll.t----------'It~L ___ _ 

~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~ 
Oll Punkt: J J /, 
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- 2 - . 



- 2 -

Punkt: 

- --- -------------------------- --------------------~--- ------- - ------

____________ , _________ ~~~~t~ _ }(;i.bigl ~}!{f'u.. _ !J ~! ________________ _ 
Punkt : 

}J.Y,! e --!.tOdIp.1fi6JJL~.t.. ~~~~t_j' ----/lPJsbtl;~ --J-----~ eh 
_01 __ . ___ ~ _ ~ _______ .; __ ~~1~C~ ~ _________________________________________ _ 

tfS~ . 
----------

_ J..Q ___________ ~ _ ~ ____ ~u_r:.~t~ Jf.t ,(,'1- ~<f!._ -1.1-:--_______ _______ ___ __ ___ ___ _ _ 

-:Q- -- -------~ -------::;:~;---~-!&~----------~ i~- -1?k,--
__ L ______________________________________________ ~ _ ~ __ __ ___ _ 

Punkt: 

Punkt : . 
. . 
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